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62,5 atü, trocken gesättigt 
16 MW Kond. Tbs. für Atomkraftwerk 
Kühlwasser 12,5° C 


184 atü/610° C 
28,7 MW Geg. Tbs. 
Gegendruck 19 ata 
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Schiffsturbine mit Getriebe 
16000/18000 Wellen-PS 
60 atü/450° C 

HD/ND 5500/3400 UpM 


Die Planung und Ausrüstung von Energie- Schraubendrehzahl 100 UpM 


erzeugungsanlagen ist eine Vertrauens- 
sache. Die AEG sieht ihre Aufgabe darin, 
in der Wirtschaftlichkeit der Anlage, der 
Robustheit der Konstruktion und nicht 
zuletzt in den Anschaffungskosten die 
jeweils günstigsteLösungzufinden.Hierzu 
zählt eine weitgehende Standardisierung 
der Bausteine, modernste Fertigungsver- 
fahren undeinesorfältigeMaterialauswahl. 
Bei den nebenstehenden Anlagen handelt 
es sich um Betriebsverhältnisse, die durch 
Standardmaschinen nicht erfaßt werden 
und deren Beherrschung das beste Zeug- 
nis für die Güte eines AEG-Fabrikates ist. 


55 MW Heizturbosatz mit ZwÜ 
130 atü/535° C/525° C 
Kühlwasser 16° C 
im Gegendruckbetrieb max 2 ata 


200 atü/547° C/547° C/450° C 
Kühlwasser 12° C 


150 MW Kond. Tbs. mit ZwÜ 
210ratu75352.6/7528%.C 
Kühlwasser 21° C, 2flutig 


Ein eindeutiger Beweis 
für die Fortschrittlichkeit 
der AEG-Kraftwerkstechnik. 


250 MW Kond. Tbs. mit ZwÜ 
19581u7:5952. 0/5352. & 
Kühlwasser 15° C, 3flutig 
(fertigungsreif durchkonstruiert) 
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1 Seine Bedeutung für die Praxis der Elektrizitätsversorgungsunternehmen bei Planung 


DK 333.6 (43-15) (094.56) :621.31 1 


Unter der besonderen Sicht des Themas werden die Vorschriften des BBauGesüber die Bauleitplanung 
behandelt. Einleitend werden die Ziele dieser örtlich begrenzten Planung im Verhältnis zur übergeord- 
neten Raum- und Landesplanung und die Abgrenzung des Planungsrechis zum Bauordnungsrecht, ins- 
besondere zu den Bauordnungen der Länder, erläutert. Die Aufstellung, Sicherung und Durchführung 


5 der Bauleitplanung und die Beteiligung der Elt-VU daran als „Träger öffentlicher Belange‘ werden 
i dargestellt. Es wird besonders auf die Vorschriften hingewiesen, welche die Elt-VU nach Inkrafttreten 


y 


durchgeführt werden können. 


Nach jahrzehntelangen Vorarbeiten, zu denen eine Auf- 
forderung des Bundestages an die Bundesregierung vom 
16. September 1951 erneuten Anstoß gegeben hatte, wurde 
im vergangenen Jahr das Bundesbaugesetz (BBauG) vom 
23. Juni 1960 verabschiedet. Seine Vorschriften über die 
@ Bauleitplanung sind für die Planung und den Bau von 
'Versorgungsanlagen von großer Bedeutung. Vorwiegend 
ihrer Darstellung gelten diese Ausführungen. Zum Verständ- 
nis des neuen BBauG bedarf es zuvor einer Erläuterung 
| ‚sei er rechtssystematischen Stellung und Bedeutung 
im Verhältnis zum übrigen geltenden und geplanten Bau- 
© und Bodenrecht und eines kurzen Hinweises auf seinen 
| Inhalt im ganzen. 


r2 
| 
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Anders als sein Titel „Bundesbaugesetz‘‘ zunächst ver- 
#2 muten läßt, enthält das neue Gesetz weder eine zusammen- 
fassende, für das gesamte Bundesgebiet gültige Kodifizie- 
rung der anerkannten Regeln der Baukunst noch des Bau- 
\ polizeirechts. Vorschriften dieser Art finden sich in den 
# Bauordnungen der Länder und Städte. Zur Zeit sind Be- 
strebungen im Gange, um auf diesem Gebiet die große Un- 
$ einheitlichkeit des geltenden Rechts möglichst zu beseiti- 
I gen. Den Ländern, zu deren Gesetzgebungszuständigkeit 
# dieses Sachgebiet gehört, liegt mit der Empfehlung zur An- 
nahme eine ‚„Musterbauordnung‘“ vor, die von einer ge- 
) meinsamen Kommission der Länder und des Bundesmini- 
steriums für Wohnungsbau erarbeitet worden ist. 


Das BBauG ist ein Gesetz der Raumplanung, Bo- 
dennutzung und Bodenordnung für den örtlichen 
Bereich der einzelnen Gemeinde oder mehrerer Gemeinden. 
Bundesrecht für eine großräumige Planung und Boden- 


*) Assessor H. Ruscher ist Prokurist der Preußischen Elektrizi- 
täts-Aktiengesellschaft, Hannover. — Vortrag, gehalten anläß- 
lich der Jahresversammlung der VDEW in Bonn am 14. Juni 
1961. 


des Gesetzes während der Überleitungsfrist und künftig laufend beachten müssen, um sicherzustellen, 
daß Planung und Bau örtlicher und überörtlicher Versorgungsanlagen rechtzeitig und reibungslos 


ordnung gibt es noch nicht. Für die Länder liegt ein Muster- 
entwurf für ein Länderplanungsgesetz vor, und wei- 
tere Vorschläge dazu werden ausgearbeitet. Ziel dieser Ent- 
würfe ist auch hier möglichste Rechtsgleichheit in allen 
Ländern. Bisher gibt es nur in Bayern und Nordrhein- 
Westfalen ältere Gesetze dieser Art. Wie das zukünftige 
allgemeine Bundes- und Landesplanungsrecht mit dem 
Planungsrecht der Gemeinden nach dem BBauG abge- 
stimmt und notfalls ihm gegenüber durchgesetzt werden 
soll, läßt sich noch nicht sagen. 


Wegen der Zuständigkeit des Bundes als Gesetzge- 
ber für die Raumplanung der Gemeinden ist es zunächst zu 
erheblichen Meinungsverschiedenheiten gekommen, weil 
damit in „Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“ 
(Art. 28 II GG) eingegriffen, also das Selbstverwaltungs- 
recht der Gemeinden berührt wird. Selbst durch ein Rechts- 
gutachten des Bundesverfassungsgerichts vom 16. Juni 
1954 (BVerwGE Bd. 3 S. 407) konnten nicht alle Zweifel 
ausgeräumt werden. Schließlich wurde das Gesetz in der 
vorliegenden Form verabschiedet. 


Die schon erwähnte Aufforderung des Bundestages vom 
September 1951 wünschte den Entwurf eines sehr weitge- 
henden Gesetzes, welches ‚das Bau-, Boden-, Planungs-, 
Anlieger- und Umlegungsrecht im Zusammenhang und bun- 
deseinheitlich regeln soll“. Soweit die Zuständigkeit des 
Bundes zur Gesetzgebung angenommen wurde, finden sich 
deshalb in dem umfangreichen, z. T. recht perfektionisti- 
schen neuen Gesetz Vorschriften über die Bauleitpla- 
nung und ihre Sicherung sowie Rahmen- und Einzelbestim - 
mungen über die Bodennutzung und den Bodenver- 
kehr. Dazu zählen Bau- und Veränderungssperren, die 
Möglichkeit zur Umlegung und Enteignung von Grund- 
stücken und von Rechten an Grundstücken, die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen schon bei Baureife und die sei- 
nerzeit im Parlament heftig umstritten gewesenen Vor- 
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schriften über die Ermittlung von Grundstückswerten. Im 
Zusammenhang mit der Erhöhung der Grundsteuer für un- 
bebaute, aber baureife Grundstücke (Grundsteuer C) sollen 
diese Vorschriften zu einer Senkung überhöhter Grund- 
stückspreise und zu einer allgemeinen Auflockerung des 
Grundstücksmarktes führen. 


Die angedeuteten verfassungsrechtlichen Zweifel haben 
für die hier besonders interessierende Bauleitplanung zu 
einer Lösung geführt, die einerseits das Selbstverwaltungs- 
recht peinlichst beachten und anderseits Leitgedanken des 
Gesetzes aus überörtlicher Sicht berücksichtigt wissen 
möchte. Daraus können sich leider in der Praxis im Einzel- 
fall Schwierigkeiten und Meinungsverschiedenheiten erge- 
ben. 


Es ist sehr zu begrüßen, daß durch das neue Gesetz ($ 186) 
nicht weniger als 67 verschiedene Gesetze und Verord- 
nungen des Reiches, des Bundes und der Länder aufgeho- 
ben worden sind, die bisher das örtliche Recht der Raum- 
und Bodenordnung und des Wohnsiedlungswesens unter- 
schiedlich regelten. Trotzdem bleiben noch wichtige Ge- 
setze zum Teil planungsrechtlichen Inhalts in Kraft. Als 
Beispiele, die hier nicht weiter behandelt werden können, 
seien genannt: das Bundesfernstraßengesetz vom 6. Au- 
gust 1953, das Telegraphenwegegesetz vom 18. Dezember 
1899, das Luftverkehrsgesetz vom 10. Januar 1959 und das 
Naturschutzgesetz vom 26. Juni 1935. 


Bei diesen und anderen Gesetzen handelt es sich um all- 
gemein-verbindliches Sonderrecht, das gegebenenfalls 
mit Vorrang auch im Rahmen der Bauleitplanung und 
Bodenordnung nach dem BBauG berücksichtigt werden 
muß. Kommt derartiges Sonderrecht zum Zuge, so wird dies 
sehr häufig auch für den Bestand und die Planung von Ver- 
sorgungsanlagen bedeutsam werden. 


Für die tägliche Praxis der Elt-VU haben von den Be- 
stimmungen des BBauG die des Ersten und Zweiten Teils 
über die Bauleitplanung und ihre Sicherung die weit- 
aus größte Bedeutung. 


Um den Bestand und die Planung örtlicher wie überört- 
licher Versorgungsanlagen für die Zukunft zu sichern, muß 
man sie beachten. Dies wird sogar möglichst weit voraus- 
schauend geschehen müssen. Wie sich zeigen wird, wird es 
nämlich häufig nicht ganz einfach sein, dort noch Versor- 
gungsanlagen ohne Schwierigkeiten neu einzuplanen, wo 
sie nicht schon bei der Aufstellung eines Bauleitplanes be- 
rücksichtigt wurden. 


Unter dem Oberbegriff „Bauleitplanung“ hat das 
BBauG zwei Arten zusammengefaßt: den Flächennut- 
zungsplan oder vorbereitenden Bauleitplan und den Be- 
bauungsplan oder verbindlichen Bauleitplan ($ 1). Ge- 
meinsamer Zweck beider Arten ist es, „die bauliche und 
sonstige Nutzung der Grundstücke ... vorzubereiten und zu 
leiten‘“, . „um die städtebauliche Entwicklung in Stadt 
und Land zu ordnen“ ($ 1). 


Dem Flächennutzungsplan fällt dabei die Aufgabe 
zu, „für das ganze Gemeindegebiet (oder das Gebiet be- 
nachbarter Gemeinden oder eines Planungsverbandes) die 
beabsichtigte Art der Bodennutzung nach den vorausseh- 
baren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dar- 
zustellen‘ ($ 5). 


Regelmäßig aus einem Flächennutzungsplan entwickelt, 
nur ausnahmsweise „aus zwingenden Gründen‘ vorher auf- 
gestellt, enthält der Bebauungsplan ‚‚die rechtsverbind- 
lichen Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung“ bau- 
reifer Teilflächen ($ 8). 


Diesen unterschiedlichen Aufgaben entspricht es, daß das 
Gesetz für jede der beiden Arten besondere Rahmenbe- 
stimmungen enthält. Dargestellt bzw. festgesetzt ‚durch 
Zeichnung, Farbe, Schrift oder Text‘ samt Erläuterungs- 
bericht können danach die Bauleitpläne folgenden Inhalt 
haben: 


Heft 17 vom 5. September 1961 


Flächennutzungsplan 

8$5Abs.2 
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die für die Bebauung vorgese- 
henen Flächen nach der allge- 
meinen Art ihrer baulichen 
Nutzung (Bauflächen) sowie 
nach der besonderen Art und 
dem allgemeinen Maß ihrer 
baulichen Nutzung (Bauge- 
biete); Bauflächen, für die eine 
zentrale Abwasserbeseitigung 
nicht vorgesehen ist, sind zu 
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. die Ausstattung des Gemein- 


degebietes mit den der Allge- 
meinheit dienenden baulichen 
Anlagen und Einrichtungen, 
wie Kirchen, Schulen, kirch- 
liche, kulturelle und sonstige 
öffentliche Gebäude und Ein- 
richtungen (Gemeinbedarf); 


. die Flächen für den überört- 


lichen Verkehr und für die ört- 
lichen Hauptverkehrszüge; 


. die Flächen für Versorgungs- 


anlagen, für die Verwertung 
oder Beseitigung von Abwas- 
ser und festen Abfallstoffen so- 
wie für Hauptversorgungs-und 
Hauptwasserleitungen; 


. die Grünflächen, wie Parkan- 


lagen, Dauerkleingärten, Sport-, 
Spiel-, Zelt- und Badeplätze, 
Friedhöfe; 


. die Wasserflächen, Häfen und 


die für die Wasserwirtschaft 
vorgesehenen Flächen; 


. die Flächen für Aufschüttun- 


gen, Abgrabungen oder für die 
Gewinnung von Steinen, Erden 
und anderen Bodenschätzen; 


. die Flächen für die Landwirt- 


schaft und für die Forstwirt- 
schaft. 
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und Garagen sowie ihr: 
Einfahrten auf den Bau! 
grundstücken, 

f) die Baugrundstücke für der 
Gemeinbedarf, 

g) die überwiegend für die Be 
bauung mit Familienheil 
men vorgesehenen Fläche 

h) Baugrundstücke für beso 
dere bauliche Anlagen, di! 
privatwirtschaftlichen 
Zwecken dienen und dere 
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sondere solche des Verkehrs 
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Bebauung freizuhalten sind” 
und ihre Nutzung; 
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" Außerdem ist der Bundesminister für Wohnungsbau nach 
" $2 Abs. 10 ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
j durch RechtsVO ergänzende Vorschriften zu erlassen über: 


„l. Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen 
über 


Ä 
| a) die Art der baulichen Nutzung, 
b) das Maß der baulichen Nutzung und seine Berechnung, 


| 
N e) die Bauweise sowie die überbaubaren und die nicht 
' überbaubaren Grundstücksflächen, 


d) die Mindestgröße der Baugrundstücke; 


2. die in den Baugebieten zulässigen baulichen und sonsti- 
2 gen Anlagen; 


" 3.die Zulässigkeit von Festsetzungen nach Nummer 1, 
A wenn Bebauungspläne nicht aufgestellt sind oder Fest- 
=  setzungen nach Nummer 1 nicht enthalten; 


3 4. die Ausarbeitung der Bauleitpläne einschließlich der da- 
. zugehörigen Unterlagen sowie über die Darstellung des 

Planinhalts, insbesondere über die dabei zu verwenden- 
den Planzeichen und ihre Bedeutung.“ 


" Dabei handelt es sich zwar vorwiegend um Ordnungsvor- 
schriften, die ein einheitliches, lückenloses Verfahren ge- 
 währleisten sollen. Ihre zum Teil materielle Wirkung für das 
 Bauplanungsrecht ist aber unverkennbar. Bisher sind 
I RVO dieser Art noch nicht erlassen. Es kann aber wohl 


E nach $ 5 und $ 9 sie bei der Aufstellung eines Flächennut- 
7 zungs- oder Bebauungsplanes im Einzelfall aufnehmen wol- 
lien. Bestimmend für die Auswahl soll und wird dabei sein, 
„was jeweils ‚erforderlich‘ ist. Damit stellt sich für die Elt- 
"VU die Frage, was das BBauG selbst vorgesehen hat, da- 
" mit die notwendigen Versorgungsanlagen in ihrem Bestand 
gesichert und geplante später gebaut werden können. Im 


{ DanachsindimFlächennutzungsplannach $ 5 Abs. 2 
Ziff. 4, „soweit erforderlich‘, ‚insbesondere darzustel- 
Ben” ...... „die Flächen für Versorgungsanlagen, ...... so- 
© wie für Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen“. Im 
Rahmen des verbindlichen Bebauungsplanes sind nach 
89 Abs. 1 Ziff. 5, 6 und 11, ‚soweit es erforderlich ist‘‘, 


(Ziff... 5) ‚„‚die Versorgungsflächen‘ ; 


(Ziff. 6) „die Führung oberirdischer Versorgungsanla- 
gen und -leitungen‘“ ; 


gunsten ... eines Erschließungsträgers ... zu 
belastenden Flächen‘. 


" Nach diesen Vorschriften eröffnet das Gesetz ausrei- 
chende Möglichkeiten dafür, daß die Elt-Versorgungs- 
"anlagen im Flächennutzungsplan selbst dargestellt und im 
Bebauungsplan festgesetzt werden können. Weil die Auf- 
stellung der Pläne in jedem Falle sehr weitgehend von der 
Mitwirkung der Elt-VU abhängen kann, bedarf es eines 


| Blickes in die Verfahrensvorschriften. 


Das Gesetz regelt das Verfahren und die „Beteiligten‘‘ 
| ‚daran für beide “Arten der Bauleitpläne im wesentlichen 
' übereinstimmend ($ 2 Abs. 1-9; $ 6 Abs. 1-4, 6; $$ 10-12). 
‚(Eine Prüfung dieser Verfahrensbestimmungen ergibt die 
‚Notwendigkeit einer laufenden Beobachtung und Beteili- 
| gung an allen Planungsverfahren im Versorgungsgebiet oder 
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Betriebsbereich von Anfang an. Die Voraussetzung für die- 
se Beteiligung bietet $ 2 Abs. 5. Danach ‚sollen‘ außer 
den Behörden an der Aufstellung ‚‚die Stellen beteiligt wer- 
den, die Träger öffentlicher Belange sind“. Nach $ 2 Abs. 6 
Satz 3 „sollen‘‘ diese Beteiligten von jeder „Auslegung“ 
benachrichtigt werden, mit der ein Verfahren nach vorheri- 
ger ortsüblicher Bekanntmachung eingeleitet wird. 


Zum Kreise dieser „Stellen ...., die Träger öffentlicher 
Belange sind‘‘, zählen grundsätzlich alle Versorgungsunter- 
nehmen, die, ohne Rücksicht auf ihre vermögensrechtlichen 
Beteiligungsverhältnisse oder ihre Rechtsform, die Versor- 
gung anderer, also öffentliche Energieversorgung i. S. von 
$ 2 EnWG, ausüben. Das gilt also nicht nur für Unterneh- 
men, die im betr. Gemeindegebiet die Versorgung bis zur 
letzten Lampe betreiben, sondern auch für alle zuliefernden 
und durchleitenden Elt-VU, die im Gebiet einer Bauleit- 
planung Versorgungsanlagen planen, errichten oder unter- 
halten. 


Nun muß immerhin mit der Möglichkeit gerechnet wer- 
den, daß eine Gemeinde es im Einzelfall übersieht, alle in 
Betracht kommenden Elt-VU zu benachrichtigen. Deshalb 
wäre es zu begrüßen, wenn auch auf den Kreis der jeweils zu 
beteiligenden Elt-VU in einem Rundschreiben besonders 
hingewiesen würde, das der Bundesminister für Wohnungs- 
bau demnächst zur Erläuterung unter anderem des $ 2 
Abs. 5 an alle Baubehörden herausgeben will. 


Da es sich bei diesen Verfahrensbestimmungen nur um 
Sollvorschriften handelt, kann sich kein Elt-VU darauf 
verlassen, daß es in jedem Fall beteiligt und benachrichtigt 
wird, wenn es einen sachlich begründeten Anspruch darauf 
hat. Es gibt kein förmliches Rechtsmittel, und es besteht 
kein Rechtsanspruch ($ 2 Abs. 9), um nachträglich die Be- 
rücksichtigung von vorhandenen oder geplanten Versor- 
gungsanlagen durchzusetzen, wenn die im Gesetz vorgese- 
hene Beteiligung am Verfahren und dadurch bei der Auf- 
stellung eines Bauleitplanes die Aufnahme von Elt-VU-An- 
lagen und -Planungen übersehen worden sind. Gerade des- 
halb bleibt den Elt-VU nichts anderes übrig, als alle orts- 
üblichen Veröffentlichungen über die Auslegung neuer Bau- 
leitplanungen in ihrem Versorgungsgebiet oder Betriebs- 
bereich gewissenhaft zu verfolgen, um die eigene Beteili- 
gung rechtzeitig durch entsprechende „Bedenken und An- 
regungen‘ nach $ 2 Abs. 6 sicherstellen zu können. 


Dies gilt zumindest überall, wo eine Beteiligung von 
Amts wegen nicht durch ständige, enge Zusammenarbeit 
gewährleistet ist. Dies dürfte regelmäßig wohl dort der Fall 
sein, wo das Elt-VU die Versorgung bis zur letzten Lampe 
in der Hand hat. Die laufende Beobachtung ist aber für alle 
Verbund-, Regional- und solche Elt-VU besonders geboten, 
die im Planungsgebiet nur als durchleitende oder zuliefern- 
de Werke tätig sind. Davor wird in diesen Fällen nur abge- 
sehen werden dürfen, soweit Gemeinden auf besondere An- 
regung der Werke hin diese laufend über jede Bauleitpla- 
nung schon bei Bekanntmachung der Auslegungsfrist vor- 
sorglich unterrichten. 


Die Mittel der sachlichen Beteiligung sind für ein Elt- 
VU entsprechend begründete „Bedenken und Anregungen“, 
wie das Gesetz in $ 2 Abs. 6 Satz 2 sagt und sie für jeder- 
mann während der Auslegungsfrist von einem Monat eröff- 
net. Deren Ziel sollte es stets sein, die Aufnahme aller An- 
lagen, einschließlich der geplanten, als ‚erforderlich‘ i. S. 
der Kataloge der $$5 und 9 unmittelbar in die Flächennut- 
zungs- oder Bebauungspläne zu erreichen. Das gilt gleicher- 
maßen für alle örtlichen und überörtlichen Anlagen, auch 
für Durchgangsleitungen. Die Gemeinde wird auf diese 
Weise zu einer sachlichen Prüfung gezwungen, deren Er- 
gebnis sie dem Elt-VU mitteilen muß. Bedenken oder 
Anregungen, die nicht berücksichtigt worden sind, muß die 
Gemeinde außerdem mit einer Stellungnahme der höheren 
Verwaltungsbehörde bei Vorlage des Bauleitplanes zur Ge- 
nehmigung bekanntgeben ($ 2 Abs. 6 Satz 4 und 5). Da- 
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durch wird dem Elt-VU die Möglichkeit eröffnet, bei der 
höheren Verwaltungsbehörde vorstellig zu werden, um zu 
erwirken, daß die Genehmigung des vorgelegten Bauleit- 
planes nur unter der Auflage erteilt wird, den zunächst 
nicht berücksichtigten ‚Bedenken und Anregungen“ zu 
entsprechen. Im Rahmen der Rechtsaufsicht besteht die 
Möglichkeit dazu und auch ein Anspruch darauf, weil $ 1 
Abs. 3 bis 5 zwingendes Recht sind. 


Dies zunächst über die Grundzüge des Verfahrens. 


Ein genauer Vergleich der katalogartigen Aufzählun- 
gen in $$ 5 und 9 zeigt, daß entsprechend dem verschiedenen 
Zweck der mögliche Inhalt der Flächennutzungs- und 
der Bebauungspläne unterschiedlich geregelt ist. Dies 
gilt auch für die besonderen Sachverhalte der beiden Kata- 
loge, die Versorgungsanlagen ausdrücklich erwähnen oder 
darauf anzuwenden sind. Es stellt sich deshalb die weitere 
Frage nach der praktischen Bedeutung dieser Unterschiede. 


Zunächst fällt auf, daß der Gesetzgeber bei beiden Bau- 
leitplänen unterscheidet zwischen 


„Flächen für Versorgungsanlagen‘‘ ($5 Abs. 2 Ziff. 4) bzw. 


„Versorgungsflächen‘ ($ 9 Abs. 1 Ziff. 5) und 


„Flächen .... für Hauptversorgungs- und Hauptwasser- 
leitungen‘‘ ($ 5 Abs. 2 Ziff. 4) bzw. 


der „Festsetzung‘‘ der „Führung oberirdischer Versor- 
gungsanlagen und -leitungen‘““ ($ 9 Abs. 1 Ziff. 6) und 


„der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten ... 
eines Erschließungsträgers . zu belastenden Flächen‘ 
($ 9 Abs. 1 Ziff. 11). 


Im Sinne beider Bestimmungen sind unter Versor- 
gungsflächen alle Grundstücke zu verstehen, die ein Elt- 
VU nicht nur zur Leitungsführung benutzt und deshalb re- 
gelmäßig erwerben oder sich durch Grunddienstbarkeiten 
zur ausschließlichen Nutzung sichern wird, die es also z.B. 
für Umspannwerke oder Transformatorenstationen benö- 
tigt. Auch die Flächen für Kraftwerke können Versorgungs- 
flächen dieser Art sein (so auch Knaup-Ingenstau ‚Zu 5. bis 
7.“ zu $ 9; zweifelnd, ohne Begründung Schütz-Frohberg 
Anm. 5 zu $ 5). Die städtebauliche Entwicklung, deren Ord- 
nung und Leitung der Flächennutzungsplan vorbereitend 
und deshalb nur in den Grundzügen, der Bebauungsplan 
aber im einzelnen dient, wird vorausschauend für die Zu- 
kunft geplant. Deshalb dürfen nicht nur die vorhandenen 
Elt-Versorgungsanlagen dieser Art, es müssen auch die vor- 
aussehbar geplanten berücksichtigt werden. Dies sollte 
beim Bebauungsplan Anlaß dazu geben, die entsprechenden 
Grundstücke für ortsgebundene Anlagen nicht nur nach 
$ 9 Abs. 1 Ziff. 5, sondern auch nach Abs. 1 Ziff. 1 lit. him 
Plan auszuweisen.. 


Für Versorgungsflächen, die in einem Bebauungsplan 
festgesetzt sind, besteht gemäß $ 40 Abs. 1 eine Entschä- 
digungs-, und auf Verlangen des Eigentümers auch eine 
Übernahmepflicht, soweit ihn z.B. durch Wertminderung 
Vermögensnachteile entstehen oder drohen. Das Elt- vu 
wird diese Flächen wohl meist käuflich übernehmen. 


Alles, was für Versorgungsflächen mit Eigenbedarf an 
Grundstücken gesagt ist, gilt — mit Ausnahme der Er- 
werbspflicht ($ 42 Abs. 1 Satz 2) — sinngemäß auch für 
Versorgungsleitungen. Wieder empfiehlt es sich des- 
halb, für ober- und unterirdische Leitungen — ausgenom- 
men das Niederspannungsverteilungsnetz ab örtlicher 
Transformatorenstation — die unmittelbare Aufnahme 
in den Bauleitplan It. Katalog ‚anzuregen‘. 


Beim Flächennutzungsplan kann man sich dabei auf 
Hauptversorgungsleitungen samt Schutzstreifen 
— nach Bestand und Planung — ($ 5 Abs. 2 Ziff. 4) be- 
schränken, weil dieser vorbereitende Bauleitplan die ins 
einzelne gehende Festsetzung dem Bebauungsplan für das 
jeweilige Baugebiet überläßt. 
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Wird später, entw jokölt aus dem | 

oder ausnahmsweise unmittelbar, der Bebauungsplan]. 

aufgestellt, müssen Bestand und Planung aller ober- un« 

unterirdischen Leitungen, die das betreffende Gebiet be 

rühren, mindestens bis zu den örtlichen Transformatoren} 

stationen mit dem Ziel auf Festsetzung im Plane selbst def 

Behörde mitgeteilt werden. Stets gehören auch hier zu einel 

Leitung die erforderlichen Schutzstreifen und die Bauf 

und Nutzungsbeschränkungen, die sich nach den VDE 

Vorschriften ergeben. Hoch- und Niederspannungsfreilei| 
tungen dieser Art sollen nach $ 9 Abs. 2 Ziff. 6 festgesetz 

werden. Soweit für derartige Freileitungen oder für Ka Re 
belleitungen — einschließlich der Schutzstreifen — ein 

dingliche Sicherung erforderlich erscheint, was für alli | 

“ 
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Hochspannungsleitungen in Betracht kommen kann, füll 
die eine besondere Duldungspflicht nach Vertrag oder nacl 
Abschn. III,3 AVB nicht gegeben ist, muß dies besonders her} 

vorgehoben werden, damit auch die dafür vorgesehene Fest} 
setzung im Bebauungsplan nach $ 9 Abs. 1 Ziff. 11 vorge 
nommen wird. Man muß also $ 9 Abs. 1 Ziff. 6 und 11 all 
zwei einander sich ergänzende Vorschriften betrachten, weil 
unter Ziff. 6 nur Freileitungen fallen, unter Ziff. 11 dagegen 
auch unterirdische Leitungen, und weil ferner nicht für alll 
Anlagen dieser Art die dingliche Sicherung, von der Ziff. 1 
ausgeht, erforderlich ist. Das letztgenannte gilt z.B. für Leit 
tungen, die auf öffentlichen Verkehrsflächen durch kom 
munale Eigenbetriebe oder auf Grund der sogenannte! 
Konzessionsverträge durch andere Elt-VU verlegt werdeit 
können. Das Nebeneinander der Ziff. 6 und 11 mit teil) 
weiser Überschneidung hat also nicht etwa den Sinn, aul 
diese Weise den Planungsbehörden die Entscheidung da 
über zuzuweisen, ob Versorgungsleitungen in Freileitund. a 
ausgeführt oder verkabelt werden sollen. Diese Frage kan 
zwar auch bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes z 
Sprache kommen. Sie wird aber immer unter Beteiligunli 
der Elt-VU nach den besonderen örtlichen Gegebenheite| | 

zu beurteilen sein und nur in dichtbesiedelten Gebiete 


t 
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städtischen Charakters ohne besondere Erörterung der K: | 
stenfrage zur Planung eines Kabelnetzes führen können. B# 
Meinungsverschiedenheiten kann die Planungsbehörc 
nicht einseitig zugunsten der Verkabelung entscheider} 
denn die Möglichkeit der Freileitung — also auch eine en’ ih 
sprechende „Anregung“ ($ 2 Abs. 6) — sieht $ 9 Abs. 1 Zifli 
6 ohne jede Einschränkung vor. Ä } 


Für den Bebauungsplan sieht der Katalog des $ 9 Abs. 
mit seinen zum Teil noch unterteilten 16 Ziffern die Mös 
lichkeit einer Planung vor, die sehr ins einzelne geht. We 
trotzdem für das Niederspannungsverteilungsnet 
gesagt wurde, daß seine Vorplanung selbst bei der Aufstel 
lung eines Bebauungsplanes noch nicht erforderlich sei, : 
bedarf das einer Begründung und auch einer gewissen Eis 
schränkung. Bebauungspläne können für räumlich e 
begrenzte Teilgebiete aufgestellt werden, z.B. für sogenann 
Sanierungsgebiete oder noch nicht restlos bebaute Ortsteill 
Dort wird es oft möglich und auch zweckmäßig sein, schaq 
bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes die künftige Nil ! 
derspannungsversorgung Elt-VU-seitig zu planen und al ' 
Behörde zu unterbreiten. Ganz anders kann es sein, wert: 
es sich um die Planung für neue Siedlungsgebiete hart 
delt. Diese werden häufig erst nach und nach bebaut ur 
versorgungstechnisch erschlossen werden. Der Ausbau d r 
Niederspannungsanlagen wird sich dem Erschließungstemp 
anpassen und dabeiunter Umständen zunächst provisorisch” 
Lösungen beschreiten, damit Kosten gespart werden. Ess| 


hier der häufige Fall erwähnt: Gebaut wird von außen na4 
innen, vom schönsten Baugrundstück aus; die Straßen il’ 
endgültigen Zustand sind noch nicht ausgebaut, man b) 
nutzt inzwischen Feldwege oder Zufahrten, die später ve | 
If 
l 


schwinden, ist aber bereit, einen provisorischen Freil 
tungsanschluß selbst dort in Kauf zu nehmen, wo spät 
die Verkabelung des Ortsnetzes vorgesehen ist. In dichtl 
Folge gibt es Zwischenstufen, die zusammen mit der Tdl 
sache, daß bei noch so gut überlegter Planung für Ne! 


ui; 


zitätswirtschaft 


I ebiete der Endzustand nicht genau vorhersehbar ist, 
‚zu der Empfehlung führen müssen, in derartigen Fällen 
‚das räumlich begrenzte Niederspannungsnetz noch nicht, 
‚allenfalls unter Vorbehalt späterer Abwandlung, vorzu- 
‚planen. Wenn die örtlich erforderlichen Transformatoren- 
\stationen planungsgerecht vorgesehen und festgesetzt wor- 
‚den sind, ergeben sich die später folgenden Anlagen bau- 
\plangerecht von selbst. Dafür besteht dann auch gegen- 
“über den Grundstückseigentümern, soweit Privatgrund 
"benutzt werden muß, der Duldungsanspruch ohne Grund- 
dienstbarkeit nach Abschn. III, 3 AVB, einer Bestim- 
"mung mit RVO-Eigenschaft. Auf diese Bestimmung 
‚nimmt $ 42 Abs. 1 Satz 3 BBauG sachlich Bezug. 

' Auch wegen anderer Niederspannungsanlagen ab 
" Transformatorstation besteht keine Notwendigkeit, sieschon 
"beider Aufstellung eines Bebauungsplanes bis in alle Einzel- 
heiten vorzuplanen. Dem Plane werden sie sich stets einfügen 
assen. Dem Grundstückseigentümer gegenüber gewähren 
die AVB — entgeltlich oder unentgeltlich — den Duldungs- 
anspruch für alle derartigen Anlagen, auf die der spätere 
Kunde (,‚Abnehmer‘‘) unmittelbar oder mittelbar zu seiner 
"Versorgung mit angewiesen ist. Dies gilt z.B. auch für Ka- 
belkästen und ähnliches. Im Sinne städtebaulicher Pla- 
nung sieht das BBauG darüber hinaus in $ 126 Abs. 1 Ziff. 1 
ausdrücklich vor, daß jeder Eigentümer auch die ‚„Halte- 
vorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der 
'Straßenbeleuchtung‘ aufseinem Grundstück zu dulden 
hat. Damit wird eine Lücke geschlossen, die nach den AVB 
“bisher für diese Anlagen bestanden hatte. 


Geschildert wurde der Verlauf einer Bauleitplanung mit 
lem Ziel und dem Ergebnis, daß die bestehenden und ge- 
Wolanten örtlichen und überörtlichen Elt-Versorgungsanla- 
zen auf entsprechende ‚Anregung‘ im Sinne einer genü- 
"zend vollständigen Bauleitplanung als „‚erforderlich‘‘ ange- 
“sehen und deshalb im Flächennutzungsplan ‚dargestellt‘ 
8 5) bzw. im Bebauungsplan „‚festgesetzt‘‘ ($ 9) werden. 


"schon erwähnt, räumt das Gesetz der Gemeinde die Ermes- 
sensfreiheit ($ 2 Abs. 1) ein, zunächst jeweils selbst zu ent- 


auleitplan für ‚‚erforderlich‘‘ gehalten wird. Darüber hin- 
s übt das Gesetz in den $$ 5 und 9 BBauG keinen Zwang 


Pi Nach $ 5 Abs. 5 ‚sollen‘ zwar im Flächennutzungs- 
olan 

„Planungen und sonstige Nutzungsregeln, dienach ande- 

J ren gesetzlichen Vorschriften festgesetzt sind ..... nach- 

) riehtlich übernommen werden. Sind etwaige Festset- 

zungen in Aussicht genommen, so sollen sie .... vermerkt 

werden.‘ 


„Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene 
Festsetzungen ....nachrichtlich übernommen wer- 
den, soweit sie zu seinem Verständnis oder für die städte- 
bauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder 
zweckmäßig sind.‘ 


Da es für ElIt-Versorgungsanlagen kein gesetzliches 
Planfeststellungsverfahren nach Sonderrecht gibt, 


}4 EnWG genügt jedenfalls nicht. Selbst die Billigung vor- 
liegender Projekte durch die Landesplanungsbehörden gibt 
N 
»ntsprechenden Vermerk im Bauleitplan. Das gilt ganz be- 
‚sonders, weil es sich bei diesen beiden Vorschriften nur um 
\Soll-Bestimmungen handelt, über deren Empfehlung sich 
' lie Gemeinde hinwegsetzen könnte. 
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Diese extremen Folgerungen aus dem Gesetz dürften in 
der Praxis wohl kaum gezogen werden, weil sie der Einsicht 
widersprechen würden, daß die zuverlässige und sichere 
Stromversorgung der Allgemeinheit vom Bestand und dem 
ungehinderten Ausbau der entsprechenden Elt-Versor- 
gungsanlagen abhängig ist. 


Außerdem würde sich eine solche extreme Folgerung in 
unverkennbaren Widerspruch zu $ 1 BBauG setzen. 
In diesem $ 1 sind zwingende allgemeine Grundsätze für 
jede Bauleitplanung aufgestellt. 


Es heißt dort ausdrücklich, daß die Bauleitpläne 


(Abs. 3) „den Zielen der Raumordnung und Landespla- 
nung‘ anzupassen sind 
und daß sie 


(Abs. 5) „die Bedürfnisse der Wirtschaft‘ zu beachten 
haben. 


Würden trotzdem bestehende oder geplante Elt-Versor- 
gungsanlagen, die im Verfahren rechtzeitig angezeigt wor- 
den, nicht einmal nachrichtlich festgesetzt oder vermerkt, so 
müßte die Gemeinde — wie schon gesagt — das beteiligte 
Elt-VU unterrichten und ihre Ermessensentscheidung der 
höheren Verwaltungsbehörde bei der Vorlage des Bauleit- 
planes zur Genehmigung mit ihrer Stellungnahme mitteilen 
(S$ 2 Abs. 6, 6 und 11). Ein Hinweis des Elt-VU an diese 
Behörde unter Berufung auf $ 6 Abs. 2 und die „sonstige 
Rechtsvorschrift‘“ des $ 1 Abs. 3 und 5 dürfte genügen, um 
zu erreichen, daß die Genehmigung des vorgelegten Bau- 
leitplanes nur unter der Auflage der erforderlichen Ergän- 
zung erteilt wird. Die Rechtsaufsicht der höheren Verwal- 
tungsbehörde schließt nämlich die Pflicht ein, auch dafür zu 
sorgen, daß $ 1 beachtet wird. 


Obgleich sich ein Elt-VU für seine bestehenden und ge- 
planten überörtlichen Versorgungsanlagen mit der nur 
nachrichtlichen Aufnahme in einen Bauleitplan wird 
begnügen müssen, wenn die beteiligte Gemeinde die 
rechtsverbindliche Darstellung oder Festsetzung im Plane 
selbst ablehnt, dürfte der praktische Unterschied nicht 
erheblich sein, wenn die übrige Planung zeigt, daß auf 
den Bestand und die Planungen Rücksicht genommen wird. 
Äußerstenfalls bedarf es anderer Rechtsbehelfe, auf die 
noch einzugehen ist. 


Mit dem bisher Gesagten ist die Aufstellung von Flächen- 
nutzungsplänen und Bauleitplänen geschildert. Nach je- 
weiliger Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbe- 
hörde sind sie ortsüblich öffentlich bekanntzumachen ($ 6 
Abs. 6 bzw. $ 12). Die damit eintretende Rechtswirkung 
ist verschieden. 


Ein rechtswirksamer Flächennutzungsplan hat zur 
Folge, daß er alle ‚öffentlichen Planungsträger‘‘, die nicht 
widersprochen haben, bindet ($ 7). Obgleich die Elt-VU 
nach $ 2 Abs. 5 als „‚Träger öffentlicher Belange‘ an seiner 
Aufstellung beteiligt werden können und sollen, sind sie 
nicht „öffentliche Planungsträger“ i. S. des Gesetzes. Das 
können nämlich nur Behörden sein. Die Elt-VU sind also 
nicht „gebunden und können deshalb später eine etwa 
erforderliche Änderung „anregen“. 


Anders der Bebauungsplan ;er erhält nach dem neuen 
Gesetz mit der Bekanntmachung nach seiner Genehmigung 
den Rechtscharakter einer Ortssatzung ($ 10). Dies be- 
deutet, daß er für den jeweiligen Bereich, den er regelt, Ge- 
setzeskraft hat. Er kann deshalb im Normalfall nur ge- 
ändert werden, wenn die Gemeinde es nach ihrem freien Er- 
messen für erforderlich hält. Gegen den Willen der Gemein- 
de kann eine Änderung nur erzwungen werden, wenn der 
Plan erfolgreich angefochten wurde (ggf. auch mit „‚vorbeu- 
gender Klage‘; s. insbesondere Schütz-Frohberg Anm. 1 zu 
$ 8 8. 42 ff.) oder wenn er sich einem Planfeststellungsver- 
fahren nach Sonderrecht oder einer Enteignung nach ande- 
rem Recht anpassen muß. 
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Jede Änderung oder Ergänzung eines verbindlichen 
Bauleitplanes wäre zwar umständlich, weil das gesamte 
Verfahren der Aufstellung wiederholt werden müßte, ($ 2 
Abs. 7). Nach $ 2 Abs. 1 ist die Gemeinde aber trotzdem ge- 
halten, eine solche Änderung oder Ergänzung ggf. auf An- 
trag durchzuführen, sobald dies ‚‚erforderlich‘ ist. 


Wird ein Bauleitplan aufgestellt oder durchgeführt, so 
werden stets von Fall zu Fall noch eine ganze Reihe anderer 
Einzelfragen auftreten. Für viele davon, die häufig vor- 
kommen, finden sich im Gesetz zahlreiche besondere Vor- 
schriften. Sie können im Rahmen eines Vortrages, der sich 
auf die Darstellung der Grundzüge der Bauleitplanung be- 
schränken muß, nicht behandelt werden. 


Drei Sachverhalte sollen jedoch herausgegriffen und 
wieder in ihren Grundzügen geschildert werden, weil sie bei 
der Aufstellung und Durchführung eines Bebauungsplanes 
die Planung und Sicherung von Elt-VU-Anlagen berühren 
können. Dies sind die Veränderungssperren, die Umlegung 
und die Enteignung. 


Schon wenn die Gemeinde beschlossen hat, einen Be- 
bauungsplan aufzustellen, kann sie zur Sicherung für den 
künftigen Planbereich eine Veränderungssperre be- 
schließen ($ 14). Diese gilt zunächst für zwei Jahre und 
kann, vorbehaltlich der Genehmigung durch die höheren 
Verwaltungsbehörden, noch zweimal um je ein Jahr ver- 
längert werden ($ 17). Die Gemeinde kann eine Verände- 
rungssperre nach freiem Ermessen mit mehr oder weniger 
weitgehenden Beschränkungen als genehmigungsbedürftige 
Ortssatzung beschließen ($ 16). Ausgehend vom Ziel, 
„wertsteigernde Änderungen“ zu verhindern, kann sie sogar 
sonst nicht genehmigungsbedürftige Änderungen baulicher 
Anlagen und erst recht jeden Neubau grundsätzlich aus- 
schließen. So kann im Extremfall während der Dauer einer 
Veränderungssperre im Planbereich jeder Grundstücksver- 
kehr und jede Bautätigkeit unterbunden werden. Nur Un- 
terhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher aus- 
geübten Nutzung bleiben dann von der Wirkung einer Ver- 
änderungssperre unberührt ($$ 14f£.). 


Innerhalb des Geltungsbereichs eines verbindlichen Be- 
bauungsplanes treten später an die Stelle dieser Verände- 
rungssperre Beschränkungen im Bodenverkehr durch 
eine besondere Genehmigungspflicht für Grundstückstei- 
lungen ($ 19), allgemeine und besondere Vorkaufsrechte der 
Gemeinde ($$ 24 ff.) und die Bindung der baulichen und 
sonstigen Bodennutzung an die Festsetzungen des Bebau- 
ungsplanes ($$ 29 ff.). 


Alle diese Vorschriften dienen der Sicherung der Bau- 
leitplanung. Betroffen ist ausnahmslos jeder Grundstücks- 
eigentümer, -besitzer und Bauinteressent — also auch je- 
des dort ‚beteiligte‘ Elt-VU — [zunächst im Planbereich 
einer Veränderungssperre und später im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanes. 


Trotz all dieser Sicherungsmaßnahmen darf dadurch 
die öffentliche Stromversorgung nicht beeinträchtigt wer- 
den. Auch bei noch so weit gespannter Veränderungs- 
sperre müssen deshalb im Planbereich etwa erforderlich 
werdende bauliche Veränderungen oder Erweiterungen an 
bestehenden Versorgungsanlagen oder sogar deren Neubau 
vorgenommen werden können. Die Möglichkeit dazu eröff- 
net das Gesetz: Ausnahmen können zugelassen werden, 
„wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegen- 
stehen‘ ($ 14 Abs. 2). Dazu bedarf es zwar stets eines be- 
sonderen Antrages, über den die Baugenehmigungs- 
behörde im Einvernehmen mit der Gemeinde ent- 
scheidet. Gegenüber notwendigen Anlagen, die der sicheren 
öffentlichen Stromversorgung und damit selbst ‚überwie- 
gend öffentlichen Belangen‘ dienen, wird es kaum Versa- 
gungsgründe geben können. Sollte trotzdem ein Ausnahme- 
antrag abgelehnt werden, so kann dieser Bescheid im aller- 
dings meist langwierigen Verwaltungsstreitverfahren ange- 
fochten werden. 
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Soweit in einem verbindlichen Bebauungsplan al 
vorhandenen und geplanten Versorgungsanlagen dank ent 
sprechender „Anregungen“ der Elt-VU festgesetzt worden 
sind, liegen später Unterhalt, Veränderungen aller Art unf 
Neubauten im Rahmen des Planes. Dasselbe gilt unter ent 
sprechenden Voraussetzungen für die erforderliche Bodert 
nutzung einschließlich Erwerb der sog. ‚Versorgungsflöl 
chen“ und der Benutzung fremder Grundstücke für die Le 
tungsführung. Die erwähnten Beschränkungen, die ein veı 
bindlicher Bebauungsplan auslöst, hindern die Ausführ 
festgesetzter Planungen nicht ($ 30). 


Trotz aller noch so guter Vorausplanung kann es vorkont 
men, daß später von einer festgesetzten Planung abgew 
chen werden muß oder daß sogar im Gebiet eines verbind‘ 
lichen Bebauungsplanes Anlagen für die öffentliche Strond 
versorgung gebaut werden müssen, die bei der Planfestset 
zung noch nicht bekannt waren. I 

Ähnlich wie gegenüber einer Veränderungssperre kann i | 
derartigen Fällen die Baugenehmigungsbehörde in ' 
Einvernehmen mit der Gemeinde „Ausnahmen“ zı 
lassen oder, mit Zustimmung der höheren Verwa 
tungsbehörde, „Befreiungen‘“ erteilen ($ 31). Die$ ! 
Mittel zur Abhilfe reichen allerdings nur aus, wenn der Bi ! 
bauungsplan im ganzen durch derartige Ausnahmen od 
Befreiungen nicht grundlegend verändert wird. Andernfall 
muß die umständliche und langwierige Änderung des BI 
selbst betrieben werden. 


i 
j 
f 
i 


Das neue Gesetz will weitblickend und großzügig di” 
städtebauliche Entwicklung in Stadt und Land vorbereitd 
und leiten ($ 1). Dazu ist es nötig, die Umlegung v r 
Grundstücken und Rechten in größerem und den Grunc 
stückstausch samt Grenzregelung in kleinem U: 
fang zu ermöglichen. Rechtsgrundlagen dafür finden sich j 
Vierten Teil ‚„Bodenordnung‘‘ des Gesetzes ($$ 45 bis 84). 


In aller Regel werden die Elt-VU zwar damit rechn: 
können, daß ihre vorhandenen und auch ihre geplant: 
Anlagen berücksichtigt werden, wenn Flächennutzun, 
und Bebauungspläne aufgestellt werden. Dies kann wc 
ausnahmslos erwartet und müßte notfalls durchgeser 
werden, wo außerhalb schon bebauter Ortsteile dara 
Rücksicht genommen werden kann. Es ist aber auch mö 
lich, daß bei vernünftiger städtebaulicher Planung — etı 
bei einer Altstadtsanierung oder bei der baulichen Erschli 
Bung von Stadtrandgebieten — ausnahmsweise auch E 
Versorgungsanlagen, die nicht unbedingt ortsgebundi 
sind, weichen und deshalb in ein Umlegungsverfahren ei 
bezogen werden müssen. Meist wird es sich dabei, abgeseht 
von Niederspannungsleitungen, die ohnehin der Bebauu! 
folgen, um Hochspannungsleitungen handeln. Dazu kat 
das Umlegungsgebiet auf die erforderlichen Grundstücl‘ 
außerhalb des Plangebiets erstreckt werden. Auf diese W 
se kann im Umlegungsverfahren ($$ 45 ff.) erreicht werde 
daß die am alten Platze weichenden Anlagen an ander 
Stelle neu gebaut werden können und daß die Kosten 
diese Umlegung dem Elt-VU als „Umzugskosten‘ erstatt 
werden ($ 60 in Verb. m. $ 96 Abs. 1 Ziff. 3). Auch der a! 
Rechtszustand am Grund und Boden wird in diesen Fälll 
wiederhergestellt werden müssen: Eigentum für Eigent 
dingliche Sicherung für dingliche Sicherung. 


| 
ı 


—> rn en m en 


Das BBauG behandelt in einem anderen besonderen 
die Enteignung (Fünfter Teil, $$ 85 bis 122). Obgleil 
diese Sondervorschriften manche interessante und fo 
schrittliche Bestimmung z.B. über die Voraussetzung 
und die Höhe der Entschädigung ($$ 93 f.) enthalten, ki ib 
nen sie hier nicht besprochen werden. Es muß der Hinw 
genügen, daß der Gesetzgeber mit diesen Vorschriften a r 
Möglichkeiten eröffnet hat, um die Bauleitplanungen nt 
falls mit Hilfe entschädigungspflichtiger Enteignung v j 
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wirklichen zu können. 
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Hier interessiert aber das rechtliche Verhältnis der 
Enteignungsbestimmungen nach dem BBauG zu ande- 
rem geltendem Enteignungsrecht. Dieses Problem 
kann — wie schon angedeutet — z.B. auftreten, wenn es 
mangels Einigung ausnahmsweise dazu kommen sollte, daß 
eine wichtige, anders nicht ausführbare Anlage innerhalb 
eines Bebauungsgebietes errichtet werden muß und die Ge- 
"meinde trotzdem einen verbindlichen Bebauungsplan nicht 
ändern will. Das Elt-VU wird sich in derartigen Fällen auf 
"$ 85 Abs. 2 stützen müssen. Danach bleiben Enteignungs- 
- vorschriften zu anderen Zwecken als denen des BBauG vom 
Gesetz unberührt. Dazu gehört auch $ 11 EnWG. Handelt 
"as sich wirklich um ein besonders wichtiges Bauvorhaben 
"der öffentlichen Energieversorgung, das anders nicht durch- 
"zuführen ist, wird die Energieaufsichtsbehörde die Zulässig- 
keit der Enteignung dafür nach $ 11 EnWG feststellen müs- 
‚sen. Daraufhin kann die entsprechende Enteignung durch- 
"zeführt werden, selbst wenn ihr ein verbindlicher Bebau- 
„ıngsplan entgegensteht. 


“ In der Praxis sollte der Hinweis auf diese ultima ratio 
" zenügen, um allen Beteiligten dieses reichlich schwerfällige 
"ınd langwierige Enteignungsverfahren zu ersparen, das 
wohl auch immer zu einer unerwünschten Versteifung der 
“Fronten zwischen Partnern führen wird, die eigentlich auf 
“ine verständnisvolle Zusammenarbeit angewiesen sind. 


“ Die behandelten Vorschriften des neuen Gesetzes über 
I lie Bauleitplanung traten am 29. Junid.J.in Kraft 
= 8189 Abs. 1). Nach besonderen Überleitungsbestim- 
“mungen in $ 173 Abs. 3 gelten „bestehende baurechtliche 
“Vorschriften und städtebauliche Pläne .... als Bebauungs- 
aläne, soweit sie verbindliche Regelungen der in $ 9 be- 
Öweichneten Art enthalten‘. Sollten sie aber ‚‚den in $ 1 Abs. 
3 bis 5 gestellten Anforderungen nicht entsprechen, sind sie 
u ändern oder zu ergänzen‘‘, wenn es ein „Träger öffent- 
Mer Belange ($ 2 Abs. 5)‘‘ — also gegebenenfalls auch ein 
" 3lt-VU — innerhalb eines Monats beantragt. Nach $ 1 Abs. 
"® und 5 ist im Rahmen eines Bebauungsplanes die Berück- 
siehtigung örtlicher und überörtlicher EIt- Versorgungsan- 
"Jagen sehr viel weitergehender vorgesehen, als es in einigen 
"Ländern nach bisher geltendem Recht üblich war. Ander- 
seits gingen die Rechtswirkungen derartiger alter Pläne 

huch nicht so weit, wie die eines Bebauungsplanes als 
rtssatzung nach neuem Recht. 


Für die Praxis ergibt sich deshalb aus der Überleitungs- 
Srrorschrift die Notwendigkeit, daß sich alle Elt-VU inner- 
halb ihres Versorgungsgebietes oder Betriebsbereiches nach 
rorliegenden Bauplanungen i. S. des $ 173 Abs. 3 umgehend 
urkundigen und gegebenenfalls vor dem 29. Juli d. J. Ände- 
"ungen beantragen müssen, die nach dem Stand ihrer vor- 
"ıandenen und geplanten Anlagen geboten erscheinen. An- 
lernfalls laufen sie Gefahr, daß alte Bauplanungen, an de- 
"en Aufstellung sie nach altem Recht nicht beteiligt waren, 
wann durch ungenutzten Fristablauf ex lege die Rechts- 
\virkung eines verbindlichen Bebauungsplanes, also einer 
"Irtssatzung, erhalten, an der — wie dargelegt — nur 
A yer etwas zu ändern ist. 


ı Es muß deshalb immer wieder der dringende Rat gegeben 
werden, die erforderlichen Anträge rechtzeitig zu stel- 
"en, wie dies allen Mitgliedswerken schon in einem Rund- 
\\ehreiben der VDEW vom 14. April 1961 zur Rechtswah- 
Kus empfohlen worden ist. 


| Diese Ausführungen konnten nicht erschöpfend sein. 
„ie sollten einige für die Elt-VU besonders wichtige Ge- 
ichtspunkte behandeln. Im Einzelfall wird es dem Techni- 
er in enger Zusammenarbeit mit dem Juristen nicht er- 
part bleiben, das nicht ganz einfache Gesetz genauer zu 
‚tudieren. Die bisher erschienenen Kommentare bieten da- 
'\ür nur wenig brauchbare Hilfe. Das Gesetz sagt ausdrück- 
ich nicht er viel über die Behandlung von Elt-Versor- 
\jungsanlagen. Die Kommentatoren befassen sich deshalb 
‚'rerständlicherweise vorwiegend mit den zahlreichen ande- 
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ren Problemen, die das neue Gesetz aufwirft, zumal ihnen 
— was die Erläuterungen erkennen lassen — die besonde- 
ren Probleme fremd sind, die für ein Elt-VU im Mittelpunkt 
stehen müssen. Um so mehr ist es zu begrüßen, daß im Mai 
1961 unter dem Titel „Bundesbaugesetz — seine Bedeu- 
tung für Planung, Bau und Unterhalting von Energiever- 
sorgungsanlagen‘“ ein Handbuch von @. Butze erschienen 
ist, das die VDEW herausgegeben hat!). Diese Broschüre 
sollte jeder zur Hand nehmen, der sich mit dem neuen 
Gesetz befassen muß, sobald Elt- oder andere Versor- 
gungsanlagen im Spiele sind. 


Diskussion 


J. Ruzek, Karlsruhe: 


Herr Ruscher hat in seinem Vortrag unter Beschrän- 
kung auf das, was die Elektrizitätswirtschaft angeht, die 
entscheidenden Gesichtspunkte des Bundesbaugesetzes 
klar herausgearbeitet. Er mußte, dem Wortlaut des Gesetzes 
entsprechend, mit den Begriffen arbeiten, die das Gesetz auf- 
stellt: Bauleitpläne als Flächennutzungsplan oder als Be- 
bauungsplan. Wir dürfen aber nicht verkennen, daß hier 
doch alte Bekannte wiederkehren. In Süddeutschland 
kannte man bisher den Generalbebauungsplan und die ein- 
zelnen Ortsstraßenbebauungspläne. Jetzt heißen diese 
Rechtsfiguren: Flächennutzungsplan und Bebauungsplan. 
Wichtig ist, nochmals herauszustellen, daß es in den Ver- 
handlungen über die Gestaltung des Bundesbaugesetzes ge- 
lungen ist, für die Energiewirtschaft ein Anhörungsrecht zu 
schaffen. Juristisch muß man wohl genauer sagen: Anhö- 
rungsmöglichkeit; denn eine Einspruchsmöglichkeit haben 
wir nicht, wenn einmal unsere Anhörung vergessen würde. 
Um so mehr ist es notwendig, daß die Energiewirtschaft sich 
um die Bauleitplanungen der Gemeinden zeitig kümmert. 
Es war ja wohl schon bisher so, daß man mit den Behörden 
zusammengearbeitet hat und darauf sah, einerseits den Be- 
hörden unsere Vorhaben rechtzeitig mitzuteilen, anderer- 
seits von ihnen zu erfahren, was allgemein an Bauplanung 
vorgesehen ist. Der wesentliche Unterschied gegenüber frü- 
her—dies hat Herr Ruscher ebenfalls sehr klar herausgear- 
beitet — liegt darin, daß wir heute unter Berufung auf $ 1, 
Absatz 5 und weitere zahlreiche Stellen des Bundesbauge- 
setzes, wo von Berücksichtigung der Versorgungsanlagen 
die Rede ist, verlangen können, daß man unseren Belangen 
bei der Bauleitplanung Rechnung trägt. Wir müssen also 
nicht bloß darum bitten. 


H. Treibert, Kassel: 


Ich möchte einen Umstand erwähnen, der uns von der 
Energiewirtschaft etwas abseits vom Wege liegt, der aber 
doch in dem Bundesbaugesetz anders geregelt worden ist, 
als es bisher in den preußischen Ländern oder in Preußen 
und den Nachfolgeländern üblich war. Bisher war es Sache 
der Landkreise, ihren Gemeinden nicht nur an die Hand zu 
gehen, sondern die Landkreise haben weitgehend die Bau- 
leitpläne, wie sie früher in Preußen hießen, und die Bebau- 
ungspläne aufgestellt. Das neue Bundesbaugesetz kennt 
den Namen „Landkreise“ in seiner Konzeption nicht. Dies 
bedeutet für uns eine erhebliche Erschwerung; denn für uns 
ist es sehr viel einfacher, wenn wir uns an die Landkreisver- 
waltung wenden können, die dortim Kreis etwa vorhandenen 
oder im Entstehen befindlichen Pläne einsehen und dort 
unsere Ansprüche anmelden können, als wenn wir jetzt mit 
der Vielzahl der Gemeinden — mit jeder einzelnen Gemein- 
de — verhandeln müssen. Wir haben in den kommunalen 


t) An dieser Stelle sei auf eine Besprechung von H. Füscher- 
hof verwiesen, die auf Seite 663 dieses Heftes der Elektrizitäts- 
wirtschaft veröffentlicht ist. 
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Spitzenverbänden versucht, mit den anderen Spitzenver- 
bänden zu einer Einigung zu kommen. Dies ist bisher nicht 
gelungen. daß den Land- 
kreisen die Fäden nicht aus der Hand genommen werden. 
Ich möchte hierauf hinweisen. Wir haben also alles Interesse 
daran, eine Verständigung zwischen den kommunalen Spit- 
zenverbänden, insbesondere zwischen Landkreistag und 
Gemeindetag, zu fördern, daß diese Dinge — und zwar aus 
durchaus sachlichen Gründen, bei ihnen ist die größere Ver- 
waltungskraft, sie sind auch personalmäßig in der Lage, 
diese Pläne aufstellen zu können, während viele Gemeinden 
es gar nicht können — wieder zu den Landkreisen kommen. 
Im übrigen ist es so, daß in einer Vielzahl von Fällen — in 
manchen Gegenden in der Mehrzahl aller Fälle — bei den 
Gemeinden noch keine ‚„Bauleitpläne‘‘, wie wir früher sag- 
ten, also Flächennutzungspläne, und auch keine Bebau- 
ungspläne bestehen. Wir sollten uns sehr beeilen und die 
Augen offen halten — ich kann nur das, was Herr Ruscher 
sagte, aus meiner früheren Verwaltungspraxis heraus be- 
stätigen —, um hier nicht den kürzeren zu ziehen. 


In Hessen haben wir es erreicht, 


Th. Ammermann, Emsdetten 


Das Planungsrecht ist ein Recht der Gemeinden, und ich 
warne die Energiewirtschaft davor, die Hoffnungen zu sehr 
auf die Landkreise zu setzen. Das Ergebnis wird sein, daß 
— ich darf dies mal etwas überspitzt ausdrücken —, Kreis- 
bauräte den Gemeinden, die nach Verwaltungskraft durch- 
aus in der Lage sind, selbst zu planen, ihre Pläne aufoktroy- 
ieren. Es ist auch gar nicht so schwierig, mit den Gemeinden 
klarzukommen. Herr Ruscher hat nach meinem Gefühl eben 
zu sehr auf die Aufsichtsbehörde hingewiesen, um energie- 
wirtschaftliche und energierechtliche Belange bei der Pla- 
nung durchzusetzen. Sie haben durchaus die Möglichkeit, 
Ihre Belange bei den Gemeinden durchzusetzen. Es ist 
nämlich ein Anspruch, der hier begründet ist, für alle Be- 
hörden, bei der Aufstellung der Pläne beteiligt zu werden. 
Üblicherweise sieht das so aus, daß das Planungsamt oder 
Bauamt — oder in kleinen Gemeinden der Hauptbeamte — 
die Vorarbeiten erledigt, einen Behördentermin anberaumt, 
und ich kann mir nur sehr schlecht vorstellen, daß es einen 
Gemeinde-Hauptbeamten gibt, der seine eigenen Werke 
oder die befreundeten Werke zu diesen Vorbesprechungen 
nicht einlädt. Geschieht dies nicht, können sich die Energie- 
betriebe immer noch an die Ratsversammlungen wenden, 
die ja die Pläne zu verabschieden haben; erst wenn sie da 
nicht zu Rande kommen, dann erst kommt die Aufsichts- 
behörde in Betracht. Darf ich aus der Erfahrung des Auf- 
baugesetzes Nordrhein-Westfalen davor warnen, nur sich 
auf die Aufsichtsbehörde zu verlassen. 


Eine Frage noch an Herrn Ruscher: Das mit der ultima 
ratio bei der Aufsichtsbehörde sehe ich nicht ganz ein; denn 
wenn Anregungen seitens der Energiewirtschaft gegeben 
werden, dann sind dies nicht etwa ‚‚Anträge‘‘; denn An- 
trägen liegen materiellrechtliche Ansprüche zugrunde. 
Ansprüche sind es nicht, sondern man kann nur Bedenken 
oder Anregungen vortragen. Wird diesen Anregungen nicht 
entsprochen, muß zwar bei Vorlage der Pläne an die Auf- 
sichtsbehörde berichtet werden. Entspricht jetzt aber auch 
die Aufsichtsbehörde diesen Anregungen nicht, dann möch- 
te ich gerne die Frage beantwortet haben, welche ultima 
ratio Sie dann noch kennen? 


H. Fischerhof, Frankfurt am Main: 


Die souveräne Behandlung des Vortragsthemas durch 
Herrn Ruscher kann wohl doch niemanden hier über jenes 
Mißbehagen hinwegtäuschen, das uns durch die Gesetze in 
neuerer Zeit immer wieder beigebracht wird. Gesetze sind 
anscheinend nicht mehr dazu da, die Verhältnisse des Le- 
bens und der Wirtschaft zu vereinfachen, sondern sie brin- 
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een es mit sich, diese Verhältnisse immer noch mehr z 
komplizieren. Auch das Bundesbaugesetz ist in der Al 
sicht erlassen, unter anderem die Energieversorgung z 
fördern, und es ist auch im Grundsatz dazu geeignet; abı 
ich glaube, wir hören sehr deutlich aus den Ausführur 
gen von Herrn Ruscher heraus, daß das Bundesbaugeset 
auch geeignet ist, die Energieversorgung recht erheblich z 
beeinträchtigen. Daher diese Mahnungen aufzupassen, d! 
Aufsicht anzurufen und an eine ultima ratio zu appellierei 
Nun möchte ich aber — von diesen praktischen Fragen eiıl 
mal abgesehen — auf eine tiefere Problematik des Bundel 
baugesetzes hinweisen, die Sie gewiß bei der weiteren An 
wendung und Auslegung noch beschäftigen wird. Die Ene 
gieversorgung wird nämlich hier bald als „Wirtschaft“ ur 
bald als ‚Träger öffentlicher Belange‘ angesprochen. Aıl 
dieser Doppelrolle ergibt sich auch für die Versorgungsun 
ternehmen, bald dieses oder bald jenes Pferd zu reiten. Di} 
se Doppelrolle ist freilich der Energieversorgung nicht neı 
sie ist ihr schon durch das Energiewirtschaftsgesetz zug 
schrieben. Aber da steht sie doch mehr in Beziehung ledi, 
lich zur Energieaufsicht. Ein anderes, neueres Gesetz, di 
tesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, spricht dı 
Energieversorgung offensichtlich nur eine rein wirtschafl 
liche Aufgabe zu. Hier liegen m. E. Probleme, die ebenfall 
nicht verkannt werden dürfen, bei denen man vorsicht) 
vorgehen muß in der Auslegung und Anwendung. Es gibt | 
unserem nächsten Gesichtskreis Vorgänge, z. B. ein Hei 
kraftwerk, weil es als gewerblicher Betrieb angesehen wir 
in einem ausgewiesenen Wohngebiet wieder abgerissen wel 
den soll. Was bedeutet hier nun ‚Träger öffentlicher BE 
lange“ oder „Gewerbebetrieb“ ? Auch hier ist dieses Pr! 
blem gestellt, das sich durch das ganze Bundesbaugese! 
hindurchzieht. Es ist ja auch schon im Schrifttum umstri 
ten, ob Versorgungsflächen nur Flächen für elächen fürdl 
lagen sind oder ob Versorgungsflächen auch Flächen für £| 
Errichtung etwa von Kraftwerken sind. Ich glaube, di 
man da schon von vornherein eine gewisse Linie heran 
arbeiten muß, und man kommt dann vielleicht wieder zu 
Diskussion der Themen um die Daseins vorsorge Us den 
obwohl sich auch die kommunale Wirtschaft immer mel 
dazu bekannt hat, daß Energieversorgung ‚Wirtschaft“ 
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H. Burkhardt, Heilbronn: 


Es gehört zu den besonders schönen Eigenarten unser! 
Vereinigung, daß in juristischen Vorträgen auch der Tec 
niker das Wort nehmen kann und darf. Mein Herr Vorre 
ner hat schon eine Überleitung von juristischen Grundlagl 
in die Praxis hinüber angedeutet. Ich darf als Technik 
noch einiges hinzufügen. Sicher, das neue Gesetz hat ı 
die Möglichkeit gegeben, gewisse Ansprüche anzumeldk 
mit der Zusicherung, daß man gehört wird. Aber wenn v' 
überlegen, wie es bisher in der Praxis war und wie es künfi 
sein wird, so wird dieser Vorzug problematisch. Wenn wir! 
einem Baugebiet drei Transformatorenstationen brauchdi 
wird von de Behörde sofort die Frage gestellt werde! 
„Wieviel Platz wird benötigt? Kann man die Station! 
nicht vielleicht gerade auf diesen Zipfel stellen, den wir U 
der Aufstellung unseres Bauleitplanes noch übrig haben N 

il 


m Tu | — 


ir 


Wir müßten as vielleicht sagen: „Dieser Platz liegt völ 
exzentrisch. Überlegen Sie bitte mal, was uns dies me 
kostet.‘ Man wird uns entgegenhalten: „Ihre Kosten si 
für uns uninteressant! Uns entstehen Mehrkosten, we: 
man die Stationen dort hinstellt, wo Sie sie haben wolld 
Beweisen Sie, daß die Stationen gerade dort stehen müss 
und daß es technisch unmöglich ist, sie irgendwo anders 
erstellen !‘“ Bei einer Transformatorenstation ist dies no) ‘ 
nicht so kritisch. Aber man braucht auch mal ein Umsparl 
werk. Eine 100-kV-Leitung sollmöglichst nahe an das Stad 
gebiet herangeführt werden. Man braucht dazu eine 
sicherte Leitungstrasse. Und schon stoßen sich 

Dinge hart im Raume. Ob wir wirklich zu unserem Red! 
kommen — wobei wir unter „Recht‘‘ die für uns günstig: 
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| Lösung verstehen —, ist nach wie vor fragwürdig. Hier 
" möchte ich eine Anregung anknüpfen. Herr Butze hat uns 
eine Schrift an die Hand gegeben, nach deren Richtlinien 
wir uns auf beste Art mit den Behörden auseinandersetzen 
"können. Man möge sich doch auch von technischer Seite an 
" die Aufgabe machen, für die Bebauungsplanung Richtlinien 
I darüber auszuarbeiten, was den Belangen der Einnergiewirt- 
schaft gerecht wird, sonst werden wir es sehr schwer haben 
in der Praxis das neue Gesetz zu unserem Vorteil auszu- 
werten. 


I. Ruzek, Karlsruhe: 


N Zu den Ausführungen von Herrn Burkhardt möchte ich 
g folgendes sagen: Die Sorgen und Probleme, die Sie aufzeig- 
ten, haben uns schon immer beschäftigt und werden uns 
"auch trotz Bundesbaugesetz in Zukunft beschäftigen. Bis- 
"her war aber die Lage wie folgt: Wenn Sie kamen und frag- 
ten: „Was kann “5 denn machen, wenn ein Baurat nicht 

will“ ‚ mußte man viele Gesetze und alte Verordnungen 

‚nachsehen und kam meist zu dem Ergebnis, daß man mit 
" Reehtsmitteln nicht helfen und Sie auf die Verständigung 
"mit dem Baurat verweisen mußte. Das Bundesbaugesetz 
bietet jetzt die Möglichkeit, auf bestimmte Vorschriften, 
' die die Berücksichtigung unserer Belange fordern, hinzu- 
weisen. Wie weit wir dr Beachtung rechtlich erzwingen 
“können, darüber möchte ich Herrn Ruscher nicht vorgrei- 
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J) Auch das Problem der Daseinsvorsorge, auf das Herr 
f%scherhof aufmerksam gemacht hat, ist durch das Bundes- 
augesetz seiner Bedeutung nicht entkleidet worden. Aber 
‚nan sollte doch die positive Seite des Gesetzes nicht unter- 
werten. Wir haben jetzt ein im ganzen Bund geltendes 
" Gesetz, in dem nicht nur das Verfahren geregelt ist, sondern 
n dem auch steht, daß wir zu denen gehören, die im Ver- 
“Fahren gehört werden sollen und die ein Recht auf Be- 
"ücksichtigung ihrer Planungen — Versorgungsräume — 


' Um nun auch die Frage Landkreis und Gemeinde noch 
“zurz zu streifen: Es ist leider verfassungsrechtlich nicht 


u erwaltung der Gemeinden. Trotzdem wird sich m. E. 
hraktisch auch nicht allzu viel gegenüber bisher ändern. 
"Sine kleine Gemeinde wird, genauso wie sie es mit ihrem 


Zum Schluß darf ich noch einmal betonen: Der Zweck die- 
es Vortrags war, Ihnen zu zeigen: an Stelle von 67 Verord- 
Jungen und Gesetzen gibt es jetzt in Zukunft ein Gesetz, 
‚las natürlich nicht primär für uns ergangen ist, sondern für 
riele andere Fragen, das uns aber die Möglichkeiten, gehört 
u werden, eröffnet. Das haben Herr Ruscher in seinem 


"ichem Dank für seine Ausführungen das Schlußwort 
‚rteilen, da er zu dem vorhandenen Problem ‚ultima ratio‘ 
icher noch etwas zu sagen hat. 
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H. Ruscher, Hannover: 


Zunächst darf ich mich bei Herrn Ruzek bedanken, der 
mir das Schlußwort dankenswerterweise weitgehend abge- 
nommen hat. Es bleiben hier noch die Fragen zu beantwor- 
ten, die Herr Ammermann gestellt hat. Er meinte, ich habe 
zu sehr auf die Aufsichtsbehörde abgestellt und man solle 
doch bei der Gemeinde unten anfangen. Für die Praxis ist 
dies sicher richtig. Ich habe auch immer wieder betont, daß 
man auf gute Zusammenarbeit Wert legen solle und daß 
man bei der Gemeinde seine Unterlagen zunächst auf den 
Tisch zu legen habe. Nach dem Gesetz kommen wir nun ein- 
mal nicht daran vorbei, daß die beiden maßgebenden Para- 
graphen, nach denen sich die Gemeinde bei der Aufstellung 
eines Bauleitplanes richten wird, nämlich $ 5 beim Flächen- 
nutzungsplan und $ 9 beim Bebauungsplan, soweit wir da- 
von betroffen sind, nur Soll-Bestimmungen enthalten. Wir 
sind auch keine Behörde, sondern wir sind, wie es Herr 
Fischerhof hervorgehoben hat, unter einem neuen Begriff, 
nämlich unter die Gruppe derjenigen, die „Träger öffent- 
licher Belange‘‘ sind, subsumiert. 


Man ist ja heute bei der Gesetzesterminologie leider 
manchmal nicht so exakt, daß sich Begriff und Begriff aus 
zwei Gesetzen absolut genau decken. Wir haben — und dies 
war wieder ein Punkt, den Herr Ammermann in etwa bean- 
standet hat — nur die Möglichkeit — dies ist dem Wortlaut 
nach auch richtig —, weil wir keine Behörden sind, An- 
regungen zu geben. Dies hatte ich aber auch gesagt; es ist 
das, was wir normalerweise mit Anträgen bezeichnen. Juri- 
stisch ist selbstverständlich richtig, daß zum Antrag ein An- 
spruch gehört. Diesen Anspruch müssen wir uns notfalls aus 
$ 1 holen. Deshalb sollten wir unsere,, Anregungen‘ ruhig 
Anträge nennen. Wenn die Gemeinde sie nun nicht berück- 
sichtigt, trotz aller guten Zusammenarbeit und obwohl wir 
von unten nach oben anfangen, dann landen wir eben aus 
der ganzen Konstruktion dieses Gesetzes notwendig bei der 
Aufsichtsbehörde. 


Nun komme ich zu der mir noch gestellten Frage nach der 
ultima ratio. Sie kann sich stellen, wenn die Aufsichtsbe- 
hörde als Rechtsaufsichtsbehörde den zwingenden Grund- 
satz des $ 1 mißachtet hat. Was dann ? Dann gibt es eine 
Mösglichkeit, soweit es das Landesrecht vorsieht, die Orts- 
satzung als formelles Gesetz anzufechten. Ich habe damit 
eine der Möglichkeiten genannt, durch die ein rechtswirk- 
samer Bebauungsplan zu Fall gebracht werden kann oder 
abgeändert werden muß, die erfolgreiche Anfechtung. Dies 
ist eine ultima ratio. Ich habe außerdem in diesem Zusam- 
menhang gesagt, daß sich der Bebauungsplan unter Um- 
ständen einem Planfestsetzungsverfahren auf Sonderrecht 
beugen muß — z. B. Naturschutzgesetz, Bundesfernstra- 
Bengesetz —, also einem Mittel, das uns nicht zur Verfügung 
steht. Ich habe schließlich bei der Behandlung der Vor- 
schriften über die Enteignung gesagt und indem Zusammen- 
hange diesen Ausdruck gebraucht, daß es die ultima ratio 
gibt,über$11 den Versuch zu machen, auch gegen den Be- 
bauungsplan durchzukommen. Aber gerade in diesem Zu- 
sammenhang— und dies möchte ich ganz bewußt nochmals 
wiederholen — habe ich betont, daß ich darin einen höchst 
unerfreulichen Weg sehe, und zwar gerade weil ich die Not- 
wendigkeit der Zusammenarbeit zwischen Partnern hervor- 
gehoben habe. Meiner Ansicht nach sollte man zunächst 
immer versuchen, Verständnis für seine Planung und die 
Notwendigkeit dieser Planung zu erzielen. Dann kommt 
man, wenn wir auch die Landeskreisebene verloren haben, 
mit der Gemeinde wahrscheinlich meist zurecht. 
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Delegation der Verantwortung als Führungsprinzip 


im modernen Betrieb 


Von Horst-Günther Hisam, Bad Harzburg“) 


Die Frage nach der richtigen Menschenführung im Betrieb, über die in den Betrieben heute noch di 
unterschiedlichsten Ansichten bestehen, ist eines der Hauptprobleme unserer Zeit. Im Verhältnis zwi 
schen Vorgesetzten und Mitarbeitern tritt bei „Delegation der Verantwortung“ ein entscheidender Wan 
del ein. Während bisher Einzelaufträge zu erledigen waren, wird der Mitarbeiter in den Grenzen seine 
Verantwortung jetzt selbständig. Die Delegation der Verantwortung ist nicht lediglich ein arbeitstech 
nisches Prinzip, das der Entlastung der Vorgesetzten dient, sondern ein Führungsprinzip, nicht nur ei 
moralisches, sondern auch ein organisatorisches Prinzip. 


Sie kennen sicher die Geschichte von dem Amerikaner, 
der lange an der hohen Mauer eines deutschen Motoren- 
werks entlanggeht, bis er heim Pförtner landet und diesen 
fragt: „Sagen Sie, guter Mann, wieviele Leute arbeiten 
wohl in diesem Werk ?“ Der Gefragte überlegt lange und 
sagt schließlich: „Etwa die Hälfte“. 

Die Geschichte ist nicht sehr verbürgt, aber sie veran- 
schaulicht eines der Probleme unseres Wirtschaftslebens, 
die Sorge um die sinkende Leistung unserer Mitarbeiter. 
Dieses Problem ist in erster Linie ein Problem der Menschen- 
führung. 

Zu diesem Thema werden die unterschiedlichsten Stand- 
punkte vertreten, z.B.: 

„Es gibt überhaupt keine einheitliche Führungsmethode; 

jeder Mensch, jeder Vorgesetzte, jeder Mitarbeiter unter- 

scheidet sich vom andern; jede Situation ist wieder an- 
ders. Mit dieser Tatsache muß man sich abfinden und 
eben von Fall zu Fall entscheiden. Die Vielfalt des Lebens 
macht es unmöglich, allgemeingültige Führungsgrund- 
sätze aufzustellen und zu befolgen“ 

oder: 

„Menschenführung ist reine Begabungssache; man kann 

diese Begabung zwar entwickeln, aber im Grunde nicht 

erlernen.“ 

Wir werden uns mit diesen unterschiedlichen Ansichten 
noch näher befassen. Fürs erste dürfen wir aber mit einem 
Blick auf die heutige betriebliche Praxis feststellen, daß 
selbst in sonst recht einheitlich geleiteten Betrieben kaum 
irgendwo klare Führungsvorstellungen anzutreffen sind. In 
bunter Reihe sehen wir einerseits die Versuche, „kamerad- 
schaftlich‘‘ zu führen, von dem betonten ‚Du‘ als Anrede 
bis zur Anbiederung beim gemeinsamen Bierabend usw. 
Nichts kennzeichnet besser die Verlegenheit um eine den 
heutigen Verhältnissen adäquate Führungsmethode, als 
gerade diese „weiche Welle‘ mit der Beschwörungsformel: 
„Seid recht lieb zueinander!“ 

Auf der anderen Seite steht die noch recht stattliche An- 
zahl der Vorgesetzten alter Schule, die sich weiterhin auf 
die Grundsätze der Befehlsführung stützt, in deren Be- 
trieben Vorgesetzte und Untergebene im klaren Verhältnis 
von Befehl und Gehorsam zueinander stehen. 


Schließlich können wir auch Versuche beobachten, die 
Mitarbeiter zum Mitdenken und zu eigener Initiative anzu- 
regen, indem man ihnen die Arbeit zur selbständigen Aus- 
führung unter eigener Verantwortung überträgt. 

In vielen Betrieben werden diese verschiedenen Metho- 
den oft gleichzeitig nebeneinander angewendet. Nicht 
selten gelten unterschiedliche Prinzipien, je nachdem, auf 
welcher Stufe der Betriebshierarchie man sich befindet. 
Hieraus resultiert eine allgemeine Unsicherheit bei Vorge- 
setzten und Mitarbeitern. 

Wir sind bei unkritischer Betrachtung leicht geneigt, 
diesen Zustand als unvermeidlich, gewissermaßen als natur- 


*) Dr. jur. H.@G. Hisam ist Organisationsberater und Dozent an 
der Akademie für Führungskräfte der Wirtschaft in Bad Harz- 
burg. — Vortrag, gehalten anläßlich der Jahresversammlung der 
VDEW in Bonn am 14: Juni 1961. 
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gegeben hinzunehmen. Hier kann uns nur der Zweifel 
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terhelfen :: Ist dies immer so gewesen, hat diese Unsicherheii 
schon immer bestanden ? Oder hat es einmal Zeiten gegeben 
in denen einheitliche und allgemein gültige Vorstellunge 
darüber herrschten, wie der Mensch bei seiner Arbeit zı 
führen sei ? 

Wenn wir zurückblenden in die Zeit der beginnenden In!) 
dustrialisierung vor 120 oder 130 Jahren, so können wi: 
allerdings feststellen, daß damals durchaus einheitlichil 
Methoden der Menschenbehandlung und -führung N 
wendet und von den Beteiligten als selbstverständlich an 
erkannt wurden. Als die ersten Fabrikherren ihre Fabrikeık 
aufbauten — etwa um 1840 —, lebten sie in der Vorste L 
lungswelt des Absolutismus und übernahmen aus ihr aill 
vorgeprägten Leitbilder, das Leitbild vom souveränen 
Fürsten, vom Offizier, vom Gutsherrn, vom Handwerks! 
meister usw. 

Dies ist im Grunde nichts besonderes. Wir alle werden ii 
irgendeiner Form von Leitbildern geprägt, und zwar unbe 
wußt geprägt. Unser Verhalten und unsere Persönlichkeit 
entwickeln sich maßgeblich, indem wir uns nach irgend 
welchen Vorbildern ausrichten. Vater und Sohn, Lehrer un‘ 
Schüler, Lehrherr und Lehrling — all das sind menschlich 
Lebensbeziehungen, die für unsere Persönlichkeitsentwiel 
lung bestimmend sind. 

Die gültigen Leitbilder des Zeitalters der beginnenden If 
dustrialisierung waren demnach die des absolutistische 
Staates. Das damalige Führungsleitbild wird am klarste j 


ausgedrückt durch das Begriffspaar: Befehl und Gehorsan 
Es herrschte die reine Befehlsführung. 


E 
h 
; 


Dieses Prinzip kehrt in allen Lebensbereichen wieder, au 


augenfälligsten im Verhältnis zwischen Fürst und Untell 


tan, beim Militär zwischen Offizier und Soldat, aber & ah 
auf dem Gutshof, im Handwerksbetrieb und nicht ZU 
in der Familie. Im Bergbau hat es sich ebenfalls durchg4 
setzt und auf die Terminologie eingewirkt: Im Mittelalti 
schürfte dort der „Knappe‘ nach Erz, wurde also ritte 
schaftlich behandelt; jetzt wird er zum Arbeitssoldaten, dd 


dem „Berghauptmann‘ bedingungslos zu gehorchen hal 

In dieser festgefügten Welt sozialer Vorstellungen en] 
stehen nun die ersten Industriebetriebe in selbstverständ 
licher Ausrichtung auf die vorhandenen Leitbilder, d 
wenig später ebenso selbstverständlich von den größer wen 
denden Betrieben des Handels und des Bankgewerbes übef 
nommen werden. Im gesamten Wirtschaftsleben ist die BJ} 
fehlsführung zum alleingültigen Prinzip menschlicher ZW 
sammenarbeit geworden. Im Laufe des 19. Jahrhunder! 
wird dieses Prinzip noch zusätzlich gerechtfertigt aus de| 
Begriff des unbeschränkten Eigentums an den Produktio! 
anlagen. Die in seinem Eigentum stehende Fabrik gibt de 


Fabrikherrn eine ähnliche souveräne Stellung, wie sie 
Fürst im Staat und der Gutsherr auf seinem Hof besitzef 


Diese Stellung wird aber auf die Dauer von der Arbeit 
schaft nicht widerspruchslos hingenommen. Sie widerseti 
sich nicht nur den Methoden der Befehlsführung als solch4 
sondern wendet sich gegen die Grundlagen der geltendi 


Wirtschafts- und Sozialordnung überhaupt. Diese A 


r 


ektrizitätswirtschaft 


"einandersetzung, der Klassenkampf, bestimmt in den 
"letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts das Verhältnis 
\zwischen Arbeiter und Unternehmer. Die Verbreitung 
\marxistischer Ideen in der Arbeiterschaft verhindert jeden 
Ausgleich der sozialen Gegensätze und führt im Gegenteil 
"zu einer noch verschärften Befehlsführung in der Fabrik, 
da sich der Unternehmer durch die These „Eigentum ist 
Diebstahl‘ in seiner Existenz bedroht sieht. 
" Die Prophezeiungen des Marxismus über die zunehmen- 
"de Verelendung des Arbeiters und über den unvermeid- 
lichen Zusammenbruch des kapitalistischen Systems bewahr- 
‚heiteten sich schließlich nicht. Mit zunehmender Produk- 
\tivität ging eine ständige Steigerung der Massenkaufkraft 
Jsinher. Mit zunehmendem Wohlstand verschwanden die 
\soziologischen Grundlagen einer Klassengesellschaft und 
“führten zur allmählichen Abkehr des Arbeiters vom Ideal 
\ Jes klassenbewußten Proletariers. Diese Entwicklung setzte 
‘sich fort; in Deutschland brachten die politischen Ereig- 
vaisse und vor allem der 2. Weltkrieg so starke wirtschaft- 
"iehe und soziale Umschichtungen, daß das Denken in 
 Klassengegensätzen seine reale Basis verlor. Weitere wich- 
‚ige Faktoren im Sinne einer Verständigung zwischen den 
"Sozialpartnern ergaben sich beim gemeinsamen Wieder- 
Jwfbau der Betriebe in der Nachkriegszeit. Dabei trat die 
Trage nach der richtigen Führungsmethode zunächst in den 
"Aintergrund. Angesichts der Trümmer und Ruinen gab es 
Öür alle nur ein Ziel: die Produktion wieder in Gang zu 
wingen. Der Wiederaufbau nach 1945 stand ganz im Zei- 
"hen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit. 


Auch in der Folgezeit erhielten sich die Bestrebungen, die 
F yositiven geistigen Grundlagen der Wiederaufbausituation 
ubewahren. Seitens der Arbeiterschaft war die Bereitschaft 
rorhanden, an den Unternehmensaufgaben mitzuwirken 
ind die betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten anzuer- 
ennen. Auf der anderen Seite stellte die moderne Technik 
mmer höhere Anforderungen und förderte bei den Unter- 
ehmern die Erkenntnis, daß die Wirtschaft den mitden- 
‚enden Menschen gar nicht mehr entbehren kann, ja, daß 
jeser geradezu die Voraussetzung für die Verwirklichung 
"es technischen Fortschritts ist. 
Der Betriebsleiter eines Hüttenwerks drückte es einmalso 
us: „Man darf die Initiative der Mitarbeiter nicht erst durch 
lsche Führung totschlagen, wenn man sie nachher wieder 
Oringend benötigt.‘ Dies ist eine sehr treffende Bemerkung. 
Vir brauchen das Mitdenken, die Initiative, die selbstän- 
ige und interessierte Mitarbeit aller Betriebsangehörigen, 
eil Technik und Automation ohne sie nicht mehr auskom- 


nit einhergehende Spezialisierung uns täglich aufs neue vor 
‚ugen führen, daß wir vom Können und Wollen und vonder 
rfahrung unserer Mitarbeiter abhängig sind. Es ist nur 
erständlich, wenn diese Mitarbeiter unter den gegebenen 
“mständen nicht mehr bereit sind, sich als Betriebsunter- 
ınen behandeln zu lassen. Sie beanspruchen das Recht auf 
C eie Entfaltung ihrer Fähigkeiten, ein Anspruch, der — wie 
geschen haben — den unternehmerischen Interessen 
eineswegs zuwiderläuft. Es ist nur die Frage, ob es uns ge- 
St, die zeitgerechten Organisationsformen und Führungs- 
-undsätze für unsere Betriebe zu entwickeln, um die an 
ich gleichgerichteten Interessen harmonisch zu verbinden 
nd auf diese Weise eine homogene Betriebsführung zu er- 
„nöglichen. 

= Die Akademie für Führungskräfte der Wirtschaft in Bad 
larzburg') hat in Verfolgung dieses Ziels in einer Vielzahl 
"an Kursen und Seminaren das Modell einer Führung im 
‚litarbeiterverhältnis herausgearbeitet. Die neuen Füh- 
gsmethoden sollen den Mitarbeiter in die Lage versetzen, 
le vom Betrieb gestellten Aufgaben von sich aus zu be- 
 )hen und seinen Teil zu ihrer Bewältigung beizutragen. 
‚om jeweiligen Vorgesetzten muß deshalb konsequenter- 
' jeise verlangt werden, daß er im Mitarbeiter nicht nur das 
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Ausführungsorgan für seine Anweisungen und Befehle er- 
blickt, sondern ihn auch als Mitarbeiter im echten Sinne 
des Worts, als selbständig am Betriebserfolg Mitwirkenden, 
gelten läßt und akzeptiert. 

Dies geschieht in erster Linie durch Delegation von 
Verantwortung oder — anders ausgedrückt — durch 
Übertragen von Aufgaben zur selbständigen Erledigung un- 
ter gleichzeitige Verleihung der dafür nötigen Entschei- 
dungsbefugnisse. 

Bevor wir uns mit diesem Prinzip näher beschäftigen, 
müssen wir uns daran erinnern, daß die wissenschaftliche 
Betriebsführung die Vielfalt der betrieblichen Vorgänge und 
Maßnahmen in zwei Hauptgruppen aufteilt: 

l. die normale Tagesarbeit, d.h. die gewöhnlichen Fälle, 


g 


2. die außergewöhnlichen Fälle. 


Beide Gruppen werden führungsgemäß völlig unterschied- 
lich behandelt. 

Die Delegation von Verantwortung kommt nur für die 
erstere, quantitativ natürlich bei weitem bedeutendere 
Gruppe — d.h. für die normale Tagesarbeit — in Betracht. 
Nur diese eignet sich zur selbständigen Erledigung durch 
selbständige Mitarbeiter. 

Die außergewöhnlichen Fälle, dies sind also alle Vor- 
kommnisse, die wegen ihrer besonderen Bedeutung nicht 
zur normalen Tagesarbeit gerechnet werden können, sind 
nicht Bestandteil des von dem jeweiligen Mitarbeiter wahr- 
zunehmenden Aufgabenkreises; sie gehören nicht zu seinem 
„Delegationsbereich‘‘. Er hat deshalb darüber — abge- 
sehen von Notfällen — nicht zu entscheiden, sondern der 
zuständigen Stelle, in der Regel dem nächsthöheren Vorge- 
setzten, zu berichten. Soweit dies nach Lage der Dinge von 
ihm erwartet werden kann, soll er diesem Bericht alle für die 
Entscheidung etwa erforderlichen Informationen beifügen 
und gegebenenfalls eigene Vorschläge unterbreiten. Wie wir 
sehen, wird also auch in solchen Angelegenheiten keinesfalls 
auf Mitdenken und Initiative verzichtet; beides wird im 
Gegenteil sogar ausdrücklich erwartet und kann durch Her- 
beiführung besonderer Mitarbeiterbesprechungen zusätz- 
lich angeregt werden. 

Was verstehen wir nun unter Delegation von Verant- 
wortung ? Im Verhältnis zwischen Vorgesetzten und Mit- 
arbeitern tritt bei Delegation von Verantwortung ein ent- 
scheidender Wandel ein. Während bisher Einzelaufträge zu 
erledigen waren, wird der Mitarbeiter in den Grenzen seiner 
Verantwortung jetzt selbständig. 

Ein Beispiel mag dies veranschaulichen: Zu einem Elek- 
trizitätswerk gehören noch einige landwirtschaftliche 
Grundstücke, die als Wiesen oder Rasenfläche genutzt wer- 
den. Zum regelmäßigen Abmähen sowie zum Instandhalten 
der Wege wird ein Gärtner beschäftigt. Dieser Gärtner kann 
nun auf zweierlei Weise beauftragt werden: 


1. Er bekommt genaue Weisungen, was er im einzelnen zu 
tun hat, und wird auf die richtige Befolgung dieser Weisungen 
hin kontrolliert. Im Extremfalle werden lauter Einzelaufträ- 
ge erteilt und die Durchführung jedes einzelnen Auftrags 
nachgeprüft. Dies ist Delegation von Arbeit, weil dem 
Gärtner nur die Arbeit, nicht aber irgendwelche Entschei- 
dungsbefugnis übertragen worden ist. Verantwortlich für die 
richtige Pflege der Anlage ist in diesem Falle derjenige, der 
die Weisungen erteilt hat. 

2. Er wird mit der fachmännischen, d.h. gärtnerischen 
Pflege der Grundstücke betraut. Die Einzelheiten der Durch- 
führung, die Reihenfolge der Arbeiten bleiben ihm selbst 
überlassen. Die Kontrolle erstreckt sich nur auf den Erfolg 
seiner Tätigkeit, für den er aber einzustehen hat. Dies ist 
Delegation von Verantwortung im Sinne des Themas. 


Bei der Erörterung dieses und ähnlicher Beispielsfälle mit 
den Kursteilnehmern der Akademie für Führungskräfte der 
Wirtschaft haben wir immer wieder die Frage gestellt, ob 
sie die Führung mittels Delegation von Verantwortung 
oder die Methode der Übertragung lediglich von Arbeit 
vorziehen. Die Antwort lautet immer gleich: „Lieber Dele- 
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gation von Verantwortung, auch wenn damit ein größeres 
Risiko verbunden ist.‘ Die neue Führungsmethode stößt 
also ganz offensichtlich auf eine weitgehend schon vorhan- 


dene Verantwortungsbereitschaft unserer Mitarbeiter. 


Bei der praktischen Durchführung einer weitgehenden 
Delegation von Verantwortung müssen wir uns darüber im 
klaren sein, daß uns leicht organisatorische Fehler nur des- 
halb unterlaufen, weil die Zusammenhänge zwischen Auf- 
gaben, Kompetenzen und Verantwortung nicht klar genug 
beachtet werden. Wer eine Aufgabe übertragen bekommt, 
kann sie nur dann richtig durchführen, wenn man ihm hier- 
zu auch die vollen Kompetenzen überträgt. Werden ihm die 
Kompetenzen teilweise vorenthalten, dann kann man ihn 
auch nicht voll verantwortlich machen. Außerdem führt die 
mangelnde Übereinstimmung der Aufgaben- und Kompe- 
tenzbereiche zu den allerorts grassierenden Zuständigkeits- 
konflikten, die meist in der berühmten Suche nach dem 
Schuldigen enden. Damit erreicht nicht nur das Betriebs- 
klima seinen Gefrierpunkt; jegliche Kompetenzüberschnei- 
dung schafft letztlich Bereiche ohne Zuständigkeit und damit 
ohne Verantwortung, was sich früher oder später auf die 
Betriebsleistung auswirkt. 


Auch die Führung durch Delegation von Verantwortung 
hat also zur Voraussetzung, daß die Zuständigkeiten und 
die Entscheidungsbefugnisse streng gegeneinander abge- 
grenzt werden. Wir müssen in den Betrieben klare Verant- 
wortungsbereiche schaffen, und zwar durch eine ausschließ- 
lich sachgemäße Organisation, durch eine Organisation „ad 
rem“, nicht eine Organisation „ad personam‘‘. Unsere Be- 
triebsorganisation darf nur auf sachlichen Erwägungen auf- 
bauen, jeglicher ‚‚Personenkult‘ ist auszumerzen. 


Die solcherart gebildeten Delegationsbereiche sind auf die 
geeigneten Mitarbeiter zu übertragen, die sich ihrerseits ver- 
pflichten müssen, im Rahmen ihrer Befugnisse selbständig 
zu handeln und zu entscheiden. 


Für die Delegation von Verantwortung ist allerdings 
beim Vorgesetzten Voraussetzung, daß er bereit ist, Verant- 
wortung wirklich abzugeben. Dies klingt sehr logisch und 
selbstverständlich, wird aber noch allzu selten praktiziert. 
Wieviele Vorgesetzte sind stolz darauf, überlastet zu sein, 
und wollen gar nicht ernstlich delegieren, selbst dann nicht, 
wenn sie gesundheitlich längst überlastet sind. 


Weiterhin muß beim Vorgesetzten auch die Einsicht vor- 
handen sein, daß die Mitarbeiter sehr wohl auf ihren Spezial- 
gebieten mehr Fachwissen besitzen dürfen als er selbst. Der 
Vorgesetzte, der meint, daß er immer mehr können müsse 
als seine Mitarbeiter, hat die Prinzipien der modernen Indu- 
strieorganisation nicht begriffen, sondern steht geistig noch 
immer auf dem Boden des alten Handwerksmeisters. 


Schließlich muß auch beim Mitarbeiter die Bereitschaft 
vorhanden sein, Verantwortung zu übernehmen. Dies ist 
nicht von vornherein selbstverständlich ; denn unsere Mit- 
arbeiter sind 300 Jahre Absolutismus, also reine Befehls- 
führung, gewohnt. Das historische Gepäck aus dem Absolu- 
tismus ist auch in unserer Generation noch wirksam, selbst 
wenn es rein rational von dem Betreffenden abgelehnt wird. 


Welche Aufgaben sind nun im einzelnen auf die Mitarbei- 
ter zu delegieren ? Jeder Vorgesetzte soll alles delegieren, 
was er nicht unbedingt persönlich tun muß. Was aber muß 
ein Vorgesetzter persönlich erledigen ? Alles das, wofür er 
bezahlt wird. Das ist häufig etwas anderes als das, womit er 
sich im Betrieb zum großen Teil beschäftigt. Durch Tests 
haben wir festgestellt, daß manche leitende Angestellte nur 
zu 30% oder 40% positive Tätigkeit im Sinne der ihnen 
übertragenen Aufgabe und Verantwortung leisteten. Den- 
ken wir nur einmal an die Unterschriften, die alle Vorge- 
setzten in erheblichem Maße belasten und häufig von ihren 
Mitarbeitern allein erledigt werden könnten. 


Kürzlich sagte der Organisationsleiter eines großen Un- 
ternehmens: ‚Unser Vorstand ist der am teuersten be- 
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zahlte Handarbeiter in unserem Betrieb“. Fangen wir des 
halb mit der Aufteilung der Delegationsbereiche bei de 
Unternehmensleitung an. Ein Vorstandsmitglied wird dafül 
bezahlt, daß es langfristig die Planung des Unternehmend 
zusammenstellt, seine Spitzenmannschaft führt, d.h. al) 
Ressortchefs auswählt und ihnen klare Direktiven gibt, kurzt 
er wird dafür bezahlt, daß er an die Zukunft des Unter! 
nehmens denkt. Das ist sein Bereich. Jegliche Durchfühl 
rungsarbeit ist weiter zu delegieren. | 
Auch wenn wir die Ressortchefs (Hauptabteilungsleiterh 
betrachten, so kommen wir zu der Feststellung, daß sie sie 
häufig mit Aufgaben befassen, für die sie nicht bezahlı 
werden. Auch die Ressortchefs sollten sich in erster Linid 
mit der Planung innerhalb ihres Ressorts beschäftigen un« 
an die Zukunft des Unternehmens vom Standpunkt ihre: 
Ressorts her denken. 


Durchführungs- und Führungstätigkeit stehen dann ne 
beneinander in den Ebenen der Abteilungsleiter und Grup 
penführer. Je weiter wir in der betrieblichen Hierarchienach 
unten kommen, desto mehr überwiegt die reine Durchfühl 
rungsarbeit. 


Jedem Vorgesetzten verbleibt jedoch aus den von ihn! 
auf die nächste Mitarbeiterschicht delegierten Aufgaben und 
Kompetenzen die Dienstaufsicht. Allerdings darf diest 
Dienstaufsicht sich nicht im Wege von Einzelkontrollen odelı 
ständigen Eingreifens bemerkbar machen, sondern sie dar! 
nur zwei Methoden kennen: die Erfolgskontrolle und dil 
Stichproben. 
die ihren Mitarbeitern zugewiesen sind, hinein. Es ieh 
dann: „Ich habe die gesamte Verantwortung; folglich dart 
ich auch in den unteren Arbeitsbereichen eingreifen“. | 

Hierzu noch eine kleine Anekdote: Von Rockefeller wirde I 
zählt, daß er einem seiner Direktoren, den er beim Dikts‘ 
eines Routinebriefes antraf, erklärte: „Von Rechts wege \ 
müßte ich Sie jetzt entlassen !‘“ Auf die erstaunte Frage da 
Direktors erklärte er: ‚Sie stehlen mir mein Geld. Diese} 
Brief hätte ein Sachbearbeiter genauso gut diktieren könnert 


wenn Sie ihm einige Stichworte gegeben hätten.‘‘ Was hir h 
mit Recht gerügt wird, ist nicht so sehr die unnötige Ve 


Nicht alle Vorgesetzten halten sich an ihre Delegation. 
bereiche, sondern regieren munter in die Arbeitsbereiche 


, 


teuerung des Briefes, sondern die Tatsache, daß der hoe!t 
bezahlte Direktor sich mit untergeordneter Tätigkeit all 
gibt, statt sich seinen eigentlichen Aufgaben (,, Wofür er bı ! 
zahlt wird‘) zu widmen. 


Wie die Vorgesetzten halten sich auch die Mitarbeit« 
nicht immer an die ihnen übertragenen Delegationsbereichil; 
Häufig wird versucht, zurückzudelegieren, d.h. die Veran 
wortung auf den Vorgesetzten abzuschieben, indem mal 
ihn mitzeichnen oder abzeichnen läßt oder auch nur seindı 
Rat einholt. Hierzu noch ein Beispiel: Ein Werbeleiter, dt 
in seinem Unternehmen versagt hatte, sollte entlassen wol 
den, weil der Umsatz mit Hilfe seiner Werbung nicht nı 
nicht gestiegen, sondern sogar noch zurückgegangen wa 
Er konnte vom Unternehmen nicht entlassen werden, we 
er die Entwürfe zu den Werbeplänen und die Werbeplär 
selbst seinem Vorstand zur Kenntnis gebracht hatte h 
der Vorstand freundlicherweise diese Pläne abgezeichni 
hatte. Im Arbeitsgerichtsprozeß erklärte der Werbeleit# 
lächelnd: ‚Herr Direktor haben mitgeworben“. Der ver 
stand war für die schlechte Werbung mit verantwortlif 
geworden. 


Bei der Neuaufstellung von Delegationsbereichen ist gl’ 
nau zu überlegen, wem wir sie übertragen wollen. Wir so 
ten vorweg eine Analyse unserer Mitarbeiter dahingehe 
vornehmen, welchen der vorgesehenen Delegationsbereie! 
sie übernehmen können. Mancher ist für andere Aufgab 
besser geeignet, als er zur Zeit übertragen bekommen h: 
Mancher Mitarbeiter muß erst an die Bereitschaft, Vera 
wortung zu übernehmen, herangeführt werden. Ein ander 
muß vielleicht abgelöst und versetzt werden. Keinesfa 
aber sollten wir Abstriche an unseren Organisationspri) 
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‚zipien und dem vorgesehenen Modell machen, wenn wir Er- 
‚folg haben wollen. Insofern ist die Delegation von Verant- 
\wortung die härteste Führung, die wir uns überhaupt vor- 
‚stellen können. Sie hat überhaupt nichts zu tun mit dem, 
‚was gemeinhin mit „weiche Welle‘ bezeichnet wird. Ihre 
wichtigste Erfolgsvoraussetzung, das sei hier wiederholt, ist 
‚die scharfe Kompetenzabgrenzung, möglichst durch schrift- 
liehe Dienstanweisung. Wir müssen heraus aus der Angst: 
„Für was bin ich eigentlich noch alles verantwortlich !““ 
In einem Verwaltungsunternehmen beschwerte sich der 
‚Hausinspektor, der für den Verschluß, die Reinigung und 
‚ähnliches innerhalb der Verwaltungsgebäude verantwort- 
‚lich war, daß er sehr häufig durch den Geschäftsführer auch 
sonntags und nachts in den Betrieb zitiert werde, um zu- 
ssätzliche Kontrollen der verschlossenen Zugänge und der 
“Fenster durchzuführen. Als der Vorstand den Geschäfts- 
‚führer dazu hörte, erklärte dieser: „Wenn ich für das ganze 
"Haus verantwortlich sein soll, dann muß ich auch die Mög- 
‚lichkeit haben, den Hausinspektor zu zusätzlichen Kontrol- 
len zu veranlassen“. Da der Hausinspektor nach seiner 
- Dienstanw eisung für die ganzen Kontrollen verantwortlich 
„war, wollte der ey orstand den Geschäftsführer von seinem 
"ständigen Eingreifen abbringen. Als trotzdem die Be- 
"schwerden des Hausinspektors nicht aufhörten, fragte mich 
ler Vorstand, was hier zu tun sei. Ich schlug vor, doch ein- 
mal die Dienstanweisung des Geschäftsführers anzusehen. 
[In dieser stand eindeutig: „‚Sie sind für alles, was in dem 
"'hnen übertragenen Verwaltungsgebäude geschieht, voll 
© zerantwortlich.‘‘ Hier war nur eines zu tun: Die Dienstan- 
Bone des Geschäftsleiters war zu ändern. Man brauchte 
‚siehnicht darüber zu wundern, daß er sich um jede Kleinig- 
_ xeit in seinem Haus kümmerte, wenn er persönlich für alle 
liese Dinge verantwortlich gemacht werden konnte. Von 
"echtswegen war er nur dafür da, daß die richtigen Leute 
ingesetzt und durch Erfolgskontrolle und Stichproben 
Wiberprüft wurden. In der Dienstanweisung hätte es heißen 
Snüssen: „Sie sind verantwortlich für die Auswahl und 
"Wührung ihrer Mitarbeiter‘ 


a Es kann uns auf die Dauer nicht nur darauf ankommen, 
»b wir in unseren Unternehmen Gewinn erzielen, sondern 
's muß uns in der heutigen Situation auch sehr darauf an- 
kommen, wie wir diesen Gewinn erzielen, d.h., wie unsere 
itarbeiter zu unserem Betrieb und zu unserer Wirtschafts- 
Ordnung eingestellt sind. Wenn die Delegation von Verant- 
ortung eingeführt werden soll, müssen wir bereit sein, 
Jbergangsschwierigkeiten in Kauf zu nehmen Es wird 
aanchmal Monate, sogar Jahre dauern, bis Vorgesetzte und 
itarbeiter mit diesem Führungsprinzip vertraut sind. 
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Wie man mit diesen Schwierigkeiten fertig werden kann, 
Jeigt folgender Fall: Ein Hüttenwerk wollte seinen Betriebs- 
iter von der Kontrolle und Verwaltung des Materiallagers 
‚ntlasten. Der Vorstand gab die Weisung, sämtliche Mate- 
ialscheine in Zukunft nur noch von den Meistern abzeich- 
en zu lassen. Der Betriebsleiter, der sonst ein ausgezeich- 
‚eter Vorgesetzter war, ließ die Weisung unbeachtet. Er 
‚bte die Kontrollen weiterhin persönlich aus. Auf die 
rage nach dem „Warum“ erklärte er: „Weil ich dafür ver- 
twortlich bin, daß in meinem Betriebe keine roten Zahlen 
tstehen. Hier ist ein Punkt, an dem ich sparen kann und 
"len ich den Meistern nicht allein überlassen darf‘. Auf die 

rage, ob die Meister dies nicht mit der Zeit lernen könnten, 
\urklärte er: „‚Sie lernen es natürlich, aber in der Zwischen- 
bit kann viel Schaden entstehen“. Das zuständige Vor- 
„andsmitglied erkundigte sich: „Wie lange brauchen Ihre 
"Leister bis sie selbständig disponieren können ?“ „3 bis 6 
D ‚onate‘, erklärte der Betriebsleiter. ‚‚Gut, wir werden Sie 


F- 


olırt selbständig diese Arbeiten durchführen. Nach 6 Mona- 
n muß es dann klappen.‘ 


Heft 17 vom 5. September 1961 


mm ln nn 11112 1 Lu 
r 


627 


nen nicht so viel Verantwortung delegieren. Wir müssen die 
Dinge in der Spitze in der Hand behalten‘. Dabei ist das 
Betriebsrisiko immer gleich groß, gleichgültig ob ein Vor- 
stand, ein Betriebsleiter oder ein Meister eine Entscheidung 
getroffen haben. Es kommt nur darauf an, die Entschei- 
dungsbefugnis auf solche Mitarbeiter zu übertragen, die die 
fachlichen und führungsmäßigen Voraussetzungen hierfür 
mitbringen. Geschieht dies, dann wird das Risiko eher ge- 
ringer sein, wenn derjenige entscheidet, der dem Problem 
am nächsten steht. 

Äußerst wichtig ist die exakte Formulierung von Aufgabe, 
Kompetenz und Verantwortung in einer schriftlichen 
Dienstanweisung. Nur durch klare Fixierung von Aufgaben 
und Zuständigkeiten können Differenzen der Mitarbeiter 
untereinander und zwischen den Vorgesetzten und Mitarbei- 
tern vermieden werden. Die Dienstanweisung darf nicht 
nur die Unterstellung und die Überstellung, die Dienstauf- 
gabe und die Zuständigkeiten enthalten, sondern muß auch 
angeben, mit welchen Methoden der Vorgesetzte seine Mit- 
arbeiter zu führen hat. Die Akademie für Führungskräfte 
der Wirtschaft hat für viele Arbeitsbereiche innerhalb der 
Wirtschaft solche Dienstanweisungen entworfen. Es han- 
delt sich um Dienstanweisungen für Meister, Betriebs- 
assistenten, Schichtassistenten, Abteilungsleiter und Be- 
triebsleiter, für Personalleiter, Organisationsleiter und Ge- 
schäftsführer, in denen stets sowohl die sachlichen, als auch 
führungsmäßigen Aufgaben, die insbesondere die Verpflich- 
tung zur Führung im Mitarbeiterverhältnis enthalten, auf- 
geführt sind. In einer Dienstanweisung für Schichtassisten- 
ten wurde nach einer genauen Aufzählung der sachlichen 
Aufgaben die Führungsaufgabe wie folgt umrissen: 

1. Sie haben die Aufgabe, mit der führungsmäßig Ihnen 
unterstellten Schicht die optimale Produktion innerhalb 
Ihres vorgeschriebenen Produktionsplanes zu verwirklichen. 

2. In sachlicher Zusammenarbeit mit den Führungs- 
kräften vorgeschalteter oder nachgeschalteter Betriebe 
haben Sie alle Tatbestände zu klären, die den geplanten Be- 
triebsfluß fördern oder hemmen. 

3. Sie führen auf der Basis des Mitarbeiterverhältnisses, 
dene 
a) täglich anfallende Routinearbeit haben Sie den verant- 
wortlichen Mitarbeitern, Obermeistern, Meistern, Vorarbei- 
tern usw. zu delegieren; 

b) alle über den normalen Rahmen der Routinearbeit hinaus 
anfallenden Änderungen, Umdispositionen, veränderten 
Sachlagen, technischen Umbauten bzw. Reparaturen haben 
Sie mit Ihren Meistern in Mitarbeiterbesprechungen zu er- 
örtern mit dem Ziel, die Produktion zu steigern und die Mit- 
arbeiter zu voller Verantwortung und Initiative anzuregen; 
ce) Sie kontrollieren den Erfolg Ihrer Meister, anstatt ständig 
in die Einzelvorgänge einzugreifen; 

d) besonders fähige oder intelligente Mitarbeiter sollen Sie 
nach Kräften fördern und zu einer entsprechend höheren 
Einstufung vorschlagen. 

Welchen Erfolg dürfen wir erwarten, wenn wir die Dele- 
gation von Verantwortung in unseren Betrieben einführen ? 
Er wird einmal darin bestehen, daß unsere Mitarbeiter mit 
größerer Freude bei der Arbeit sind und dementsprechend 
mehr leisten. Außerdem läßt sich auf diese Weise eins 
weitgehende Entlastung der Führungskräfte erzielen, ein 
Problem, das gerade heutzutage von größter Bedeutung 
ist. Jeden Tag hören wir von Herzinfarkten und Manager- 
krankheiten leitender Leute. Unsere Organisation in den 
Betrieben ist oftmals eine reine „„‚Herzinfarktorganisation‘“ 
Nur mit weitgehender Delegation von Verantwortung 
können wir hier etwas ändern und unsere tüchtigen Mit- 
arbeiter von der ständigen Überlastung befreien. 

Der wichtigste Gesichtspunkt dürfte aber sein, daß mit der 
Führung durch Delegation von Verantwortung für den 
arbeitenden Menschen ganz allgemein, gleichgültig, auf 
welcher Stufe der Betriebshierarchie er sich befindet, die 
Möglichkeit zur freien Entfaltung seiner Persönlichkeit er- 
öffnet wird. 
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Die Bedeutung der Erdung im Rahmen der Schutzmaßnahme 


Von Walter Bulla, Graz*) 


Die für die Begrenzung der Schritt- und Berührungsspannungen erforderlichen Maßnahmen, und zwa 
im Hinblick auf die dafür vorzusehenden Erdungen und Potentialsteuerungen werden behandelt. Um de 
in den einschlägigen Sicherheitsvorschriften enthaltenen Bestimmungen zu entsprechen, sind an die E 
dungen bestimmte Ansprüche zu stellen, die nicht immer leicht zu erfüllen sind. Aber nicht nur die Aus 
führung der Erdungen für die elektrischen Anlagen selbst löst manche Frage aus, sondern es ist auch def 
ren Einfluß aufim Erdboden liegende benachbarte Wasser-, Heiz-und Gasleitungen dabei von Bedeutundi 
weil über diese unter Umständen im Fehlerfall gefährliche Spannungen verschleppt werden könnert 
Das Problem der Erdungen in Starkstromnetzen kann also nicht für sich allein gelöst werden, sonderf} 
aus Gründen der Sicherheit der Abnehmer von Elektrizität, Gas und Wasser nur im Zusammenhang m 
den sich hieraus für andere metallene Leitungen im Erdboden und in den Abnehmeranlagen ergebende 


Folgen. 


Die Erde ist die Grundlage allen menschlichen Lebens, sie 
liefert uns Nahrung und trägt unsere Bauwerke. Auch die 
Elektrotechnik lebt — im übertragenen Sinn — auf der 
Erde. Die Erdoberfläche ist für sie die Nullfläche des Poten- 
tials; die Spannung gegen Erde ist maßgebend für die Iso- 
lation der Anlagen und für die Gefährdung des Menschen 
durch spannungführende Teile. 

Die berührbaren, nicht spannungführenden Teile hat man 
schon frühzeitig geerdet, um bei Übertritt der Spannung 
eine Gefährdung der Bedienenden und der Gerätebenutzer 
zu vermeiden. Mit der Entwicklung immer leistungsfähi- 
gerer Energieübertragungen mußte man bald die Erfahrung 
machen, daß die Erde als Nullfläche des Potentials nur eine 
beschränkte ‚Tragfähigkeit‘ hat. Man sah sich genötigt, 
diesem bis dahin nebensächlichen Detail erhöhte Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden. Leider zeigt die Tragfähigkeit der 
Erde für statische Belastung durch Bauwerke und für elek- 
trische Belastung durch Erderströme eine gewisse Gegen- 
läufigkeit. Felsen und dicht gepackter Schotter geben einen 
sehr guten Baugrund, aber sehr schlechte Erdung, und 
Moorboden, der ausgezeichnete Erdung gibt, trägt keine 
Bauwerke. Wäre es anders, gäbe es weniger Erdungssorgen. 

In den Hochspannungsanlagen ist die Erdung die Schutz- 
maßnahme schlechthin. Aber nicht das von der Vorschrift 
als einziges Kriterium herausgestellte Kleinhalten der 
Spannung gegen das, hinreichend weit entfernte Erdreich‘ 
bringt den Erfolg, sondern das Verbinden aller leitenden, 
nicht spannungführenden Teile untereinander. Es erweist 
sich als so wirksam, daß sogar in Anlagen, in denen sich 
ständig Menschen aufhalten, der Doppel-Erdschluß zum 
ungefährlichen Vorkommnis wird — natürlich nur hinsicht- 
lich der Berührungsspannung, nicht der Lichtbogenwir- 

‚kung —, obwohl dabei um zwei Zehnerpotenzen größere 
Ströme über die Erdung gehen, als man sie in den gelöschten 
und isolierten Hochspannungsnetzen seit 50 Jahren in 
Rechnung stellte. So zeigte es sich, daß die nur als ‚„‚Schutz- 
erdung‘‘ deklarierte und nach der Erderspannung beim ver- 
hältnismäßig harmlosen Einfach-Erdschluß bemessene 
Schutzmaßnahme ihre Eignung für den seltenen Sonderfall 
— nämlich den Doppel-Erdschluß — sozusagen gratis mit- 
bekam. 

Dies gilt jedoch nur für die größeren Anlagen. Die üb- 
lichen Erdungen der Hochspannungsmaste sind nicht ge- 
eignet, eine bei Doppel-Erdschluß an einem Mast auftreten- 
de Berührungsspannung ungefährlich zu machen. Jenen 
Männern müssen wir Dank wissen, die vor fast zwei Men- 
schenaltern den Mut hatten, trotzdem auch hier, wo eine 
Gefährdung konkret auftreten kann, wegen der äußerst 
kleinen Wahrscheinlichkeit der Anwesenheit eines Menschen 
an gefährdeter Stelle gleichzeitig mit dem seltenen Ereignis 
und wegen dessen kurzer Dauer den Doppel-Erdschluß 


*) Dr. techn. W. Bulla ist Referent der Direktion der Stei- 
rischen Wasserkraft- und Elektrizitäts-AG, Graz. — Vortrag, 
gehalten anläßlich der Jahresversammlung der VDEW in 
Bonn am 14. Juni 1961. 
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nicht zu berücksichtigen. Die Erfahrung hat ihnen recht gd 
geben. Läge sie nicht vor, dann wäre es wohl schwierig 
gewesen, für die heute gültigen „‚Leitsätze für Anlagen | it 
110 kV und darüber mit unmittelbarer Erdung des Sterrf 
punktes‘ dieentsprechende Begründung zu geben und durcH! 
zusetzen, trotz der Erfahrungen im Auslande! Andersei 
hat sich die Erkenntnis, daß Sicherheit nichts anderes ist al? 
geringe Unfallwahrscheinlichkeit, heute wohl in allen Fach” 
gebieten durchgesetzt. Auch die stolzeste Brücke, Symbi4 
der Zuverlässigkeit, birgt trotz sorgfältigster Berechn! 
und gewissenhaftester Ausführung eine winzige Gefahr d 
Katastrophe. Die Ingenieure schätzen, daß die Wahrscheir 
lichkeit einer solchen geringer ist als 10%. Wir müssen un 
damit begnügen, dies als vollkommene Sicherheit anzusi 
hen; eine absolute gibt es nicht. Nachweislich sind schd 
Menschen von Meteoren erschlagen worden, und in diese I 
Jahrhundert hat ein Meteorfall einige Hundert Quadre 
kilometer der sibirischen Taiga verwüstet. Trotzdem habd 
wir das Recht, uns auf dem Grunde der irdischen Lufee 
völlig sicher vor Meteoren zu fühlen und tun es auch; abe} ih 
lut sicher sind wir nicht. Die Zivilisation hat die Lebenset 
wartung erhöht, aber auch eine erhebliche Zahl von U 
fällen gebracht. Die Unfälle durch Elektrizität sind dal 
nicht maßgeblich beteiligt. Aber auf Null läßt sich die Fe 
lerwahrscheinlichkeit elektrischer Anlagen nicht herabse 
zen. Es wird immer wieder einmal vorkommen, daß au 
stärkere Ströme kurzzeitig über Erdungen fließen und si 
über fremde in der Erde liegende Metallteile, vorzugswe N 
Rohrleitungen und Kabelmäntel, schließen. Damit mi 
heute jeder rechnen, der Metall in die Erde bettet. | 
Wenn im folgenden von Sicherheit der elektrischen Anl 
gen gesprochen wird, ist stets zu berücksichtigen, daß ! 
sich um die Sicherheit im Fehlerfalle handelt, das hei 
daß die Elektrotechnik bestrebt ist, ihren Anlagen & 
dann noch die Gefährlichkeit zu nehmen, wenn das Mat 
rial an einer Stelle versagt. Dies ist wohl auch begründ4 
weil die unseren Sinnen nicht wahrnehmbare Elektrizit 
in weitesten Kreisen gehandhabt wird, die den physik 
schen Gesetzen völlig ahnungslos gegenüberstehen. Daf 
daß die primäre Sicherheit durch solide Ausführung nid 
vernachlässigt wird, zeugen die mehr als 3000 Seiten 
VDE- Bestimmungen für Starkstromanlagen und -geräte | 
h 
schlußstromes begnügte, brachte die wirksame Sternpunb 
erdung der Höchstspannungsnetze die Notwendigkeit, al 
Erd-Kurzschluß und damit Strömen von einigen Kiloab 
pere, die über die Erdungen fließen, Rechnung zu tragen.# 
es praktisch so gut wie unmöglich ist, den Erdungswiderst 4 ö 
so klein zu halten, daß am Erder nur ungefährliche Spj} 
nungen stehen bleiben, war man genötigt, die Potentil ; 


steuerung in das VDE-Vorschriftenwerk einzuführt " 
Nach VDE 0141 ist sie definiert als ‚‚eine Beeinflussung }} 
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Während man im „gelöschten‘‘ Hochspannungsnetz d 
Doppel-Erdschluß beiseite ließ und sich für die Bemess 
der Erder mit der Berücksichtigung des harmlosen E! 
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nialverteilung durch eine besondere Anordnung von 
Steuererdern zur Verminderung der Schritt- und Berüh- 
‚rungsspannung. ‘ Man macht sich dabei die Tatsache zu- 
autze, daß es sich beim Erdungswiderstand nicht um einen 
Widerstand handelt, wie man ihn im Laboratorium kennt, 
\iondern um die Auswirkung eines Strömungsfeldes beträcht- 
"ieher Ausdehnung um den Erder. Es zeigt sich an der Erd- 
")berfläche in dem bekannten Spannungstrichter, der in Er- 
"lernähe steil und mit zunehmender Entfernung immer fla- 
"her verläuft. Bei den hohen Strömen eines Erd-Kurz- 
chlusses ist der Spannungsabfall an einem üblichen Erder 
"mes Leitungsmastes so groß, daß auch 10% davon noch 
ine sehr gefährliche Berührungsspannung bedeuten können. 
Zweck der Potentialsteuerung ist es nun, den Spannungs- 
Arichter so abzuflachen, daß ein Mensch mit seiner Schritt- 
„wreite oder Armlänge keine gefährdende Spannung abgreifen 
"ann. 
"Aber jeder Erder größerer Ausdehnung erzeugt einen gro- 
 jem und daher verhältnismäßig flach verlaufenden Span- 
- ungstrichter, der das Abgreifen der vollen Erderspannung 
\urch einen Menschen verhindert. Ein solcher Erder hat da- 
“er sozusagen eine Potentialsteuerung „eingebaut“, deren 
- Virksamkeit bei Doppel-Erdschluß in größeren Anlagen be- 
‚aits erwähnt wurde. Erdungen von kleineren Objekten 
> ollte man stets so ausführen, daß sie in gewissem Maße po- 
antialsteuernd wirken, z.B. Ringerder um Mastfundamen- 
>>, von denen erst die Erderstrahlen ausgehen. 
" Die Definition der Potentialsteuerung nach VDE 0141 
it für die Vorschrift sicherlich zweckmäßig; aber man sollte 
) „ch doch vor Augen halten, daß manche Maßnahme eine 
otentialsteuerung darstellt, die nach der Vorschrift nicht 
ch) heißt. Die leitende Verbindung zwischen Herd- und Was- 
rleitungshahn in einer Küche ist nicht unbedingt eine Er- 
"ung des Herdes; denn man überprüft dabei oft gar nicht, 
b die Erdung der Wasserleitung durch schlecht oder nicht 
nt \itende Rohrv erbindungen beeinträchtigt ist. In jedem 
I 'alle aber wird dadurch verhindert, daß die Hausfrau Span- 
ung abgreifen kann, wenn sie Herd und Wasserleitung 
"eichzeitig berührt, weil durch die Verbindung die Poten- 
algleichheit hergestellt ist, und dies ist eigentlich auch eine 
© otentialsteuerung, nämlich eine Verminderung der Berüh- 
ıngsspannung, wenn auch nicht durch zusätzliche Erder. 


1) Man sollte potentialsteuernde Maßnahmen auch bei Nie- 
rspannung zumindest bei schwierigen Erdungsverhält- 
ssen — die nicht nur bei Schutzerdung Sorgen en — 
tE Kenntnis nehmen und nicht alles auf das ferne Erdreich 
stellen, das für die Nähe so uninteressant ist. Man könnte 
Sanchmal Geld damit sparen und Sicherheit gewinnen. 
"ine kleine Konzession der Vorschrift in dieser Richtung 
mn man darin sehen, daß 65 V Berührungsspannung zuge- 
ssen sind, obwohl nur Spannungen bis 42 V als ungefähr- 
"h angesehen werden. Dies sind 20% der treibenden Span- 
g von 220 V, daher ist die Aufgabe der Potentialsteue- 
mg im Niederspannungsnetz wesentlich einfacher als bei 
br Erdung eines Hochspannungsmastes. 


4 Wie der kurze Blick auf die Schutzwirkung der Erdungen 
or Hochspannungsnetz lehrte, hängt die erreichte Sicher- 
"nit von zwei Größen ab: von der Höhe und von der Ein- 
irkungsdauer der Berührungs- und Schrittspannung. Kur- 
I a Dauer vermindert nicht nur die Unfallwahrscheinlichkeit, 
"ndern setzt auch die Gefährlichkeit einer gegebenen Span- 
ing herab, besonders in einem wesentlichen Bereich, der 
ih Niederspannungsnetz als Berührungsspannung zu er- 
“arten ist. Für das Kleinhalten der Gefahrendauer sorgt 
2 Fehlerabschaltung. Hier stehen die Schutzschalter mit 
Be treiten von 0,1 s und weniger an der Spitze. Diese 
ht ist auch für Schmelzsicherungen erreichbar, die bei 
Eg oder Schutzerdung meist verwendet werden, setzt 
‚er das Fließen entsprechend starker Ströme voraus. Glück- 
"therweise ereignen sich die Fehler fast ausschließlich in 
nm Abnehmeranlagen, so daß bei Nullung ausreichende 
re ae zu schneller Fehlerabschaltung führen. 
| 


a 


ı 


)i den sehr seltenen Kurzschlüssen im Verteilernetz muß 
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man allerdings mit mehreren Sekunden rechnen; doch hat 
die Nullung die Eigenschaft, die Fehlerspannung auf etwa 
die halbe Sternspannung herabzusetzen, wodurch die Ge- 
fährdung stark vermindert wird. 


Die Schutzmaßnahmen im Niederspannungsnetz sind 
vielfältiger als im Hochspannungsnetz. Es soll hier gemäß 
den Bedürfnissen der Netzpraxis nur das 380/220-V-Netz 
mit geerdetem Sternpunktleiter betrachtet werden. Das 
Schutzleitersystem soll daher im folgenden nicht behandelt 
werden, ebenso wie die nur für gewisse Gerätearten oder 
Einzelfälle in Betracht kommenden Schutzmaßnahmen: 
Kleinspannung, Schutzisolierung und Schutztrennung. Da- 
mit soll die Bedeutung dieser letzteren Maßnahmen nicht 
herabgesetzt werden ; sie scheiden aber hier aus, weil die Er- 
dung bei ihnen keine Rolle spielt. 


Alle diese Schutzmaßnahmen mit Ausnahme der drei 
letztgenannten beruhen auf einer Erdung, und sei es auch 
nur die Hilfserdung für einen FU-Schutzschalter, an deren 
Ausbreitungswiderstand fast keine Anforderungen gestellt 
zu werden brauchen. Gerade diese Hilfserdung verlangt aber 
besondere Sorgfalt in der Anordnung des Erders und in der 
Führung der Erdungsleitungen. Überbrückte Auslösespulen 
kommen immer wieder einmal vor. 


Sehr wichtig ist in jedem 380/220-V-Netz die Betriebs- 
erdung, die — gleichgültig, welche Schutzmaßnahme im 
Netz verwendet wird — das Potential des Sternpunktlei- 
ters festzulegen hat und in Netzen, in denen genullt wird, 
gleichzeitig Schutzerdung ist. Während früher vorgeschrie- 
ben war, daß die in der Nähe der Stromquelle gelegenen Be- 
triebserdungen einen resultierenden Widerstand von höch- 
stens 2 & haben dürfen, wird diese Forderung nunmehr für 
den resultierenden Widerstand aller Betriebserdungen des 
Netzes erhoben, womit eine wesentliche Milderung eingetre- 
ten ist und auch bei weniger guten Erdungsverhältnissen 
der Vorschrift Genüge getan werden kann. In der erwähn- 
ten Bestimmung fehlt die Festsetzungeines Bezugspunktses; 
denn zufolge der Leitungswiderstände ist der Erdungswi- 
derstand eines Netzes von Ort zu Ort verschieden. Logisch 
muß man die Stromquelle als Bezugspunkt annehmen und 
die Netzwiderstände zu den einzelnen Erdern mit in Rech- 
nung stellen. Dabei kann man die Reaktanzen ohne wesent- 
lichen Fehler vernachlässigen, wenn es sich nur um die 
Überprüfung des Grenzwertes von 2 Q handelt. 


In sehr schlecht leitenden Böden, wie man sie im Barg- 
land und in Gestalt mächtiger Schotterterrassen mit tief- 
liegendem Grundwasser in den Alpentälern finden kann, ist 
es manchmal nicht möglich, mit tragbarem Aufwand den 
vorgeschriebenen Erdungswiderstand für das ganze Netz zu 
erreichen. Es besteht aber wohl kein Grund, auch unter 
solch außergewöhnlichen Verhältnissen starr auf dem Wert 
von 2 © zu bestehen. Dieser findet seine Begründung darin, 
daß man annimmt, Fehler im Außenleiter fänden einen Er- 
dungswiderstand von 5 & vor. Man verlangt nun, daß im 
220-V-Netz die höchste Außenleiterspannung 250 V nicht 
übersteigen soll, und wird so auf die Forderung nach einer 
Betriebserdung mit nicht mehr als 20 Ausbreitungswider- 
stand geführt. Wie aber soll in einem äußerst schlecht leiten- 
den Gebiet, in dem trotz sorgfältiger Anlage mehrerer Erder 
ein resultierender Widerstand von 2 © nicht zu erreichen 
ist, eine Einzelerdung, die zufällig in Berührung mit dem 
Außenleiter kommt, den dort sehr günstigen Wert von 
5 Q aufweisen, noch dazu, wenn man bestrebt ist, gute Er- 
der von vornherein zur Betriebserdung heranzuziehen ? 
Statt auf apparative Hilfsmittel, wie Überwachungsrelais, 
auszuweichen, die dauernd überwacht werden müssen, er- 
scheint es zweckmäßiger, den Aufwand für die Betriebser- 
dung zu begrenzen, wie dies z.B. die österreichische Vor- 
schrift tut. 


Im Bestreben, kleine Erdungswiderstände für ihre Anla- 
gen zu erreichen, haben die Elektrotechniker die ‚‚natür- 
lichen Erder“ erfunden. Hinter dieser Tarnbezeichnung ver- 
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bergen sich keine Dinge, die eine gütige Natur zu Nutz und 
Frommen der Elektrotechnik im Schoße der Erde wachsen 
ließ, sondern solche, die von nichts ahnenden Menschen 
(z.B. den Errichtern stählerner Bauwerke) ins Erdreich ge- 
bettet wurden und sich als sehr geeignet erweisen, durch 
einfaches Anschließen ohne kostspielige Grabarbeit die Er- 
dung zu verbessern oder sogar allein zu übernehmen. Beson- 
ders beliebt sind zu diesem Zwecke die Wasserleitungsrohre, 
die noch dazu einen einigermaßen gut leitenden Inhalt ha- 
ben, der schlecht leitende Rohrverbindungsstellen, wenn 
auch nicht widerstandslos, überbrückt. Wasserleitungsnetze 
haben überdies die angenehme Eigenschaft, daß sie den elek- 
trischen Versorgungsleitungen in den Ansiedlungen im 
Ganzen parallel laufen und daher wie geschaffen erscheinen, 
den Nulleiter zu verstärken, was die Einhaltung der ersten 
Nullungsbedingung erleichtert. Sie verlangt bekanntlich, 
daß bei einem metallischen Kurzschluß zwischen Null- und 
Außenleiter an einem beliebigen Punkt des Netzes ein so 
großer Strom fließt, daß er in hinreichend kurzer Zeit die 
vorgeschaltete Sicherung durchschmilzt. Nun sind zwar die 
Widerstände der Rohrverbindungen unsicher und man kann 
ein Wasserrohrnetz nicht in der Rechnung berücksichti- 
gen; aber bei der Schleifen-Widerstandmessung wird der 
Einfluß einer mehrfachen Erdung am Wasserrohrnetz 
zwangsläufig miterfaßt. Das Erden am Wasserrohr ent- 
wickelte sich daher zu einer viel gebrauchten Technik und 
fand auch Eingang in die elektrotechnischen Sicherheits- 
vorschriften. 


Allem die fortschreitende Entwicklung der Technik 


brachte Rohre aus nicht leitenden Werkstoffen — Kunst- 
stoff und Asbestzement — und der wichtigste der ‚„natür- 


lichen Erder‘ begann seine geschätzten Eigenschaften zu 
verlieren. Die Elektrotechniker sahen damit ein gewohntes 
Fundament ihrer Erdungstechnik schwinden und man ver- 
suchte vielfach, diese Entwicklung zu bremsen. So hat man 
sich in der Schweiz dazu entschlossen, die Wasserleitungs- 
rohre weiterhin für Erdungszwecke zu verwenden. Die Elek- 
trizitätswerke tragen den Mehraufwand für die Verlegung 
von Stahlrohren an Stella von nicht leitenden und ebenso 
für den Einbau eigens entwickelter, gut leitender Rohrver- 
bindungen. Eine solche Zusammenarbeit hat bestimmt ihre 
Vorteile. In der Schweiz hat man in vielen Landstrichen mit 
sehr schlecht leitenden Böden zu rechnen, wo eine gute Er- 
dung kaum herzustellen ist. Anderseits hat man dort eine 


gut entwickelte Wasserversorgung, die auch kleine Orte um- 
faßt. 


In Deutschland und ebenso in Österreich haben die Was- 
serversorgungsunternehmen eine Abwehrstellung gegen jede 
Erdung an ihrem Rohrnetz bezogen, die sich auf ihr Besitz- 
recht stützt, und es schwelt eine Art „Kampf um das Was- 
serrohr“. In dieser Auseinandersetzung hört man meist ju- 
ristische Argumente — Besitzrecht und Verantwortung —, 
während doch den physikalischen Gesetzen und technischen 
Gegebenheiten die führende Rolle zukommt. Elektrische 
und Wasserrohrnetze sind nun einmal beide vorhanden und 
in vielen bestehen seit langem leitende Querverbindungen 
zu Erdungszwecken. Eine augenblickliche Lösung des Zu- 
sammenhanges ist wegen des damit verbundenen Aufwan- 
des in der Regel nicht möglich. Anderseits muß man sich 
fragen, ob es berechtigt ist, am leitenden Wasserrohr als 
Hilfsmittel für die Erdung unter allen Umständen festzu- 
halten. Die Wasserwerke verwenden ja die nicht leitenden 
Rohre einem wirtschaftlichen Vorteil zuliebe, nicht um der 
Elektrizitätswirtschaft Sorgen zu bereiten. 


Es ist also wohl zweckmäßig, über die technischen Grund- 
lagen einige Worte zu verlieren und zu untersuchen, ob die 
Erdung am Wasserrohrnetz notwendig ist oder nicht. Bei 
den Schutzmaßnahmen handelt es sich um eine Vorkehrung 
zum Schutze von Leben und Gesundheit, die man nicht ein- 
fach mit dem Hinweis auf einen Paragraphen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches abtun kann, ohne Gefahr zu laufen, mit 
einem Paragraphen des Strafgesetzbuches in unliebsame Be- 
rührung zu kommen. Anderseits muß das EVU nach dem 
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Elektrizitätswirtschaf! 


Gesetz die Verantwortung für seine Anlagen tragen und e: 
ist wohl erstrebenswert, diese so auszuführen, daß auch be 
Benutzung des Wasserrohrnetzes zur Erdung die gegensei. 
tige Abhängigkeit möglichst gering ist. 

Instädtischen Kabelnetzen mit Bleimantelkabe 
verfügt das EVU im Kabelmantel über einen sehr guter 
örder, vorausgesetzt, daß die Bleimäntel in den Muffe 
durchverbunden sind, was früher hier und da unterlasseı 
wurde. In diesen Netzen ist auch in der Regel die erste Nul 
lungsbedingung erfüllt. Da auch Nulleiterbrüche unwahr 
scheinlich sind, ist die Nullung die gegebene Schutzmaß 
nahme, zumal sie den Aufwand in den Abnehmeranlage 
herabsetzt. Durch Verbinden des Nulleiters mit dem Kabe 
mantel an möglichst vielen Punkten entsteht ein weitver 
zweigtes, gut leitendes Erdungsnetz für die Betriebserdun: 
und Nullung. Unmittelbare Berührung zwischen Kabalı 
und Hauptwasserrohren in der Straße ist sehr unwahrscheir 
lich und muß nicht in Rechnung gestellt werden. Das Was 
serrohrnetz braucht demnach nicht zur Erdung herangezc 
gen zu werden. Es ist aber darauf hinzuweisen, daß trotzder 
ein Stromübergang von den Kabelmänteln zu.den Wasseıf 
rohren nicht ausgeschlossen werden kann, da beide Netzf 
große Ausdehnung haben und der Koppelwiderstand übe 
das Erdreich klein ist. Gefahren können hierdurch kaum aull 
treten. Unterbrechung des Wasserrohrnetzes durch nich! 
leitende Rohre beeinträchtigt auch bei Verbindung mit derk 
Nulleiter die Erdung nicht entscheidend, vorausgesetzt, da 
die Einhaltung der ersten Nullungsbedingung durch dal 
Kabelnetz allein gewährleistet ist. 


Unerläßlich ist aber eine Verbindung zwischen deık 
Nulleiter und den Wasserleitungsrohren innerhalb der Hä | 
ser oder Anlagen. Hier muß vermieden werden, daß 4 
schen beiden eine Berührungsspannung entsteht, die abg 
griffen werden kann. Man denke nur an Elektroherd url 
Wasserleitung. Eine Verbindung zwischen Außenleiter u | 
Wasserleitungsnetz kann bei Isolationsfehlern an Heißwa 
serspeichern und dergleichen unbeabsichtigt zustande kon) 
men;es ist daher notwendig, diesem Umstande bei Arbeit 
am Rohrnetz Rechnung zu tragen. Die Verbindung mit de 
Nulleiter wird am besten in der Nähe der Eintrittsstelle dl 
Wasserleitung hinter dem Wassermesser hergestellt. Di 
ist eine der beiden Möglichkeiten, die nach VDE 0100/11. 
zugelassen sind. Sie erscheint wichtiger als der Anschluß : 
die Hauptrohre, weil so die Potentialgleichheit zwischf 
Nulleiter und Wasserleitung im Hause besser gesichert | 
Darauf aber kommt es in erster Linie an, nicht auf die Spa 
nung des Schutzleiters gegen das weit entfernte Erdreich.| 


also im Hause, können die EVU aus Sicherheitsgründen un 
nach den eindeutigen Bestimmungen der elektrotechnise 
Sicherheitsvorschriften nicht abgehen, auch wenn dadu j 
Sicherheitsvorkehrungen bei Arbeiten im Wasserrohrn 
nötig werden. Es kommt nur die leitende Überbrückung v 
Auftrennungen im Rohrnetz in Frage. Hiervon ist ei 
kleine Anzahl von Arbeitern betroffen, die entsprechend I 
lehrt und überwacht werden kann. Demgegenüber stün 
die Gefährdung eines unübersehbaren Heeres von Laien, 
das niemand die Verantwortung übernehmen kann. 


Nicht leitende Rohrnetze im Hause benötigen diese Qu 
verbindung nicht, weil der Widerstand der gefüllten RoX 
bei dem kleinen Durchmesser sehr hoch ist. 10 m Isoli 
stoffrohr von 50 mm lichter Weite haben bei Wasser 
einem spezifischen elektrischen Widerstand von 20 47 
einen Widerstand von rd. 100000 Q und begrenzen |' 
Fehlerstrom auf den ungefährlichen Wert von 2,2 mA. 1 
kann also durch isolierende Rohrstrecken auch das Zurüf 
fließen von Strom aus den Hauswassarleitungen in | } 
Hauptrohre verhindern; allerdings ist dies in den beste 
den Anlagen eine kostspielige Angelegenheit. 


Von den potentialausgleichenden Querverbindungen zv 
schen Nulleiter und Wasserleitung in den Abnehmeranlag« 


In Kabelnetzen mit Erdung am Wasserrohrnetz n: 


VDE 0100/11.58$ 9 N b 2 ist eine Lösung des Zusam | Ä 


ektrizitätswirtschaft 


anges nur unter großen Schwierigkeiten und nach sorgfäl- 
iger Überlegung und Vorbereitung möglich und erfordert 
unter Umständen sehr hohen Aufwand; denn das Rohrnetz 
‚st in die elektrische Schaltung einbezogen. Es liegt eigent- 
ich Nullung am Rohrnetz vor. In solchen Netzen bedeutet 
ler Austausch leitender Rohre gegen nicht leitende auch eine 
sefährdung von Abnehmeranlagen in einem schwer abzu- 
renzenden Gebiet. 


Kabel mit isolierendem Mantel brachte uns das 
"Xunststoffzeitalter und bedroht damit die oben aufgezeigte 
.ösung; denn die Kunststoffmantel-Kabel und die Alumi- 
“uummantel-Kabel mit korrosionssicherer Umhüllung wer- 
en bereits da und dort verwendet. Die letztgenannten er- 
‚ paren einen Leiter und begegnen daher begreiflichem Inter- 
.sse. Noch ist es heute nicht so weit, daß es Netze gibt, die 
© ur aus Kabeln mit isolierendem Mantel bestehen, genauso, 
"ie es zumindest keine größeren Wasserrohrnetze gibt, die 
‚ ur aus isolierenden Rohren zusammengesetzt sind. Man 
"auß aber bei der Beurteilung der Zukunft nicht den Be- 
tand, sondern den Zuwachs betrachten, und dieser sieht bei 
_ en Wasserrohrnetzen so aus, daß die isolierenden Rohre 
uretwa 2% des Bestandes, aber etwa 30% des Zuwachses 
“usmachen. Für Kabel mit isolierendem Mantel stehen sol- 
“he Zahlen nicht zur Verfügung. Es ist aber nicht zu be- 
Uweifeln, daß ihr Anteil am Zuwachs ebenfalls weitaus grö- 
erist als am Bestand. Vorausschauend muß man sich da- 
er die Frage stellen, wie die Betriebserdung ausschauen 
7] DU, wenn er Kabel und Wasserrohre gegen Erde iso- 
 ert sind. 


2 Dem Vorteil der neuen Kabeltypen muß man den Nach- 
sil eines zusätzlichen Aufwandes für ein Erdungsnetz ge- 
" enüberstellen. Es liegt nahe, ein solches durch Einlegen von 
irdungsbändern in er Kabelgräben zugleich mit den Ka- 
> eln zu schaffen. Verzinkte Stahlbänder, die heute meist für 
irdungen verwendet werden, haben aber eine beschränkte 
‚laltbarkeit, und es ist wenig verlockend, in Städten nach 
Sielleicht 20 Jahren oder weniger alle Kabel wieder aufzu- 
"raben, um die Erdungsbänder zu erneuern. Wenn man sich 
= ıdieser Methode entschließt, wird man wohl oder übel aus 
‚sründen der Haltbarkeit zu Kupfer greifen müssen, was 
"Watürlich auf der anderen Seite wieder di Gefahr von Kor- 
)sionen an irgendwelchen Stellen heraufbeschwört. Der 
sledanke, die Muffen weiterhin aus Gußeisen herzustellen 
2 als Erder heranzuziehen, scheitert wohl an deren zu 
oßem Ausbreitungswiderstand, der wenigstens durch kur- 
Bänder herabgesetzt werden müßte. Diese müßten wegen 
- ki Muffen natürlich Stahlbänder mit ihren schon erwähn- 
on Nachteilen sein. Bei ungünstigen Erdungsverhältnissen 
"Jürfte auch dies keine befriedigenden Ergebnisse bringen. 
"se schönste Lösung für ein solches Netz wäre das Verlegen 
n on Erdungsringen unter jedem Haus, die sich beim Bau 
cht billig durchführen ließe. Man könnte verzinktes Band- 
Jisen unter die heute doch stets aus Beton hergestellten 
"Oundamentmauern legen, an der Sohle eine etwas reichere 
etonmischung verwenden, die dem Eisen Korrosions- 
1. bietet, dad so jedenfalls die Potentialgleichheit zwi- 
en Erdungsring und Nulleiter herstellen. Damit wäre 
„leichzeitig eine Potentialsteuerung des gesamten Hauses 
\erbunden. Die Nullung wäre unter diesen Verhältnissen die 
en Schutzmaßnahme. Aber es ist anzunehmen, daß 
an eher alle Kabel durch Kunststoffkabel ersetzt, als daß 
“ an alle Häuser neu errichtet. Bei bestehenden Häusern 
= sich aber ein brauchbarer Erdungsring zumindest in 
“roßstädten praktisch kaum anbringen. Man müßte heute 
"Jamit anfangen, um in ferner Zeit einmal gute Erdungen zu 
"aben. Wer aber wird dafür zu haben sein, heute Geld für 


ieser Form stellen wird ? Wenn ja, steht zu befürchten, daß 
insere Zeit ihnen die Lösung überlassen wird. Dann wird 


t nicht doch wirtschaftlicher ist, leitende Kabel oder 
itende Wasserrohre zu verwenden. Die Entwicklung der 
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Eisen- und Metallpreise, besonders des Bleipreises, wird da- 
bei wahrscheinlich von wesentlicher Bedeutung sein. Viel- 
leicht gibt es aber bis dahin schon den unfehlbaren Schutz- 
schalter. 


Zusammenfassend kann man sagen, daß die Erdungsfra- 
gen in einem Netz aus Bleimantel-Kabeln grundsätzlich 
ohne Inanspruchnahme des Wasserleitungsnetzes zu Er- 
dungszwecken zu lösen sind. Allerdings wird dadurch das 
Wasserleitungsnetz noch nicht von allen Möglichkeiten des 
Stromübertrittes b>freit, und die Auszleichsverbindung im 
Hause muß bleiben. Es muß auch hervorgehoben werden, 
daß der Zusammenschluß der Erdung des Kabelnetzes mit 
dem Wasserleitungsnetz auch an den Hauptrohren nach 
wie vor erwünscht bleibt und daß jede Möglichkeit der Her- 
absetzung der Erdungswiderstände im Interesse der Sicher- 
heit ausgenutzt werden sollte. Dagegen bietet sich noch 
keine befriedigende und allgemein anwendbare Lösung für 
Netze mit isolierendem Kabelmantel ohne Benutzung eines 
leitenden Wasserrohrnetzas. 

Freileitungsnetze finden sich in den Siedlungen meist 
bei aufgelockerter Bauweise, wo die Anlage von Erdern 
leichter möglich ist, so daß eine befriedigende Betriebssr- 
dung erstellt werden kann, wobei man bei sehr ungünsti- 
gen Bodenverhältnissen, wie schon erwähnt, von dem starr 
vorgeschriebenen Gesamtausbreitungswiderstand von 2 0 
abgehen sollte. Die erste Nullungsbedingung läßt sich mit- 
unter nicht einhalten. Die Erdung an einem zusammenhän- 
genden, gut leitenden Wasserrohrnetz bringt hier sicherlich 
große Vorteile für die Sicherheit der Abnehmer und setzt 
den Aufwand für die Schutzmaßnahmen in den Anlagen 
stark herab. Muß von der Nullung abgegangen werden, sind 
für die Abnehmeranlagen Schutzschalter zu beschaffen, die 
teuer sind und den Schutz von Leben und Gesundheit vom 
Funktionieren eines Gerätes abhängig machen. Die Schutz- 
schalter (FU- und FI-Schutzschalter) sind heute schon be- 
achtlich gut entwickelt; sie sind bei weitem nicht mehr so 
störanfällig wie vor wenigen Jahrzehnten. Aber die beste 
Statistik kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß sie Men- 
schenwerk und nicht unfehlbar sind. Erwähnt seien hier als 
für die Schutzschalter günstigsten die von J. Kemmelmeier ge- 
nannten Zahlen!), die zeigen, daß die Schutzschalter selbst 
in mehr als 1% der Fälle nicht funktionierten, trotz guter 
Zugänglichkeit und daher einfacher Prüfmöglichkeit. Ge- 
wiß, die Abnehmer hätten dies selbst feststellen können. 
Aber sie haben es nicht getan, und mit diesem Verhalten 
von Laien müssen wir wohl auch weiterhin rechnen. 


Damit sollen die Schutzschalter nicht schlecht gemacht 
werden. Die Erzeuger taten ihr Möglichstes. Es gibt Fälle, 
wo diese Schalter den einzigen Ausweg darstellen; außer- 
dem können sie zusätzliche Aufgaben lösen, z.B. beim 
Brandschutz. Auch die Gefahren, die ein — glücklicher- 
weise seltener — Bruch des Nulleiters im Freileitungsnetz 
für genullte Anlagen mit sich bringt, können durch Über- 
wachung der Spannung gegen Erde durch einen Schutz- 
schalter im Rahmen seiner dauernden Funktionstüchtigkeit 
vermieden werden. Ein Zusammenschluß mit einem Wasser- 
rohrnetz ist hier jedenfalls der wirksamere Weg, und gerade 
in solchen Netzen wäre eine Zusammenarbeit zwischen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen und Wasserversor- 
gungsunternehmen sehr segensreich. 


Besonders im Freileitungsnetz wäre der schon erwähnte 
Erdungsring an der Fundamentsohle von hohem Wert für 
die Sicherheit, wenn ein leitendes Wasserrohrnetz für Er- 
dungszwecke nicht zur Verfügung steht. Zufolge seiner po- 
tentialsteuernden Wirkung, die bei größeren Objekten noch 
durch zusätzliche Bänder unter Mittelmauern erhöht wer- 
den könnte, wäre die Anwendung der Nullung in derart ge- 
schützten Häusern sogar dann möglich, wenn die erste Nul- 
lungsbedingung nicht eingehalten ist. Selbstverständlich 
wäre Bedingung, daß der Nulleiter und alle Rohrleitungen 
im Hause ebenfalls an den Ring angeschlossen würden. Die 


1) Vgl. Elektrizitätswirtschaft Bd. 59 (1960) S. 588-590. 
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höchste Spannung, die an ihm auftreten könnte, läge bei 
gleichem Querschnitt von Null- und Außenleitern unter 
110 V. Die möglichen Schrittspannungen sind dann für den 
Menschen ungefährlich. Besonders erdschlußgefährliche 
Räume, wie Waschküchen im Keller, könnten zusätzliche 
Steuererder erfordern. Der gegenwärtigen Vorschrift ent- 
spricht eine solche Anlage allerdings nicht, aber vielleicht 
sollte man sich doch in den zuständigen Gremien einmal da- 
mit beschäftigen, obwohl die Maßnahme nur für neue Häuser 
in Frage kommen dürfte. 


Gasrohre mit der elektrischen Anlage in Verbindung zu 
bringen hat man bisher ängstlich vermieden. Nun hat aber 
die Gaswirtschaft selbst zur Sicherheit gegen Explosionen 
und Gasvergiftungen den „zündsicheren‘‘ Gasherd einge- 
führt. Sie ist zu diesem Zweck zur Konkurrenz gegangen 
und hat den Herd mit einer elektrischen Zündeinrichtung 
versehen, die ausströmendes Gas zündet und so die erwähn- 
ten Gefahren vermeidet. Dabei verläßt sie sich offenbar dar- 
auf, daß die Netzspannung in einem solchen Falle nicht auch 
gerade ausbleibt, und setzt also großes Vertrauen in die 
Sicherheit der elektrischen Stromversorgung. Während man 
bisher sagen konnte, daß der Gasherd in der Regel nicht so 
nahe an die elektrischen Einrichtungen herankam, daß die 
Gefahr gleichzeitiger Berührung gegeben ist, kehrt sich die 
Sachlage nun ins Gegenteil um. Der Einbau elektrischer 
Einrichtungen bringt die Gefahr einer Berührungsspannung 
am Gasherd mit sich ; dieser muß daher in die in der Küche 
angewendete Schutzmaßnahme einbezogen werden. 


Gasleitungen können — anders als Wasserrohre — durch 
eine einzige nicht leitende Rohrverbindung elektrisch voll- 
ständig unterbrochen werden. Anderseits kann man sich 
aber nicht darauf verlassen, daß die normalen Rohrver- 
schraubungen der Gasinstallation durch die Diehtungsmittel 
dauernd elektrisch isolieren. Man muß also wohl daran- 
gehen, auch die Gasleitungen am Eintritt in das Haus an 
den Nulleiter oder, bei Schutzerdung und FI-Schutzschal- 
tung, an den Schutzleiter anzuschließen. Hierdurch und 
durch Isolationsfehler an der Zündeinrichtung kann Strom 
in das Haupt-Gasrohrnetz übertreten, wenn man es nicht 
gegendie Hausinstallation durch isolierende Zwischenstücke 
abriegelt. Will man diese Maßnahmen vermeiden, bleibt nur 
der Anschluß über Schutztransformatoren übrig. 


Die sicherste Schutzmaßnahme ist jene, welche die Ge- 
fährdung auf Null herabdrückt und von jeder Wahrschein- 
lichkeit unabhängig ist. Hierbei muß man die in Schaltungs- 
und Leitungsfehlern begründeten Mängel als allen Schutz- 
arten gemeinsam aus der Betrachtung ausschließen. Das 
Sicherste wäre der Anschluß an ein überall vorhandenes 
Nullpotential. Das Nächstliegende ist der Anschluß an den 
Träger dieses Nullpotentials, das natürliche Erdreich. Dies 
ist ja der Grundgedanke der Schutzerdung. Leider ist die 
Leitfähigkeit des Erdreiches um etwa 9 Zehnerpotenzen 
schlechter als die der gebräuchlichen Leitermetalle. Man 
kann daher nicht über billige Klemmen anschließen, son- 
dern braucht dazu teure Erder, die sich für den Schutz von 
Niederspannungsanlagen — von wenigen, ganz besonders 
begünstigten Gebieten abgesehen — nur für verhältnismäßig 
geringe Leistungen ausführen lassen. Ein metallisches Erder- 
netz guter Leitfähigkeit im ganzen Versorgungsgebiet würde 
es erlauben, das Ideal zu erreichen. Die Anlage eines eigenen 
Erdernetzes scheidet aber aus Kostengründen aus, da es die 
Verteilungskosten der Energie untragbar erhöhen würde. 
Ein metallisches Wasserrohrnetz mit gut leitenden Verbin- 
dungen, die allerdings nur durch eigens entwickelte Kupp- 
lungen sichergestellt werden können, kommt diesem Ideal 
am nächsten. Verwendet man ein solches Netz nur zur 
Schutzerdung und schließt den Sternpunkt der Transforma- 
toren daran an, dann kann man damit rechnen, daß es nur 
von solchen Kurzschlußströmen beansprucht wird, die über 
die verhältnismäßig schwachen Sicherungen der Verbrauchs- 
geräte fließen. Aber ein solches Rohrnetz darf nicht ge- 
öffnet werden, weil sonst der Schutz versagt. 
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Das elektrische Verteilnetz verfügt im geerdeten l 
punktleiter (gegebenenfalls einschließlich Kabelmantel) übe | j 
einen Leiter, dessen Nullpotential im Falle von Kurzschlüg 
sen auf etwa die halbe Sternspannung örtlich und kurzzeitil 
angehoben wird. Er wirkt daher nur mit nahe an Einsliegenf 
der Wahrscheinlichkeit als Schutzleiter; rasche Fehlera | 4 
schaltung ist notwendig und soll durch die Nullungsbedin} 
gungen, vornehmlich durch die erste, sichergestellt werder u 
Trotz der Möglichkeit des Bestehenbleibens von Fehler ’ 
durch Sekunden hat sich die Nullung bisher durchaus bei 
währt. 


Vermaschung des Nulleiters mit dem Wasserrohrnet; 
d.h. Verbindung an vielen Punkten, macht die Wirksamkei 
des Schutzes von Unterbrechungen des Rohrnetzes, z. 
durch nicht leitende Rohrstrecken, um so unabhängiger, j 
kräftiger der Nulleiter ist und je größer die an dessen Netz 
anschlüssen verbleibenden zusammenhängenden Rohr 
strecken sind. Ein derartig gemischtes Erdungsnetz wir: 
dann befriedigend arbeiten, wenn das elektrische Netz alleit 
die erste Nullungsbedingung einhält. Dann sollte man abe 
auch die Nullung und nicht die Schutzerdung als Schuta 
maßnahme verwenden. 


In Freileitungsnetzen, in denen die erste Nullungsbedi 
gung nicht eingehalten werden kann und die Schutzerd 
wegen zu geringer Bodenleitfähigkeit nicht angewendet weıl 
den kann, können nach Vorschrift nur Schutzschalter def 
Schutz der Anlagen übernehmen. Eine weitere Möglichkei 
wäre die schon angedeutete Potentialsteuerungmit Erdung+ 
ring unter dem Fundament, die derzeit für Niederspann 
nicht zugelassen ist, aber bei richtiger Ausführung hohi 
Sicherheit bieten könnte. Wirtschaftlich käme sie wohl nu 
in Frage, wenn der Sternpunktleiter als Schutzleiter veik 
wendet werden dürfte. Die Ausführung und Überprüfi | 
von Anlagen mit Potentialsteuerung ist allerdings technisch 
schwieriger als eine Erdungsmessung, was übrigens auch fit 
Hochspannungsanlagen gilt. 


Zum Schluß sei noch kurz eine Frage gestreift, die i» 
Hinblick auf Niederspannungs- und Fernmeldekabel mane' 
mal aufgeworfen wird: das Verschleppen der Spannurl 
durch Kabel (oder auch Rohrleitungen), die den Spannung); 
trichter eines Erders einer Hochspannungsanlage kreuzef 
Wirkliche Gefahr besteht nur bei sehr enger Annäherurk 
oder bei großen Erdungsanlagen, deren Spannungstricht, 
auf große Länge von dem betreffenden Kabel durchfahrd 
wird, und zwar nur bei Erdkurzschluß oder Doppel-Erdi 
schluß. Man muß ja bedenken, daß der Kabelmantel genail 
so, wie er das erhöhte Potential des Spannungstrichters nad: 
außen schleppt, das Nullpotential der Ferne in den Spa# 
nungstrichter bringt. Welcher Einfluß überwiegt, hängt v< 
der beeinflußten Länge des Kabels und von der Leitung] 
fähigkeit seines Mantels ab. Diese potentialausgleichend! 
Wirkung ist natürlich mit einem Stromtransport über dd 
Kabelmantel verbunden. Für Masterdungen wurde diesh 
Problem von K. Sailer behandelt?). Es zeigte sich, daß hi’ 
Annäherung von Fernsprechkabeln an 220-kV-Maste all 
30 m das Mantelpotential unter 10% des Mastpotentiah 
bleibt. 


Trotz der Wichtigkeit der Erdung für die Schutzmaßna 
men kann man mit dem gegenwärtigen, in jahrzehntelang 
Praxis erarbeiteten Stand zufrieden sein, und es ko 
dementsprechend hierzu nichts grundlegend Neues gesa 
werden. Notwendig ist, daß dieser Stand durch die Tec 
selbst, die uns ein Zeitalter der plastischen Massen brachtf 
nicht verschlechtert wird. Die internen Diskussionen d’” 
Fachleute in den zuständigen Ausschüssen der VDEW zei 
ten, daß man sich dieser Sachlage bewußt ist. Technis/ 
lassen sich alle heute voraussehbaren Fälle meistern ; So \ 
der Elektrizitätswirtschaft muß es aber sein, dies mit wit j 
schaftlichsten Mitteln zu tun. Die Zahl der Unfälle durk 


?) Der gestreckte Leiter im Potentialfeld. Österr. Z. Elekf’ 


j 
i 
Wirtsch. Bd. 12 (1959) 8. 385-389, j 
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= 
‚Slektrizität kann durch Verschlechtern der Erdungen er- 
"\öht, durch Verbessern aber kaum nennenswert vermindert 
\‚rerden. In dieser Hinsicht könnte sich derjenige ein hohes 
‚Terdienst erwerben, der die Gefahren der beweglichen Lei- 
„ungen bannt, entfallen doch auf ortsbewegliche Geräte 
\twa 70% der tödlichen Unfälle im Niederspannungsnetz. 


‚Jiskussion 


\T. Bosch, Lübeck: 

" Wie wird der Ausgleich der Aufwendungen bei den Was- 
-erkraftwerken gehandhabt, wenn anstelle der wirtschaft- 
- cheren Kunststoffrohre Metallrohre verlegt werden ? Sind 
“'älle bekannt, in denen das EVU diese zusätzlichen Auf- 
Örendungen beim Wasserwerk ersetzte ? 


ıP. Bulla, Graz: 
© Mir sind keine bekannt, außer in der Schweiz. 


IT. Weber, Berlin: 


" Dies ist ja doch wohl nur in der Schweiz bisher praktisch 
er Fall gewesen, wenn es sich nicht um irgendwelche 
„üunzelfälle handelte, daß die EVU den Wasserwerken den 
"ufwand ersetzt haben. 


4 
ar. Heinrich, Bergheim/Erft: 


= Die Kosten einer Kunststoff-Rohrleitung sind derjenigen 
iner gußeisernen Leitung praktisch gleich. Aber es geht ja 
m den Wasserwerken nicht darum, die eisernen Rohr- 
tungen zu vermeiden, weil sie teurer sind, sondern ganz 
„infach, weil die Korrosionen und Unterhaltungen der Rohr- 
uıitungen bei Kunststoff günstiger sind. 


Ir, Weber, Berlin: 


i Die große Frage bleibt nach wie vor: Sind die Wasser- 
„erke bereit, hier mit den EVU zusammenzuarbeiten ? Es 
uß einen ja nicht wundern, wenn die Wasserwerke sagen, 
=ies sind Eure Probleme, löst sie, laßt das Wasserrohr von 
"en Erdungen weg. Leider ist es nicht so. Meines Erachtens 
nd es auch die Probleme der Wasserwerke; denn wenn 
ein Wasserrohr da wäre und zufällig der Boden in den 
Wohnungen schlecht leitet, dann hätten wir auch keine Ge- 
@ıhren. Aber dann, wenn die Wasserleitung hereinkommt, 


Aieses nicht in der Wohnung gäbe, dann könnte nichts pas- 
=eren. Wenn die Wasserwerke das Potential Null in die 


Senn es auch so aussieht, als wären es nur die EVU, welche 
Jie Gefahren bringen: Beide zusammen bringen erst die 


Waben daran erinnert, daß es ja nicht darum geht, die Erden 
se verbinden oder die Erden besser zu machen, sondern daß 


j \itung auf dasselbe Potential zu bringen wie beispielsweise 
las Gehäuse des Herdes oder anderer elektrischer Geräte; 


ai Wasserleitungen aus Kunststoff lassen sich auf die Dauer 
‚‚ohl nicht vermeiden: die Vorteile, um die es den Wasser- 
erken geht, hat mein Vorredner bereits erwähnt. Es kommt 
aeh hinzu, daß die Sicherheit gegen Einfrieren und Platzen 
ai Kunststoff-Wasserleitungen viel größer ist. Wir werden 
'lso wohl damit rechnen müssen — selbst wenn wir heute 
‚och Metallrohre haben und damit verhältnismäßig gute 


"rden und auch das Nullpotential —, daß wir diese Erde im 


nicht in Voraussicht dieser kommenden Dinge dem Erbauer 
oder dem Bauherrn eines neuen Hauses vorschreiben soll, 
daß er eine Band-Erdung, also ein Band von 30x 3 mm, 
in das Fundament mit hineinbringt, das in das Haus hinein- 
führt und das überall gleiches Potential hat. An dieses Band 
werden auch die Wasserleitung und die Rohre der Dampf- 
heizung — wenn vorhanden — angeschlossen. Bei den 
immer größer werdenden Geräten, den immer höher werden- 
den Absicherungen und der darum immer schwerer werden- 
den Erfüllung der Nullungsbedingungen muß unbedingt 
gleiches Potential — Erdpotential — in das Haus. Man muß 
von vornherein damit rechnen, daß Erdpotential durch die 
Wasserleitung auf die Dauer nicht vorgesehen ist. Ein Band- 
Erder, der mit in das Haus hineingelegt werden muß, gehört 
einfach zum Hausbau. Über diese Frage sollte man einmal 
sprechen. 


H. Weber, Berlin: 


Sicher werden wir an dieser Frage nicht vorbeikommen. 
Das wird uns aber nicht entbinden, die vorhandene Wasser- 
leitung mit unseren Schutzerdern oder mit Null zu verbin- 
den. Trotz alledem, soweit im Haus noch metallene Rohre 
sind, muß man dafür sorgen, daß man eine gute Erde 
schafft. Wir können ja nicht von den Wasserwerken ver- 
langen, daß sie für uns Erden schaffen. Was man nun an den 
Neubauten macht, wird sicher noch eine Weile Zeit haben; 
bis wir dahin kommen, daß wir eine Vorschrift haben, wird 
die größte Bautätigkeit, zumindest soweit es sich um Woh- 
nungen handelt, wohl vorüber sein. Wir werden einen gro- 
Ben Prozentsatz von Bauten haben, der im alten Stil fertig- 
gestellt worden ist. 


V. Kuntzemüller, Freiburg i. Br.: 


Liegen bezüglich des eventuellen Mehraufwandes für 
Erdungsanlagen bei Verwendung von Kunststoffkabeln 
schon irgendwelche Richtwerte oder Erfahrungssätze vor, 
die man kalkulatorisch verwenden könnte ? Es werden ja 
immer wieder Wirtschaftlichkeitsberechnungen angestellt 
bei der Verwendung von Kunststoffkabeln, also bei Kabeln 
mit vollisoliertem Mantel, und wie wir hören, entstehen — 
und das ist auch begreiflich — dadurch Mehraufwendungen 
für die Erdung. Liegen dafür schon irgendwelche Richtlinien 
oder Erfahrungswerte vor ? 


H. Weber, Berlin: 


Mir ist nichts darüber bekannt. Wir haben schon einen 
großen Teil Aluminiummantelkabel verwendet. Ich glaube, 
es sind etwa 1500 km in Berlin; aber wir haben ja an den 
Stoßstellen, also an den Verteilerkästen, jeweils eine Erde 
eingetrieben. Wir haben weiterhin eine allgemein gute Erde. 
Die Kabel sind ja nicht sehr lang. Sie enden immer wieder 
irgendwo am Haus wo die Wasserleitung ist, oder in einem 
Werk, wo wir gute Erden haben; denn der Mantel der Alu- 
miniummantelkabel und der Kunststoffkabel stellt einen 
schlechten Erder dar. 


von Petzinger, Berlin: 


Darf ich etwas unterstreichen, was Herr Bulla schon er- 
wähnte: Maßnahmen an Masten von Freileitungen. Herr 
Bulla sagte, daß man insbesondere Potentialsteuerringe ver- 
wendet, um die Berührungs- und Schrittspannungen klein 
zu halten. Wir haben, als das 110-kV-Hochspannungsnetz 
der Bewag mit starr geerdetem Sternpunkt betrieben wer- 
den sollte festgestellt, daß man mit den Potential-Steuer- 
maßnahmen allein nicht auf den nötigen kleinen Wert der 
Berührungsspannungen kommt, allgemein nicht auf den 
nötigen kleinen Wert der Erdübergangswiderstände. 


Wir haben dann erwogen, das Blitzseil zu verstärken oder 
ein zweites Blitzseil, etwa zwischen den Masten, aufzuhän- 
gen. Dies ging nicht aus Gründen der Statik. Wir haben 
dann den Weg beschritten, zwischen den Masten im Erd- 
boden einen Leiter mit verhältnismäßig großem Querschnitt 
zu verlegen — wir nennen ihn den Bodenleiter — und haben 
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dadurch erreicht, einmal, daß der Ausbreitungswiderstand 
von Mast zu Mast verhältnismäßig klein wird. Darüber hin- 
aus haben wir als sehr wesentlichen Vorteil noch mit er- 
reichen können, daß der Querübergangswiderstand quer zur 
Leitungsrichtung wesentlich herabgesetzt wird. 

Größenordnungsmäßig, so wie mir die Zahlen gerade in 
Erinnerung sind, einige Angaben: Die Mastwiderstände 
liegen im Bewag-Bereich etwa im Größenbereich von 10 Q. 
Mit Blitzseil wird der Ausbreitungswiderstand am Mast auf 
die Größenordnung von 3 bis 4 0) herabgesetzt. Durch den 
Bodenleiter erreichen wir nun eine weitere Herabsetzung 
auf die Größenordnung von 1,5 bis 2 Q; noch günstiger 
wird es dort, wo der Übergangswiderstand an den Masten 
in feuchtem Erdreich oder durch besondere Konstruktion 
der Mastfüße in der Größenordnung von etwa 2 Q liegt. 
Dort erreichen wir etwa 0,7 0 Gesamt-Übergangswider- 
stand mit Blitzseil und Bodenleiter. 

Herr Bulla erwähnte schon, man sollte Wasserleitungen 
natürlich in den Schutzbereich einbeziehen, also mit dem 
Nulleiter verbinden, und sollte auch die Gasrohre in ent- 
sprechender Weise behandeln. Wie sieht es mit den übrigen 
Leitungen aus, die von anderen Verwaltungen in den Haus- 
halt kommen ? Ich denke da an Abwasserrohre, Fernsprech- 
leitungen und dergleichen. Es wäre vielleicht recht auf- 
schlußreich, darüber noch einige Erfahrungen zu hören oder 
allgemein Erfahrungen darüber zu diskutieren. 


W. Bulla, Graz: 


Die Bemerkung, daß man Erdungen so ausführen sollte, 
daß sie potentialsteuernd wirken, habe ich nicht gemacht 
mit Bezug auf Anlagen mit geerdetem Sternpunkt, bei de- 
nen diese Ausführung ja ohnedies vorgeschrieben ist, son- 
dern als eine Bemerkung für Erder normaler Anschlußan- 
lagen, also in gelöschten oder isolierten Netzen. Es kostet 
meist nicht viel mehr, wenn man den Erder ein wenig ab- 
ändert und ihm damit eine gewisse potentialsteuernde Wir- 
kung verleiht. Ein Masterder braucht etwa 80 bis 100 m 
Band. Wenn man davon einige Meter darauf verwendet, 


Über Entwicklungstendenzen in der betrieblichen 
Informationstechnik der Elektrizitätsversorgung 


Von Alfred Dennhardt, Hannover*) 


Ausgehend von einem Überblick über die Entwicklungsstufen der menschlichen Technik wird die Fer 
wirktechnik als letzte Stufe dargestellt und allgemein als betriebliche Informationstechnik gekennzeic 
net. Die Fernwirktechnik wird vergleichend mit der Informationstechnik lebender Organismen betracl 
tet und definiert. Die Entwicklungsrichtungen in der Informationstechnik werden aufgezeigt und d| 
Systematik der Anwendung der Informationstechnik im Betrieb überblickend behandelt. Dabei werddl 
auch Möglichkeiten und Grenzen für den Menschen als Informationsverarbeiter betrachtet. Abschlill 
ßend werden wirtschaftliche Anwendungsgrenzen kurz erörtert. 


1. Die Stellung der Informationstechnik in der Entwicklung 
der Technik 


Die Schöpfung hat den Menschen als einziges Wesen 
durch eine entsprechend hoch entwickelte Informations- 


*) Dr.-Ing. habil. Dr. rer. nat. A. Dennhardt ist Obmann des 
Fachausschusses ‚Fernmeldetechnik“ der VDEW. -- Erweiter- 
te Fassung eines Vortrags auf der Jahresversammlung der 
VDEW am 14. Juni 1961 in Bonn. 

Der Verfasser dankt dem Vorstand der Hannover-Braun- 
schweigischen Stromversorgungs - Aktiengesellschaft (Hastra) 
für die Unterstützung der Arbeit, desgleichen Dipl.-Ing. Ch. Som- 
merfeld für die Bearbeitung der Zeichnungen. 
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einen Kreis eng um den Mastsockel zu ziehen, oder dies 
Meter auch vielleicht zusätzlich aufwendet, wird der Erde 
nicht viel teurer, aber es tritt doch eine gewisse potential 
steuernde Wirkung ein, die bei einem Doppel-Krdschlu 
wahrscheinlich nicht immer ausreichen wird. Aber man darl 

nicht vergessen, daß nur der geringste Teil aller Doppelh 
Erdschlüsse in einem Freileitungsnetz mit dem größtmö In 
lichen Strom auftritt. Bei kleineren Strömen kann man dan FR 
doch unter Umständen eine ausreichende Schutzwirkun W 
erzielen, die also sozusagen nebenher anfällt. 

Die übrigen Rohrleitungen im Hause muß man natürliell 

ähnlich behandeln wie Wasser- und Gasleitungen. Abwasl 
serleitungen sind ja der Berührung im allgemeinen etwal 
weniger zugänglich, und sie sind auch im allgemeinen schwef 
rer für die Erdung zu erfassen. Dort, wo sie herauskommen! 
— das ist bei der Wasserleitung oder bei der Badewanne — 
sind andere Maßnahmen da, bei der Wasserleitung die Eı 
dung der Wasserleitung selbst, die dann gewöhnlich in lei\ 
tender Verbindung mit dem Abwasserrohr steht, und bei del 
Badewanne der Anschluß des Abflußstutzens. Fernsprech 
leitungen sind im allgemeinen nicht gefährlich. Sie liegen a: 
Stellen, wo sie nicht leicht angegriffen werden. Es gibt als 
keine Gefährdung durch Berühren der Fernsprechleitun 
bei einem Erdschluß, der dann sozusagen das ganze Hau 
unter Spannung setzen müßte, weil der Fernsprecher i 
der Regel nicht bei der Wasserleitung liegt und die Spa 
nungen, die am Fernsprecher zustande kommen, durch di 
Isolation des Fernsprechers vollständig ungefährlich sindı 
Wenn auch die Isolation des Fernsprechanschlusses nie ! 
hoch ist: diesen Spannungen von 100 V Größenordnung, dil 
da in Frage kommen, leistet er schon Widerstand. 


| 
| 
| 


Die Behandlung der Rohrleitungen ist ein eigenes Kapite 
Wir haben in der österreichischen Vorschrift sogar EN 
eigenen Paragraphen für Rohrleitungen im Hause eingd 
führt, um eben aus diesem Grunde diese Sachfragen zusam 
menzufassen. Weiteres ist über diese Sache wohl nicht z 
sagen. Man kann mit dem gegenwärtigen Stand zufriede 
sein, muß jedoch dafür sorgen, daß er nicht schlechter wir: 


DK 621.398.001.6 :621.391: 621.37 


I 
technik mit der Fähigkeit ausgezeichnet, die Umwelt ur 
sich selbst durch entsprechende Informationsverarbeitu | 


} 


zu erkennen und Möglichkeiten zu gewinnen, die Umwd 
im Sinne der Lebenserhaltung und Lebensförderung zu g| 
stalten. Zur Formung seiner Umwelt in diesem Sinne hf 
der Mensch die Technik entwickelt, in deren Wachstum | 
wa folgende vier Stufen unterschieden werden können: 


l. Erweiterung des Organ-Bereichs durch Werkzeuge; 


2. Erweiterung des Muskelbereichs durch Kraftwandli 
(schiefe Ebene, Keile, Schrauben usw.); 


13. Ersatz des Muskelbereichs durch Ausnutzung naturgege- 


" bener Energiequellen (Wind, Wasser, Dampf, Elektrizi- 
ji tät usw.); 


"t. Erweiterung des Informationsbereichs (Nervenbereich) 


"i durch die Informationstechnik. 


Die Entstehung der Elektrizitätsversorgung fällt in den 
"lritten Abschnitt. Gegenwärtig in besonders rascher Ent- 
"wieklung begriffen ist der vierte Abschnitt, nämlich Ent- 
"wieklung und Ausbau der Informationstechnik der vom 
„Menschen geschaffenen technischen Komplexe. 


N. Derzeitige Gründe für das Wachstum der betrieblichen 
“ nformationstechnik (BIT) 


Wurzeln des Wachstums der Informationstechnik sind: 
5 betriebliche und wirtschaftliche Notwendigkeiten, 
Grenzen der menschlichen Leistungsfähigkeit, 
Neuentwicklung von Bausteinen und Verfahren der Nach- 
"uichtentechnik, 

+ Auswirkung der neu geschaffenen allgemeinen Theorien 
"ler Nachrichtentechnik. 


41 Betriebliche und wirtschaftliche Notwendigkeiten 


* Die Größe der Betriebe hat einerseits zur weitergehenden 
Surbeitsteiligen Differenzierung geführt. Somit ist zur Er- 
haltung des zielstrebigen Zusammenwirkens der Teile ein 
Siveitergehender Informationsaustausch notwendig. Dies 
rifft insbesondere für weiträumige Betriebsstrukturen, wie 
lie der Elektrizitätsversorgung, zu. Anderseits zwingt die 
WTollbeschäftigung, die Menschen im Betrieb, die nur noch 
‘sa beschränkter Anzahl zur Verfügung stehen, bewußter und 
“or allen Dingen ihrer höheren geistigen Wertigkeit ent- 
prechend einzusetzen. Dies erfordert im ersten Zuge die 
Zusammenfassung der Informationen verschiede- 


er Betriebsglieder durch Fernbedienung. 
{ 


2. Grenzen der menschlichen Leistungsfähigkeit 

' Die weitergehende Arbeitsteilung innerhalb der Betriebe 
at im allgemeinen nicht zur Herabsetzung des Schwierig- 
eitsgrades der zu erledigenden Einzelfunktionen geführt. 
Im Gegenteil, der Schwierigkeitsgrad der abzuwickelnden 
 'unktionen hat sich ständig erhöht. Wachsender Informa- 
ionsumfang setzt außerdem erhöhte Anforderungen an die 
iehnelligkeit der Informationsverarbeitung voraus. Unter 
Jiesen Voraussetzungen machen sich die biologischen Gren- 
lender Leistungsfähigkeit desmenschlichen Nervensystems, 
-sısbesondere hinsichtlich der Schnelligkeit der Informa- 
"aionsverarbeitung, an vielen Stellen bemerkbar. Dort, wo 
ich diese Grenzen zeigen, müssen anstelle des Menschen 
‘Üntsprechende technische Einrichtungen zum Erledigen der 
aben der Informationsverarbeitung eingesetzt werden. 


#3. Neuentwicklung von Bausteinen und Verfahren der Nach- 
BeRentechnik 

Besonders die Neuentwicklung elektronischer Bausteine 
Im allgemeinen und die auf dem Gebiet der Halbleitertech- 
“ik im besonderen und hier wiederum die der Transistoren 
‚lat die Verbesserung alter und die Entwicklung neuer Ver- 
ihren auf dem Gebiet der Informationstechnik ermöglicht. 
it lassen sich betriebliche Aufgaben lösen, deren Lö- 
 Jang bisher an der Aufwandsfrage oder am Fehlen einer 
"rauchbaren Lösungsmöglichkeit überhaupt scheiterten. 
"Nies gilt insbesondere für das Gebiet der Informationsver- 
\rbeitung. 


"4. Auswirkung der neu geschaffenen Theorien 


4 Im Vordergrund stehen hier die Informationstheorie 
"inerseits und die Kybernetik anderseits. Diese Theorien 
‚eben einerseits Möglichkeiten zu quantitativer Beurteilung 
on Verfahren der Übertragungstechnik und anderseits 
 |tste Hinweise für eine optimale Gestaltung der Synthese 
fer Verfahren der Informationstechnik in der betrieblichen 
Jlnwendung. 
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3. Beziehungen der BIT zu Informationstheorie und Kyber- 
netik 


Die Informationstheorie erwuchs aus dem Bedürfnis der 
Nachrichtentechnik nach optimaler Gestaltung der Über- 
tragungsverfahren. Sie wurde von Shannon vor etwa 13 
Jahren vollendet. Vorbereiter dieser allgemeinen Theorie 
waren Bolzmann, Hartley, Küpfmüller (Systemtheorie, 
Küpfmüllersches Zeitgesetz), Gabor und andere. Die Infor- 
mationstheorie objektiviert die Information als physikali- 
sche Größe. Als Maß der Informationen wird die Anzahl der 
Zweierschritte (Anzahl der Ja-Nein-Entscheidungen) be- 
nutzt, die zur Auswahl der Information aus einer vorgege- 
benen Informationsstruktur notwendig sind. Maßeinheit 
ist somit die Ja-Nein-Entscheidung. Sie wird als Nachrich- 
tenmengeneinheit (NE) oder auch bit (abgeleitet von bi- 
nary digit) bezeichnet. 


Bild 1 zeigt die notwendigen Auswahlschritte oder binä- 
ren Entscheidungen am Beispiel der für die Übermittlung 
schriftlicher Informationen dienenden Informationsstruk- 
tur der 26 Buchstaben des Alphabetes, zuzüglich der Zahlen 
und einiger Zeichen, wie sie die Fernschreibtechnik benö- 
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Bild 1. Auswahlschema und entsprechender Binärkode für 
Buchstaben, Zahlen und Zeichen beim Fernschreiben 


tigt. Es ergibt sich ein Entscheidungsgehalt von 5 NE je 
Buchstabe. Dem entsprechend können die Informationen 
dieser Struktur mit dem ö5er-Kode nach Bild 1 darge- 
stellt und übermittelt werden. Bei dieser Betrachtung wird 
von dem hinter den Informationen stehenden Bedeutungs- 
gehalt abgesehen. Weiterhin wird angenommen, daß die 
einzelnen Informationen der Struktur gleich häufig und un- 
abhängig voneinander sind. Diese Bedingung ist in der 
Fernbedienungstechnik — abgesehen von der Fernmeß- 
technik — im allgemeinen erfüllt. 


Unter diesen vereinfachenden Voraussetzungen gilt für 
den Entscheidungsgehalt H einer durch Zweierschritte dar- 
gestellten Information, die aus einer Gesamtheit von n In- 
formationen ausgewählt wird 
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H =1ldn (1) 


logarithmus diatieus, d. h. Logarithmus zur Basis 2). 


ld -- 

Für ein Umspannwerk der Verteilungsebene, das in Be- 
fehlsrichtung eine Informationsstruktur mit etwa 120 Ein- 
zelinformationen darstellt, ergibt sich somit ein notwendi- 
ger Entscheidungsgehalt für die Bestimmung der Einzel- 
information von etwa 7 NE. 

Handelt es sich um Informationsstrukturen mit verschie- 
dener Häufigkeit der Elemente bei gleichzeitiger Abhängig- 
keit der Elemente voneinander (z.B. Buchstaben einer 
Sprache) so gilt 

Dez, Beld.pe: (2) 

p,; sind die Werte für die Wahrscheinlichkeit des Auftretens 
der Elemente der Informationsstruktur. Dieser Ausdruck 
gibt den Mittelwert für die notwendige Zahl der Nach- 
riehteneinheiten je Information der vorgegebenen Struk- 
tur an. Er wurde von Shannon als Entropie der Nachrich- 
tenquelle bezeichnet. 

Diese Beziehung läßt die Verwandtschaft mit der Bolz- 
mannschen Gleichung für die Entropie von Gasen erken- 
nen. Aus dieser Analogie läßt sich die Auffassung der Gl. (2) 
als Kriterium für den Ordnungszustand einer gegebenen In- 
formationsstruktur ableiten. 

Für Nachrichtenquellen der eben erörterten Art ist die 
Entropie kleiner. So ergibt sich der wahre Entscheidungs- 
gehalt eines Buchstabens der Schriftsprache auf Grund der 
inneren Beziehungen und statistischen Verteilung der Buch- 
staben zu 1,3 NE je Buchstabe nach Küpfmüller. Er ist also 
bedeutend kleiner als der Maximalwert des Fernschreibers 
nach Bild 1 von 5 bit unter Voraussetzung von statisti- 
scher Gleichverteilung und Unabhängigkeit der Elemente 
der Struktur. Solche Strukturen sind also dadurch gekenn- 
zeichnet, daß sie mit einem größeren Aufwand an den Ent- 
scheidungsschritten arbeiten. Man bezeichnet diesen erhöh- 
ten Aufwand als Weitschweifigkeit oder Redundanz. Für 
diese gilt: 

Il: 


er, 


(3) 
m 

Dabei ist 7, der mögliche Höchstwert von H für die 
Darstellung einer vorgegebenen Struktur unter Vorausset- 
zung gleicher Wahrscheinlichkeit für alle Elemente der 
Struktur und des Fehlens innerer Bindungen. H ist der 
wirkliche Wert. Besonders redundant ist die Sprache (75%). 
Soweit die Redundanz natürlicher Nachrichtenquellen als 
Mittel zur Erhöhung der Sicherheit der Übertragung oder 
bewußt angewendet wird, bezeichnet man sie als förder- 
liche Redundanz. Von der förderlichen Redundanz macht 
die Fernbedienungstechnik bei Aufbau ihrer Kodes bewuß- 
ten Gebrauch. Anderseits wirkt die Wirtschaftlichkeitsfor- 
derung der Übertragungstechnik (UT) in Richtung einer 
Beseitigung überflüssiger Redundanz. In beiden angedeute- 
ten Richtungen hat die Informationstheorie im letzten 
Jahrzehnt außerordentlich wirkungsvolle Beiträge zur op- 
timalen Gestaltung der Übertragungstechnik unter den 
verschiedensten Gegebenheiten geliefert. 


Die bisherigen Betrachtungen befaßten sich mit Struk- 
turen aus diskreten Elementen, z.B. Buchstaben. Man kann 
aber diese Betrachtung auf kontinuierlich wirkende Nach- 
richtenquellen, wie Sprache u. dgl., durch Quantisierung 
des kontinuierlichen Vorganges anwenden. Man bezeichnet 
H/t als Nachrichtenfluß einer Quelle; die Einheit ist im all- 
gemeinen NE/s. Über diesen Rahmen hinausgehend kann 
man die Informationstheorie als allgemeine Grundlage zur 
quantitativen Beurteilung der formalen Ordnung von In- 
formationsstrukturen irgendwelcher Art anwenden und mit 
ihr noch weitergehend die Methodik der Bildung geordneter 
Informationsstrukturen untersuchen. In der letztzenannten 
Hinsicht reicht die Informationstheorie wesentlich mitbe- 
stimmend in die Aufgabenstellung der Kybernetik hinein. 
Allerdings stehen die Untersuchungen in dieser Hinsicht 
derzeit in den allerersten Anfängen, und es läßt sich nicht 
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übersehen, ob hier in absehbarer Zeit oder überhaupt greif | 
bare Ergebnisse zu erwarten sind. | 

Wie bereits gesagt, beschäftigt sich die Informationst 
theorie zunächst nicht mit der Bedeutung der Informatio " 
nen. Die Behandlung der Bedeutungszusammenhänge de; 
Informationen, d.h. die semantische Seite der Problematik 
ist über erste Anfänge nicht hinausgekommen. Ob sie über I, 
haupt zu wesentlichen Erfolgen auf diesem in die Psychololl h 
gie hineinragenden Gebiet führen wird, ist eine völlige offen« k 
Frage. 

Die Kybernetik kann nach ihrer Wiedererweckung duret 
Wiener als Theorie und Technik der Führung geord n 
Strukturen verstanden werden. Als geordnete Strukture IM 
dieser Art sind einerseits Lebewesen und deren Com 
schaften und anderseits vom Menschen geschaffene tech 
nische Komplexe und ihre Zusammenfassung in Betrieben 
anzusehen. Die Kybernetik befaßt sich mit der objektiven) 
Bestimmung der zweckmäßigen Gestaltung der zeiträumf 
lichen Ordnung einer Struktur unter variablen Umweltvert 
hältnissen durch Informationen zwischen den Elementen 
dieser Struktur und mit der Umwelt. Dies läuft letzten E } 
des auf Objektivierung der Führungsverfahren, sei es del 
Methodik der Zielerarbeitung im allgemeinen oder def 
zweckmäßigen Programmbildung im besonderen, hinaus] 
Die Versuche der Objektivierung der Führungsmethodill 
stehen aber erst in den ersten Anfängen. Immerhin zeigen 
die Veröffentlichungen auf dem Gebiet der betrieblichei, 
Verfahrensforschung (operation research) bemerkenswert 
Erfolge bei der Lösung von Teilproblemen. So kann nae 
Untersuchungen von Künzel die V.erfahrensforschung be} 
reits jetzt für folgende Teilprobleme sinnvoll in der Elek 
trizitätswirtschaft angewendet werden: Lagerhaltung, En! 
satzstellung, Wartezeit-Problem, Problem der konkurric. 
renden Lösungsmöglichkeiten, Zuordnungsprobleme (lineal 
programming). Es handelt sich in diesen Fällen praktisch 
ausschließlich um Verfahren aus dem Bereich der Taktikek 
von der Ordnung 0, d. h. also um Führungsprobleme, d# 
sieh mit Mitteln der logischen Algebra oder der Mathemat:) 
darstellen lassen. | 


Die Erfolge der Verfahrensforschung zeigen, daß mit sc 
chen objektivierten Führungsverfahren für vielperan 
Probleme sicherere Urteile zu erhalten sind als bei Abstelle 
auf das bisherige „Verfahren des Fingerspitzengefühls‘; 
Damit wird die wissenschaftliche Arbeit künftig in zune 
mendem Maße ein wesentliches Hilfsmittel auch für @ 
Führung großer Unternehmen werden. 


4. Grundaufgaben der BIT 


Ein Betrieb kann vom Standpunkt der Kybernetik i 
Analogie zum lebenden Organismus als technischer Org 
nismus (TO) betrachtet werden. Er ist somit eine auf dd 
Betriebsziel hin geordnete Struktur, die zum Erhalten ad 
Ordnung des Zusammenwirkens der Betriebsglieder gege k 
über den statistisch ungeordnet verteilten störenden U: 


welteinflüssen einer Informationstechnik bedarf. Die so no 


Informationsebene 
Informations- Informations- 
| obbildung verarbeitung 


Informationsdarstellung 


Ebene der tech- 
nologischen Grund- 
struktur und der 

Umweltverhältnisse 


Verarbeitung nach 
festen Programmen 


Informationsübertragung 
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Bild 2. Grundstruktur der betrieblichen Informationstechr 
(BIT) 
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N wendige Informationstechnik hat folgende Grundfunktio- 
nen auszuführen: 


. 1. die Herstellung von Informationsbeziehungen zur Koor- 
dinierung der im Betrieb wirkenden Menschen und tech- 
nischen Einrichtungen, 
ı 2. die Abbildung des Betriebsgeschehens in der Informa- 
"  tionsebene, 
ı 3. die auf das Betriebsziel ausgerichtete Informationsver- 
arbeitung. 
“ Somit ergibt sich im einfachsten Falle eine Struktur für die 
| Informationstechnik des technischen Organismus nach 
{Bild 2. 
- In diesem Zusammenhang sind zwei Informationskom- 
ı plexe zu betrachten, nämlich der eigentliche durch die tech- 
nische Grundstruktur vorgegebene, rein technische Infor- 
“ mationskomplex einerseits und die zu beachtenden wirt- 
schaftlichen Randbedingungen anderseits. In der Betriebs- 
“= wirklichkeit müssen beide zum Tragen kommen. In der 
„machfolgenden Betrachtung wird jedoch vornehmlich die 
" Informationstechnik der technologischen Grundstruktur 
"betrachtet. Wegen des Dominierens der Belange der Be- 
triebssicherheit im Bereich der Versorgungsbetriebe dürfte 
“diese Art der Behandlung zweckmäßig sein. 


), 5. Gliederung der Verfahren der BIT 


"= Einen Überblick über die Aufgliederung der Verfahren 
“der BIT gibt Bild 3. Die BIT muß zunächst Informations- 
Öbeziehungen zwischen den Gliedern der technologischen 
= Grundstruktur und informationsverarbeitenden Stellen 
schaffen. Dies ist Aufgabe der Übertragungstechnik, die 
demzufolge eine wichtige Grundlage der BIT bildet. 

} 


" Informationsbeziehungen 


er en 


M->M M--TE De=z=lE 


| 
 Betriebs-Sprech - 


2 und-Schreibnetze Fernwirktechnik 


' 
“33 Fernbedienungstechnik Informations-Verarbeitungstechnik 


Bild 3. Bereiche der betrieblichen Informationstechnik 
M Mensch 
TE technische Einrichtungen 


Zusätzlich sind Einrichtungen notwendig, welche die als 
"Signal zu übertragenden Informationen richtig zuordnen 
\ je zweckmäßig für Sender und Empfänger darstellen. In 
“ndieser Hinsicht sind folgende drei Arten von Informations- 
© beziehungen zu unterscheiden: 


7 Informationskeziehungen zwischen Menschen (M—M), 
© Informationsbeziehungen zwischen Menschen 

"and technischen Einrichtungen (M—TE), 
"4 Informationsbeziehungen zwischen 
"sechnischen Betriebsgliedern untereinander (TE—TE). 


5.1. Informationsbeziehungen MM 

\ Diese Art von Beziehungen erfaßt die Technik der 
Sprech- und Schreibnetze. Kennzeichnend für diesen Infor- 
Ol mationsbereich ist, daß es sich um willkürlich zusammen- 
Ö'stellbare, vom menschlichen Standpunkt sinnvolle Infor- 
lnationen handelt. 


».2. Informationsbeziehungen M—TE und TE—TE 

'" In diesem Bereich handelt es sich um starr durch die Ver- 
lrahtung festgelegte Informationen, zwischen denen ent- 
“weder keine Abhängigkeiten oder solche durch naturgesetz- 
iche Zusammenhänge bestehen. Dieser Bereich wird durch 
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das Gebiet der Fernwirktechnik gebildet, das in folgende 
Unterbereiche aufgegliedert wird: 

Bereich der Informationsabbildung und -zuordnung, 

Bereich der Informationsverarbeitung. 

Im folgenden sollen Stand und Entwicklungstendenz für 
die Verfahren in den aufgeführten Teilbereichen betrachtet 
werden. 


6. Stand und Entwicklung der Übertragungstechnik im Be- 
reich der Elektrizitätsversorgung 
6.1. Allgemeiner Überblick 

Aufgabe der Übertragungstechnik ist die informations- 
erhaltende Übertragung. Die angewendeten Verfahren sol- 
len genügend sicher und möglichst wirtschaftlich sein. 


6.1.1. Sicherheit der Übertragung 


Für die Elektrizitätsversorgung mit ihrer weiträumigen 
Struktur ist die Sicherheit der Übertragung von besonderer 
Bedeutung. Diese Grundforderung hat zunächst dahin ge- 
führt, daß die wichtigsten Nachrichteninhalte der Elektri- 
zitätsversorgung in allen hochelektrifizierten Ländern über 
betriebseigene Übertragungseinrichtungen geführt werden. 
Diese Entwicklung kann man so deuten, daß überall für not- 
wendig gehalten wurde, für den Energiekreislauf, dessen 
Ausfall für hochentwickelte Volkswirtschaften tödlich sein 
würde, eine zusätzliche Sicherheit durch entsprechend re- 
dundante Struktur der Informationsbeziehungen zu errei- 
chen. Die hochentwickelten Volkswirtschaften ahmen mit 
diesem Verfahren die Struktur hochentwickelter lebender 
Organismen nach, die für die lebenswichtigsten Vorgänge 
ein besonderes Übertragungsnetz — beim Menschen in 
Form des sog. vegetativen Systems — schaffen. Als weitere 
Sicherheit dient die ausreichende Benutzung des Postnet- 
zes. 


Zum weiteren Erhöhen der Übertragungssicherheit wer- 
den in der Übertragungstechnik der Elektrizitätswirtschaft 
zusätzlich folgende Verfahren angewendet: 

Netzvermaschung, 

Mehrfachübertragung auf unabhängigen Wegen, 

Anwenden selbsttätiger Ersatzschaltungen. 


6.1.1.1. Netzvermaschung 


Die Netzvermaschung wird vornehmlich zum Erhöhen 
der Sicherheit in Betriebs-Sprech- und -Schreibnetzen ange- 
wendet. 


6.1.1.2. Mehrfachübertragung 


Die Mehrfachübertragung wird vornehmlich für die starr 
zugeordneten Informationen der Fernwirktechnik angewen- 
det. So werden z.B. in der Verbundebene wichtige Fern- 
wirkinformationen einerseits über TFH-Kanäle, anderseits 
über Richtfunkstrecken übermittelt. Wegen zunehmender 
Erhöhung der Sicherheitsforderungen wird sich vermutlich 
die Mehrfachübertragung wichtiger Fernwirkinformationen 
zumindest auf der Hochspannungsebene weiter ausdehnen. 


6.1.1.3. Selbsttätige Ersatzschaltungen 


Diese Schaltungen werden bei stärkerer Bündelung mit 
den Mitteln der TF-Technik sowohl bei drahtgebundenen 
TF-Kanälen als auch bei solchen über Richtfunkstrecken 
angewendet. Mit diesen bei Ausfällen sich selbsttätig ein- 
schaltenden Ersatzgliedern der Übertragungstechnik läßt 
sich die Wahrscheinlichkeit von Kanalstörungen außeror- 
dentlich herabsetzen. Auch in dieser Hinsicht ahmt die neu- 
zeitliche Informationstechnik das Vorbild des lebenden 
Organismus, natürlich beschränkt auf einfachsten Aufwand, 
nach. 


6.1.2. Wirtschaftlichkeit der Übertragung 


Die Wirtschaftlichkeitsforderung der ÜT läuft auf die 
Zielstellung hinaus, über einen vorgegebenen Kanal eine 
möglichst große Informationsmenge möglichst wirtschaft- 
lich zu übertragen. Bei diesem Bemühen sind die Sicher- 
heitsforderungen der ÜT allerdings vordergründig zu be- 
achten. Die Informationstheorie zeigt, daß die Kapazität 
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eines Übertragungskanals durch folgende Beziehung be- 


stimmt wird: 
P 
Y > = 
C=Bld (1 + n) : (4) 
Dabei bedeuten: 
B die Bandbreite, 
P die Nutzleistung, 
Q die Störleistung. 

Die Kanalkapazität ist somit abhängig von der Band- 
breite und weiterhin von dem Verhältnis Nutzleistung zu 
Störleistung. In der Fernbedienungstechnik der Versor- 
gungsbetriebe bemüht man sich, einen möglichst hohen 
Wert für P/Q durch entsprechende Gestaltung der ÜT zu 
erreichen. Unter diesen Voraussetzungen gilt 


C=2Bld % (5) 
D,' 

Dabei ist U, die Signalspannung, U, die Störspannung. 

Die Gleichungen zeigen, daß man die gleiche Nachrichten- 

menge je Zeiteinheit entweder mit kleinerem Störabstand 

U,/U, und größerer Bandbreite (z.B. auf Funkkanälen) 

oder umgekehrt (auf Kabelkanälen) befördern kann. Allge- 

mein ergeben sich, um das oben angeführte Ziel zu erreichen, 
für die ÜT zwei Möglichkeiten. 


6.1.2.1 Wirtschaftliche Erweiterung des Frequenzbandes 
des primären Trägers 

Diese Aufgabe wird für größere Entfernungen durch die 
Anwendung der Trägerfrequenztechnik gelöst. Bild 4 zeigt 
das für die Erweiterung der Bandbreite von Draht- und 


IF 
Kanalschema n-4O00Hz 


Bild 4. Bandverbreiterung durch überlagerte TF-Kanäle 


Einfachsystem Z 3 
Mehrfachsysteme Z 6, Z 12, V 60, V 120 usw. 


Richtfunk-Kanälen als primärer Träger angewendete 4- 
kHz-Schema für die den Primärträgern überlagerten TF- 
Kanäle. In der Energieversorgung werden zum Überlagern 
bisher sowohl Zweidraht-Systeme (z.B. Z 3, Z 6, Z 12) mit 
Führung der beiden Verkehrsrichtungen auf einem Primär- 
träger als auch Vierdraht-Systeme (z.B. V 60) mit Führung 
der Verkehrsricehtung in getrennten primären Kanälen an- 
gewendet. 


6.1.2.2. Anpassung von Nachrichtenfluß der Quelle und 
Kanalkapazität 

Die Anpassung kann entweder so durchgeführt werden, 
daß der Informationsfluß der Quelle an die Kanalkapazität 
angepaßt wird oder umgekehrt. Der Nachrichtenfluß eines 
normalen Sprechkanals liegt mit B = 3000 Hz und U,/U, 
» 30 beiC = 3 x 10* NE/s. Der Nachrichtenfluß der ge- 


yT 24 WT-Kanäle 
- 300 3200Hz 
uT Sprachband 7WT Kanäle 
300 2400 3200 Hz 
UT Sprachband | 
. ZM 3200 Hz 


Bild 5. Mehrfachausnutzung eines normalen NF-Kanals (CITT- 
Kanal, Bandbreite » 3000 Hz) durch Überlagerungstelegraphie 
(WT)-Kanäle (Bandbreite 120 Hz) 
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genwärtig gebräuchlichen digitalen Fernbedienungsanlagen 
liegt mit U,/U, — 3und B » 30 Hz bei 90 bis 100 NE/s. Er 
wirdnormalinWT-Kanälen miteinem Bandraster von 120Hz 
und einer ausnutzbaren Bandbreite von etwa 80 Hz unterge- 
bracht. Entsprechend ist Kanalreserve vorhanden, oder — 
anders gesagt — man könnte den Informationsfluß der 
Fernbedienungseinricehtungen noch erhöhen. Die WT- | 
Technik steht in elastischer Bausteinform und voll transisto- | 
risiert, d.h. also wartungsarm, neuerdings zur Verfügung, 
In die möglichen Formen der Kanalausnutzung eines NF- | 
Kanales der normalen ausnutzbaren Bandbreite von 3000 | 
Hz mit WT-Kanälen allein oder kombiniert mit Sprech- 
und WT-Kanälen gibt Bild 5 einen Einblick. Bei Kanälen |) 
mit höherem Störpegel sinkt die Zahl der in einem Sprech- 
kanal unterzubringenden WT-Kanäle auf 18 oder bei ent- 
sprechenden Modulationsverfahren sogar auf 6 bis 12. 


Für die Anpassung von scheinbarem Nachrichtenfluß der II 
Nachrichtenquelle (N@) an die Kanaleigenschaften (Band- 
breite und Rauschpegel) bestehen nach einer besonders kla- | 
ren Gliederung von Küpfmüller die Möglichkeiten des Her- 
absetzens des scheinbaren Nachrichtenflusses der NQ und 
des Umformens des Nachrichtenflusses der NQ. 


6.1.2.2.1 Herabsetzen des scheinbaren Nachrichtenflusses | 


In der Elektrizitätsversorgung wird hauptsächlich zum 
Herabsetzen der Redundanz der Sprache die Bandbeschnei- | 
dung angewendet. Gewöhnlich wird dabei auf die Band- 
breite 3000 Hz eines normalen Sprechkanales, der gegen- | 
über dem Dargebot der NQ von 2x 10° NE/s eine Herab- bh 
setzung auf 3x 10* NE/s ohne wesentliche Natürlichkeits- | 
oder Verständlichkeitsherabsetzung bringt, heruntergegan-\ 
gen. Nur bei TFH-Kanälen geht man auf Bandbreiten von! 
2400 Hz und teilweise sogar auf 2100 Hz herab. Als weiteres} 
Mittel ist der Kompander zu nennen, der ebenfalls ohne Ver- 
ständlichkeitsbeschränkung in geräuschbehafteten TFH-| 
Kanälen gestattet, den Störabstand auf 1:30 herabzuset- 
zen und eine entsprechende Minderung des Wertes von ( zu 
erreichen. Weitere Mittel zur Redundanzminderung sindj 
beispielsweise der Vo-Coder, der eine Minderung des Nach-| 
richtenflusses von fast 1:10 des Wertes bei einem normalen 
Fernsprech-Kanal gestattet. Für die Elektrizitätsversor-f 
gung kommt einerseits aus Kostengründen, anderseits aus 
betrieblichen Notwendigkeiten (möglichst weitgehende Er. 
haltung der Natürlichkeit der Übertragung) und schließlie 
auch aus Sicherheitsgründen — wegen der technisch ver- 
wickelten Gestaltung dieser Einrichtung — die Anwendung} 
kaum in Frage. 


6.1.2.2.2 Umformung des Nachrichtenflusses 


Hier sei der Vollständigkeit halber die Möglichkeit de 
Frequenzband-Dehnung oder -Pressung im Zusammen 
hang mit der Anwendung von Impulskodeverfahren, die 
nach den vorangehenden Gleichungen möglich ist, erwähnt 
Sie dürfte künftig in der Fernmessung eine Rolle spielen. 


6.2. Stand der ÜT in der Verbundebene 


Trägerfrequenzverbindungen auf Hochspannungsleitungent 
(TFH) und Richtfunk (RF). 


6.2.1. TFH-Verbindungen 


Die betriebliche Anwendbarkeit der TFH ist durch fol | 
gende Entwicklungen verbessert bzw. erweitert worden: 

Erweiterung des verfügbaren Bandes, 

Einführen der Allwellensperrung, 

Einführen der Transistorisierung. 


6.2.1.1 Erweiterung des Bandes 


Verfügbar ist jetzt der Bereich von 16 bis 375 kHz. Dies 
Erweiterung verdankt die Elektrizitätswirtschaft de 
Weitblick des staatlichen Treuhänders und der gemeinsanl | 
erarbeiteten vernünftigen Handhabung der Berücksichti N | 
gung möglicher Beeinflussungen. F 
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‚6.2.1.2. Allwellensperrung 

. Die neuerdings umfassender eingeführte Allwellensper- 
‚rung macht die TFH-Technik weitergehend vom Leitungs- 
‚betrieb in der Gestaltung ihrer Frequenzpläne unabhängig. 
"Dies ist deshalb wichtig, weil bei der außerordentlich schar- 
‚fen wirtschaftlichen Optimierung des Netzausbaues die 
Möglichkeit der Leitungsabschaltung ohne Lieferunterbre- 
'shung immer weitergehend abnimmt. Außerdem liefert 
‚liese Entwicklung Möglichkeiten für eine wirksame Opti- 
\mierung der Frequenzverteilung. 


5.2.1.3. Transistorisierung 

"Von der Transistorisierung wird eine Herabsetzung des 
"Wartungsaufwandes bei gleichbleibender oder unter Um- 
ständen noch erhöhter Übertragungssicherheit erwartet. 
"Ob die Weiterentwicklung zum Einsatz von Mehrfach- 
\;ystemen führen wird, was bei allgemeiner Anwendung der 
„Allwellensperrung im beschr ken Umfange möglich wäre, 
ist derzeit noch nicht klar. Klärende Verdıche Kos Bayern- 
"werkes sind zufriedenstellend verlaufen. Ebenfalls noch un- 
elöst ist die Frage der Netztrennung durch Einsatz ‚„ech- 
er“ Vierpolsperren. Die Anwendung von kapazitiven 
\Spannungswandlern zur Ankopplung hat die Möglichkeiten 
“ iner wirtschaftlich vertretbaren Lösung dieser Frage etwas 
„näher gebracht. 


23.2.2. Richtfunk 

K Die Verwendung der RF-Technik auf der Verbundebene 

"at das gehalten, was erwartet wurde, nämlich eine wesent- 
"iche Erhöhung der Sicherheit und Güte der Übertragung. 
"Jas Bemühen der Blektrizitätsversorgung um Einsatz der 
Riehtfunktechnik auf dieser Ebene hat im Verein mit dem 
‚Weitblick des staatlichen Treuhänders damit einen wesent- 

"iehen Beitrag zur Erhöhung der Versorgungssicherheit 

lurch entsprechende Vorbasserung der ihr dienenden Infor- 

" aationstechnik herbeigeführt, was vom allgemeinen volks- 

“rirtschaftlichen Standpunkt notwendig und erwünscht 
rar. 

2.3. Stand der ÜT in der Verteilungsebene 

© Vorherrschend sind in dieser Ebene 

 Fernmelde-Freileitungen an Hochspannungsleitungen 

I (FFLH), 

© Luftkabel (LK), 

ı UKW-Rundstrahlfunk. 


231. Fernmelde-FreileitungenanHochspan- 
lungsleitungen 

") Die schon mehrmals totgesagten FFLH wachsen weiter. 
sründe für dieses Wachstum sind Verbesserungen im Bau 
nd in den Schutzeinrichtungen. Mit diesen Verbesserungen 
\ ind Betriebssicherheit und Güte der Übertragung entspre- 
hend erhöht. Die Erhöhung der Informationskapazität 
‘U urch Überlagerung von TF- Systemen muß außerdem be- 
"'onders hervorgehoben werden und in dieser Hinsicht ins- 
esondere die mögliche Verwendung von Mehrkanal-TF- 
© ystemen. 


2.3.2. Luftkabel 

Ik Selbsttragende LK haben sich im Betrieb der Mittelspan- 
"ungsnetze bewährt. Meist verwendete Typen sind solche 
"ut einem Vierer. Dabei wurden sowohl selbsttragende Ka- 
el mit Metall- als auch mit Isolierstoffmänteln verwendet. 
"loch nicht befriedigend gelöst ist die Frage der Lebens- 
"auer der tragenden Bewehrung in Gegenden mit aggressi- 
er Atmosphäre. Tragseilkabel sollten nur für Spannweiten 
< 100 m verwendet werden. 

' Die Erhöhung der Informationskapazität von LK durch 
„elegung von Stämmen und Vierer mit TF-Systemen ist 
‚ervorzuheben. Wirtschaftlich wird das LK künftig in 
Wettbewerb treten müssen mit Erdkabeln (EK), die mit 
\rbeitssparenden Einrichtungen verlegt werden. 


1.3.3. UKW -Rundstrahlfunk 


5) Die Zahl der Leitstellen des Rundstrahlfunks hat sich im 
‚‚undesgebiet inzwischen auf 350, die Zahl der Fahrzeuge 


auf rd. 2500 erhöht. Dieses rasche, noch anhaltende Wachs- 
tum ist der beste Beweis für die Betriebsbrauchbarkeit. Ins- 
besondere in Mittelspannungsnetzen ist die Versorgungs- 
sicherheit durch die Einführung des UKW -Rundstrahlfunks 
für die Führung des Netzpersonals wesentlich erhöht wor- 
den. Insofern hat die seinerzeitige Entscheidung des staat- 
lichen Fernmelde-Treuhänders zu einer wesentlichen Stütze 
für die notwendige Erhöhung der Versorgungssicherheit ge- 
führt, die insbe sonders auch den Verteilungsebenen mit ge- 
ringerer Lastdichte zugute kommt. Die Weiterentwicklung 
wird zu transistorisierten Geräten mit kleinerer Bandbreite 
führen. Dabei wird von der Elektrizitätsversorgung Wert 
darauf gelegt, daß die gemeinsam entwickelte Gegensprech- 
technik und ihre Verkettung mit der Einheitswähltechnik 
einerseits und der Fernwirktechnik anderseits beibehalten 
werden. 

Die Verwendbarkeit des UKW -Rundstrahlfunks zur Er- 
fassung unbesetzter wichtiger Netzstellen durch die Fern- 
wirktechnik hat darüber hinaus möglich gemacht, die Ver- 
sorgungssicherheit auch in Gebieten mit geringerer Flächen- 
belastung zu erhöhen, in denen dies sonst — zumindest aus- 
schließlich vom wirtschaftlichen Standpunkt betrachtet — 
nicht möglich gewesen wäre. Auch in dieser Hinsicht hat 
die Elektrizitätsversorgung dem staatlichen Treuhänder — 
der Deutschen Bundespost — für das verständnisvolle Ein- 
gehen auf die Belange der Versorgungssicherheit zu danken. 


Seit längerem sind mit dem staatlichen Treuhänder Bera- 
tungen im Gange über die Möglichkeiten einer vernünftig 
abgegrenzten Verwendung des Richtfunks auf der Vertei- 
lungsebene. Vom Standpunkt der Erhöhung der Versor- 
gungssicherheit ergibt sich bei weiser Beschränkung auf das 
Wichtigste ein Bedarf an Verbindungen: 

zwischen den wichtigsten Führungsstellen dieser Ebene 

und 

zur Erfassung wichtiger Schwerpunktstellen durch die 

Fernwirktechnik. 


6.3.3.1. Verbindungen zwischen den Führungsstellen 


Dieser Bedarf kann durch Kleinrichtfunkstrecken mit 1 
bis 6 Kanälen gedeckt werden. Als wichtige Führungsstel- 
len können Netzwarten— diessind Stellen, die mehrere Um- 
spannwerke durch Fernwirktechnik führen — oder überge- 
ordnete technische Stellen in der eigenen oder in der Über- 
tragungsebene in Frage kommen. Technisch-wirtschaftliche 
Randbedingungen sind insofern zu beachten, als es im allge- 
meinen von dieser Sicht aus nicht sinnvoll ist, Richtfunk 
dort einzusetzen, wo die gleiche Aufgabe mit geringerem 
Aufwand bei annähernd gleicher Sicherheit durch die ‚‚klas- 
sischen‘‘ drahtgebundenen Formen der Übertragungstech- 
nik zu lösen ist. Von diesem Grundsatz sollte nur dort abge- 
gangen werden, wo ein besonders schwieriges Problem der 
Versorgungssicherheit, unter Umständen durch Mehrwege- 
Übertragung, auf jeden Fall gelöst werden muß. Solche 
Fälle sind aber verhältnismäßig selten. 


6.3.3.2. Erfassung von Schwerpunktstellen 


Für die Erfassung der mit wachsender Lastdichte zuneh- 
menden Zahl der Umspannwerke der Verteilungsebene, de- 
ren Entfernung von der Netzwarte im allgemeinen auch zu- 
nimmt, wäre die Verfügbarkeit einer einfachen schmalban- 
digen Ein-Kanal-Technik zumindest für Schwerpunkt- 
stellen zu begrüßen. Ob die kommende Frequenzverteilung 
im 2-m-Band in dieser Hinsicht Lösungsmöglichkeiten erge- 
ben wird, bleibt abzuwarten. 


Zusammenfassend kann also gesagt werden, daß aus der 
guten Zusammenarbeit mit der Bundespost im Rahmen der 
VDEW Lösungsformen für die Übertragungstechnik als 
wichtigste Grundlage der Informationstechnik, und daher 
künftig in immer zunehmendem Maße auch der allgemeinen 
Versorgungssicherheit, entwickelt worden sind, die — be- 
trachtet von allen eingehenden Parametern — ein Opti- 
mum darstellen. Diese Lösung, an deren Vervollständi- 
gung noch ständig gearbeitet wird, stellt beiden beteiligten 
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tätsversorgung anderseits — nicht nur ein eindeutiges Zeug- 
nis über die weitblickende Vernunft, mit der die Verhält- 
nisse gestaltet wurden — insbesondere ein wohlabgewoge- 
nes Maßhalten einschließend —, sondern darüber hinaus 
auch hinsichtlich ihres Verantwortungsgefühls gegenüber 
der Volkswirtschaft, der diese beiden wichtigsten Versor- 
gungsbetriebe im weitesten Sinne dienen, aus. 


7. Stand der Entwicklung der Betriebs-Sprechnetze 


Die Entwicklung begann um die Jahrhundertwende mit 
den in einfachster Weise hochspannungsgeschützten OB- 
Verbindungen über FFLH und führte bereits kurz nach dem 
ersten Weltkrieg auf Grund der Arbeiten von Faßbender 
und Habann zur Einführung der ersten Trägerfrequenzver- 
bindungen auf Hochspannungsleitungen. Im gleichen Zuge 
wurde die Selbstwähltechnik, allerdings zunächst in völlig 
ungeordneter Form, eingeführt. Die zunehmende Zahl der 
Verbindungen und die Anforderungen an die Schnelligkeit 
des Verbindungsaufbaues führten etwa ab 1930 zu Überle- 
gungen über die Einführung einer geordneten Fernwähl- 
technik in irgend einer Ausführungsform der Netzgruppen- 
technik. Bereits in diesen ersten Anfängen zeigte sich, daß 
die damals gerade neu erstandene Basa-Technik wegen der 
anders gelagerten Netzstruktur und Betriebsverhältnisse 
nicht übernommen werden konnte. 


Aus den weiteren gemeinsamen Beratungen im Kreise 
der VDEW erwuchs dann als Grundbaustein zunächst die 
Einheitswähltechnik mit ihrer elastischen Anpaßbarkeit an 
die verschiedenen Formen der Kanaltechnik und der weit- 
gehenden Überwachungsmöglichkeit des Verkehrs mittels 
der zugeordneten Fernmeldeschaltplatte (FSP). Der erste 
Schlußentwurf für diese Technik wurde im März 1945 fer- 
tiggestellt. Ausgehend von diesem Entwurf wurde dann in 
den Jahren 1949 bis 1951 diese Arbeit im Kreise der VDEW 
abgeschlossen und für die Anwendung in der Betriebspraxis 
freigegeben. Das fehlende Ergänzungsglied, nämlich die 
eigentliche Form der geordneten Fernwähltechnik, wurde 
im Laufe der zurückliegenden zehn Jahre geschaffen. Damit 
wurde eine für die Bedürfnisse der Elektrizitätswirtschaft 
mit ihren bündelarmen Netzen besonders angepaßte Ziel- 
wahltechnik geschaffen, die einerseits im Verbindungsauf- 
bau unnötige Kanalbelegung vermeidet sowie im Betrieb 


Bild 6. Kennzifferplan des Betriebssprechnetzes der Hastra 


Reserve in der 1. Dekade: 9,0 
Reserve in der 2. Dekade: 1...0, soweit nicht ausgenutzt 


alle Arten von Fehlbelegungen selbsttätig und kurzzeitig 
beseitigt, und anderseits jederzeit den ordnenden Zugriff 
der überwachenden FSP an wichtigen Stellen ermöglicht. 
Die erste Anlage nach dieser Technik wurde nach Vorunter- 
suchungen der Preußenelektra beider Hastraim Jahr 1953 in 
Betrieb genommen. Bild 6 zeigt die Struktur und Kenn- 
zifferverteilung dieser Netzgruppe. Bild 7 zeigt den 
Verkehrsplan für das zuerst in Betrieb genommene Kern- 
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Bild 7. Verkehrsplan für den Anfangsausbau der Hastra. 
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stück. Der Aufbau einer Verbindung von 74 nach 73 ist mit 
dickeren Linien gezeichnet. 

An der Entwicklung haben ein großer Teil interessiertei 
EVU mitgearbeitet (z.B. Bayernwerk, VEW, Preußenelakt 
tra, RWE, HEW, Hastra, UWF, Pfalzwerke). Diese und 
andere interessierte EVU haben inzwischen diese Techni 
eingeführt. Die größte Netzgruppe dieser Art hat das RWH 
mit bestem Erfolg für seinen verwickelten Betrieb aufg J 
baut. Es dürfte die größte geordnete Netzgruppe der Well 
im Bereich der Elektrizitätsversorgung sein. Es ist zugegel 
ben, daß diese Technik etwas teurer als die übliche Technill 
ist. Durch ihre leichte Anpaßbarkeit an die Betriebsverhälil 
nisse und die Sicherstellung einer besonders flüssigen Verl 
kehrsabwicklung unter den vorgegebenen schwierigen Ve: 
hältnissen ist sie aber auf lange Sicht nicht nur besser g4 
eignet, sondern letztlich auch preiswerter. 


8. Stand der Entwicklung der Fernbedienungstechnik 
8.1. Allgemeines 
Die Fernbedienungstechnik hat Zustände und Vorgängii 


in der Informationsebene abzubilden und richtig zugeordnd: 
darzustellen. 


Verfahren zur Zustandsabbildung 


Verfahren mit unmittelbarer | 


Informationsabbildung Verfahren mit 
Informationswandlung 


Leitungs- 
Vielfach- 
Verfahren 


Wandlung der Darstellung 
der Informationselemente 


| Strukturwondlung 
Ein-Element-Verfahren 


der Information 
Mehr-Element-Verfahre 


leit- 
Vielfoch- 
Verfahren 


Frequenz- 
Vielfach- { | 
f 
i 
ü 
I 


Verfahren 


Parallelverfahren Serienverfahren 
Leitungskombinationsverfahren Impulscode -Verfahrenf 
Kanalkombinationsverfahren 2 


Bild 8. Gliederung der Verfahren der Fernbedienungstechnik zI/ 
Zustandsabbildung 
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© Bei der gegenwärtigen Mangellage bezüglich verfügbaren 
"Tachpersonals und den aus wirtschaftlichen Gründen be- 
onders stark geförderten Rationalisierungsmaßnahmen 
teht das Wachstum der Fernbedienungstechnik gegenüber 
ler Informationsverarbeitungstechnik im Vordergrund. 
"Jies verursacht ein entsprechendes Wachstum des Infor- 
nationsumfanges in den Leitstellen, seien es Lastverteiler 
‚der Netzwarten. Dieser zunehmende Informationsumfang 
‚auß an den Leitstellen durch Menschen verarbeitet werden. 


| Man kann die Fernbedienungstechnik in zwei Grund- 
“ruppen einteilen: 

- Verfahren zur Zustandsabbildung, 

" Verfahren zur Vorgangsabbildung. 

‚ er gegenwärtige Entwicklungsstand soll im folgenden be- 
"rachtet werden. 


" „2. Verfahren zur Zustandsabbildung 


") Die meisten abzubildenden Zustände haben binäre Struk- 
ar, z.B. Schalterstellungen u. dgl. Infolgedessen ist die Ab- 
“ildung durch einfache Ja-Nein-Darstellung möglich. Man 
" ezeichnet daher die Verfahren zur Zustandsabbildung auch 
"ls Digitalverfahren, weil sie mit diskontinuierlichen Ja- 
fein-Darstellungen als Abbildungselementen arbeiten. 
“nen Überblick über die Verfahren dieser Gruppe gibt 
Öıild 8. Die Grundstruktur der Fernwirkverfahren bildet 
ınmer das Leitungs-Vielfachverfahren, ein Verfahren mit 
“nmittelbarer Informationsabbildung (Bild 9a). Die Auf- 
"abe der Informationszuordnung wird hier durch die Über- 
Sragungstechnik übernommen. Mit zunehmender Zahl der 
bzubildenden Informationen und zunehmender Entfer- 
“ung muß man zur besseren Ausnutzung der verwendeten 
© ormen der Übertragungstechnik informationswandelnde 


ld 9. Vergleichende Darstellung der Informationsabbildung 
a) beim Leitungs-Vielfachverfahren 
b) beim Frequenz-Vielfachverfahren 
L Anzahl der informationsbestimmenden Leitungen 
I Anzahl der abzubildenden Zustände 
Anzahl der abbildenden überlagerten Kanäle 
Informationseingabe 
IA Informationsausgabe 
Informationszuordnung 
Informationsauswahl 
Leitungs-Vielfachverfahren 


‚erfahren einsetzen. In dieser Hinsicht kann man folgende 
 vei Grundgruppen unterscheiden: 

" Parallelverfahren mit Zustandsabbildung durch 
“ räumliche Strukturen der Informationstechnik, 

" Serienverfahren mit Zustandsabbildung durch zeit- 
liche Strukturen der Informationstechnik. 


2.1. Parallelverfahren 

\ Bei dieser Gruppe übernehmen Wechselstromkanäle ver- 
hiedener Frequenzlage, die dem primären Träger der 
"bertragungstechnik überlagert sind, die Aufgabe der In- 


formationszuordnung. Neben der bereits bei der Übertra- 
gungstechnik erwähnten WT-Technik sind in dieser Gruppe 
vor allem die neu entwickelten teilweise oder vollständig 
transistorisierten Formen der vereinfachten Frequenz- 
Vielfachverfahren zu erwähnen. Bild 9b zeigt die Grund- 
struktur dieses Verfahrens im Vergleich mit dem direkt ab- 
bildenden Leitungs-Vielfachverfahren. Wegen ihrer gerin- 
gen Aufwendigkeit füllen sie eine Lücke zwischen den Lei- 
tungs-Vielfachverfahren und den Serienverfahren für Fern- 
steuerung und Überwachung von etwa 1 bis 3 Schaltern aus. 
Mögliche Formen der Anwendung, z.B. kombiniert mit 
Tonfrequenz-Rundsteuerung, die im Bereich der Hastra 
angewendet werden, zeigt Bild 10. In Bild 10a werden 
drei kleinere, aber betriebswichtige Schaltstellen in Befehls- 
richtung über Tonfrequenz-Rundsteuerung (TRA) gesteu- 
ert und in Melderichtung mit Einzelkanälen eines transisto- 
risierten Frequenz-Vielfachverfahrens (1/0-Darstellung der 
Melde-Information) erfaßt. Bild 10b zeigt die Erfassung 
kleiner Schaltstellen in Befehlsriehtung durch Kanalkombi- 


EN. 
nation 
„Non 


Bild 10. Anwendung des Frequenz-Multiplex-Verfahrens (FMV) 
für die Steuerung von Schaltstationen 


a) Steuerung mit Tonfrequenz-Rundsteuerung 
Meldung FMV 

b) Steuerung und Meldung mit FMV, in Steuerrichtung 
Kombinationsverfahren 
Die Schaltstationen sind mit S; bis S; bezeichnet. 


(TRA), 


nation von Einzelkanälen eines Frequenz-Vielfachsystems 
und in Melderichtung in gleicher Weise wie bei Bild 10a 
durch Einzelkanäle. 


8.2.2. Serienverfahren 


Die Serienverfahren wandeln die räumliche Struktur der 
Paralleldarstellung durch zeitlichen Zuordner (ZO) in Form 
von Synchron- oder Schrittwählern in eine zeitliche Struk- 
tur um. Dabei zeigt die Nachkriegsentwicklung einerseits 
Verbesserungen der bisherigen Formen mit elektromechani- 
schen Bausteinen, anderseits neue Formen mit elektroni- 
schen Bausteinen. Bei der einfachsten Form der Serienver- 
fahren, dem Ein-Element-Verfahren, wird die unmittelbare 
Informationsabbildung durch parallele Ja-Nein-Entschei- 
dung in eine zeitliche Folge von Entscheidungen ohne be- 
sondere Kodierung umgewandelt. Abgesehen von der Ein- 
führung einer zeitlichen Ordnung bleibt also die unmittel- 
bare Form der Abbildung der Informationsstruktur erhal- 


‚ten. 


Als Nachkriegsentwicklung ist in dieser Gruppe die Ein- 
führung der TRA-Technik als ‚reiner‘ Synchronwähler- 
Fernsteuerung mit elektromechanischen Bausteinen nach 
dem Start-Stop-System zu erwähnen. Die rasche Ausbrei- 
tung dieser Technik wird durch die Mitbenutzung für Zwek- 
ke der Gefahrenwarnung zusätzlich gefördert, was sowohl 
vom Standpunkt der Daseinsfürsorge als auch vom elek- 
trizitätswirtschaftlichen Standpunkt erwünscht sein dürfte. 

Eine neue elektronische Sonderform der Ein-Ele- 
ment-Verfahren dieser Gruppe ist das Zeit-Multiplex-Ver- 
fahren (ZMV). Es ist ein Synchronwähler-Verfahren nach 
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dem Start-Stop-System mit ständiger Wiederholung des 
Umlaufs der ZO. Mit diesem Verfahren ist entsprechend 
Bild 11 auch die Auflösung von Vorgängen in nacheinan- 
der übertragbare Folgen von Zuständen möglich. Vornehm- 
lich wird dieses Verfahren in der Fernmeßtechnik angewen- 
det. Die zu übertragenden Fernmeßgrößen werden dann in 
einem entsprechenden Zeitrhythmus ständig abgetastet und 
als Zustände quantisiert übertragen. Bild 12 zeigt die große 
Anzahl von Meßwertinformationen, die mit dieser Technik 
über einen NF-Kanal normaler Bandbreite übertragen wer- 
den können. Bild 13 zeigt zweckmäßige Formen der so 
durch Ausnutzung des Zeit- und Raum-Vielfachs möglichen 
Bündelungen von meßtechnischen Informationen für eine 
Zwischenübertragungsebene mit Verteilungsebene (Last- 
verteiler 110-kV-Netz, Netzwarte 20-kV-Netz). Angenom- 
men ist, daß jede Netzwarte der Verteilungsebene vier fern- 


Bild 11. Grundstruktur des Zeit-Multiplex-Verfahrens 


I, bis I3_ quantisierte Meßwerte 
ZZ zeitlicher Zuordner 
ZW zeitlicher Auswähler 
T, bis T; Tiefpässe 


bediente Umspannwerke führt, die je vier Meßwerte liefern 
und zusätzlich je einen Dienst-Sprechkanal haben. Dieser 
Informationsumfang läßt sich in einem NF-Kanal (UW- 
NW) normaler Bandbreite unterbringen. Die Netzwarte 
liefert dann an den Lastverteiler (LV) der Zwischenüber- 
tragungsebene 20 Meßwerte mit ZMV und hat zum LV einen 
Sprechkanal. Wie Bild 13 zeigt, ist durch Anwenden des 
ZM-Verfahrens auch dieser Informationsfluß NW-LV ın 
einem normalen NF-Kanal unterzubringen. 


Die zweite Gruppe der Serienverfahren bilden die Mehr- 
Element-Verfahren, bei denen die ursprüngliche Informa- 
tion in einen Kode aus mehreren Informationselementen 
umgeformt wird. Sie wird daher auch als Impulskodever- 
fahren bezeichnet. 


6 ZM 
ur 20 Werte 120 Meßwerte & 
[2148042 | | | | 
300 3400 Hz 
x 
17M 
um Sprechen 20 Meßwerte 
300 2700 3400 Hz 
ke. 
h WI 1ZM 
y BReEn ; 20 Meßwerte 
300 2100 2700 3400 Hz 


356.12 


Bild 12. Ausnutzung eines CITT-Kanals durch-Frequenz-Zeit- 
Vielfachverfahren 
ZM  Zeit-Multiplex-System (Bandbreite 480 Hz) 
WT Wechselstromtelegraphie (Bandbreite 120 Hz) 
UT Unterlagerungstelegraphie 


In dieser Gruppe wurden die Schrittwähler-Verfahren 
durch Übergang zur Bausteintechnik vollkommener an die 
Betriebserfordernisse anpaßbar gestaltet. Auch fertigungs- 
technisch dürfte diese Ausführungsform, bei ständig zuneh- 


Elektrizitätswirtschaf: 


mendem Fertigungsumfang, Erleichterungen bieten. In deı 
VDEW ist die Bearbeitung einer technischen Empfehlung 
im Gange, die in allgemeiner Form Systembedingungen füı 
diese Gruppe sowie des weiteren eine zweckmäßige Ord 
nung der notwendigen Begriffsbestimmungen festlegen sol 
und schließlich auch allgemein auf eine möglichst einhejt 
liche und zweekmäßige Darstellung der Information an beil 
den Enden, insbesondere aber an dem mit Menschen bel 
setzten Ende der Informationsbeziehung, hinwirken soll. 


h 
4 
IN 


Besonders hervorzuheben ist, daß neuerdings Impuls} 
kodeverfahren mit Bausteinen der Halbleiterelektronik zu 
Verfügung stehen. Von der Einführung der Halbleiterelek 
tronik wird zunächst erwartet, daß sie innerhalb der zuläs! 
sigen Temperaturgrenzen (— 20 bis + 50 °C) unabhängigel 
von Umwelteinflüssen atmosphärischer und mechanischei 
Art (Erschütterungen) ist als Systeme mit elektromechani 
schen Bausteinen. Dies muß letztlich größere Betriebssicher 
heit, insbesondere unter ungünstigen Umweltverhältnissen! 
und dementsprechend auch geringeren Wartungsaufwand 
zur Folge haben. Wenn die Langzeitbewährung dieses Ve 
sprechen bestätigt, so leistet die Elektronik einen wertvoll 


len Dienst. 

Zum anderen kann mit elektronischen Verfahren die 3 
die Informationsabbildung insgesamt notwendige Zeit), 
falls erforderlich, um Zehnerpotenzen verkürzt werden. Zu 
erwägen wäre, wo die Grenzen in dieser Hinsicht liegen. Ail 
einen solehen Grenzwert könnte man etwa 0,1 s ansehen! 
weil Informationen, die in diesen Zeitschritten aufeinande! 
folgen, vom Auge als Einzelinformation nicht mehr aufgel 
löst werden können. Bei dieser Übermittlungsgeschwindig] 
keit werden also Informationsfolgen vom überwachendei 


Menschen als praktisch gleichzeitig auftretend empfunder! 


LEM-FV 
LB0Hz 


20FM-ZM 


1Spr 2400 Hz 


1 Kanal zu 
3200 Hz 


Bild 13. Raum-Zeit-Struktur der Ubertragungstechnik für e 
Fernmeßnetz | 

Netzwarte 

Umspannwerk 

LV Lastverteiler 

Spr Sprechkanal 300 bis 2400 Hz 

Zeit-Multiplex-Fernmessung (Bandbreite 480 Hz) 


Die Erreichung dieses Grenzwertes würde eine entspreche! 
de Erhöhung der Bandbreite des Übertragungskanals ı 
sich bringen. Vergleichend sei erwähnt, daß die bisher | 
währten Schrittwähler-Verfahren mit elektromechanischd 
Bausteinen für Befehle mit Rückmeldung etwa 2 bis 2, 
brauchen. Man könnte bei voller Ausnutzung der Bandbri 
te eines WT-Kanals diese Werte noch etwas herabsetzef " 
Darüber, ob derzeit eine Herabsetzung der Übermittlung 1 

zeit notwendig ist, herrscht offenbar unter den Betrieli | 
fachleuten keine einhellige Meinung. Vom allgemein!” 
Standpunkt könnte man aber sagen, daß bei zunehmende 
Informationsumfang eine Herabsetzung der Zeiten für d” 
Informationsübermittlung zumindest nicht unerwünsct 
sein kann, insbesondere dann nicht, wenn sie gleiche och, 
gar noch erhöhte Übertragungssicherheit bietet. 


rizitätswirtschaft 


\3. Verfahren zur Vorgangsabbildung 
"3.1. Allgemeines 


In Befehlsrichtung handelt es sich um Einstellvorgänge, 
ıı Melderichtung fast ausschließlich um Meßwertübertra- 
‚ıngen. Für Einstellvorgänge — z.B. in Kraftwerken — 
erden vornehmlich Drehfeldverfahren, aber auch Poten- 
‚ometer-Verfahren angewendet. Diese Verfahren wurden 
‚\nsichtlich der erreichbaren Genauigkeit vervollkommnet. 
'ı diesem Zusammenhang sollen sie nur hinweisend er- 
"ähnt werden. 

- Im folgenden wird nur ein Überblick über die Abbildung 
»n elektrischen Vorgängen — dies sind im wesentlichen 
neßwertübertragungen, die zur Erfassung von Strom, 
“oannung und Leistung dienen — gegeben. Es lassen sich 
“Igende Hauptgruppen unterscheiden: Analog-Verfahren 
\ıd Digital-Verfahren. 


3.2. Analog-Verfahren 


“ Verfahren dieser Art stellen derzeit noch den Hauptan- 
il der in der Elektrizitätsversorgung angewendeten Fern- 
"eßverfahren. Über die meist angewendeten Grundformen 
Öıterrichtet Bild 14. Die Weiterentwicklung ist gekenn- 


Analogverfahren 


ıl Intensitatsverfohren Impulsverfahren 
Ssichrichter-  Kompensations - Impulstrequenz-und Impulszeit- 
iarfohren verfahren Frequenz -Voriations- verfohren 


verfahren 


H 5 
"ld 14. Überblick über die meist angewendeten Analog-Verfah- 
|, ren zum Fernmessen elektrischer Größen 


iehnet durch die völlige Durchdringung der Verfahren 
ser Gruppe mit den Bausteinen der Elektronik im allge- 

sinen, insbesondere aber mit denen der Halbleiterelektro- 

“x. Damit werden folgende Vorteile erzielt: 

© geringere Empfindlichkeit gegen Umwelteinflüsse, 

„ Herabsetzung des Wartungsaufwandes, 

Vermeidung unnötiger Zeitkonstanten, 

„Herabsetzung des Raumbedarfs. 


“Die in Betrieb befindlichen Systeme mit Elektronik- 
Slusteinen haben den Wahrheitsbeweis für diese Erwar- 


wagen geliefert. 


“Eine Brücke von den Analog-Verfahren zu den Digital- 
rfahren bildet das Impulszeitverfahren, das sich jedoch 
“der Fernmeßtechnik der Elektrizitätsversorgung nicht 


 Jiter durchgesetzt hat. 


1.8. Digital-Verfahren 


> Bei den Digital-Verfahren wird der Meßvorgang quanti- 
rt, d.h. also in aufeinanderfolgende Einzelzustände auf- 
"öst. Der quantisierte Wert kann dann mit Impulszahl- 
“ar Impulskodeverfahren übertragen werden. Dabei haben 
‚ih in der Praxis die Impulskodeverfahren offenbar durch- 
Er Für Meßwerte mit langsamer Änderungstendenz 
z.B. die Wassermeßgrößen in der Wasserkrafttechnik — 
‚/d Verfahren mit elektromechanischen Bausteinen seit 
tgerem verfügbar. Für schnellere Meßvorgänge stehen 
tronische Verfahren bereit, die in Abhängigkeit von der 
‚hnelliskeit der aus betrieblichen Gründen noch zu erfas- 
den Änderungen entsprechende Erfordernisse an die 
imalkapazität stellen. Die Information kann digital oder 
‚ılog ausgegeben werden. 


Die Digital-Verfahren dringen neuerdings vor. Dies hat 

zende Gründe: 

beliebige Erhöhung der Meßgenauigkeit, 

besondere Eignung für weitere Aufgaben der Meßwert- 
verarbeitung, 

‚leichtere Auffaßbarkeit digitaler Werte. 


Dabei bringen Impulskodeverfahren mit elektronischen 
"usteinen alle zusätzlichen Vorteile, die bei den Analog- 
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Verfahren mit Bausteinen der Elektronik vorangehend auf- 
gezeigt wurden. In Abhängigkeit vom angewendeten Kode 
wird zusätzlich eine außerordentliche Erhöhung der Über- 
tragungssicherheit erreicht. 


8.4. Mögliche Hemmnisse für das Wachstum der Fernbedie- 
nungstechnik 

Dem anhaltend raschen Wachstum der Fernbedienungs- 
technik drohen Hemmnisse einerseits von der Fertigungs- 
seite durch wachsende Lieferzeiten und anderseits in der 
Montage durch den Mangel an Fachpersonal. Während der 
inzwischen durchgeführte Übergang zur elastischen Bau- 
stein- und Baustufentechnik die ersterwähnte Gefahren- 
quelle gemindert hat, ist in der Montage der Fachleuteman- 
gel immer stärker fühlbar geworden. Er hat sich auch in 
einer entsprechenden Erhöhung der Montagekosten ausge- 
wirkt. Montagekosten von 30 bis 50% der Geräteinvestition 
bei größeren Fernbedienungsanlagen sind keine Seltenheit. 
Mögliche Abhilfen liegen, abgesehen von der Nachausbil- 
dung geeigneter Monteure, in den im folgenden geschilder- 
ten Richtungen. 


8.4.1. Vereinfachte Montage-Methoden 


Der größte Montageaufwand liegt in der Verdrahtung des 
Leitungsvielfachs am Anfang und Ende der Fernwirkbezie- 
hungen, also in der Verdrahtung der Informationseingaben 
und -ausgaben nach den Fernwirkgeräten. Arbeitssparend 
hat sich für die starken Informationsflüsse der Fernbedie- 
nungstechnik die Anwendung der klassischen in der Wähl- 
technik üblichen Verdrahtungsformen erwiesen. Bild 15 
zeigt die Struktur dieser Technik. Bei der üblichen Aufglie- 
derung des Informationsflusses auf einzelne Fernwirkver- 


EVA HV EVG 
IE freies FWG 
IA Rangieren 


Bild 15. Grundformen der Anwendung von Verdrahtungsformen 
der Fernmeldetechnik in der Fernwirktechnik 
IE Informationseingabe 
IA Informationsausgabe 


EVA Endverteiler — anlageseitig 
EVG Endverteiler für Fernwirkgerät 
FWG Fernwirkgerät 

HV Haupt- (Rangier-) Verteiler 


bindungen mit einem Informationsumfang von höchstens 
einigen 100 Informationen genügt meistens ein Hauptver- 
teiler als Rangierverteiler. Zwischen Endverteiler und 
Hauptverteiler kann schematisch nach dem Farbkode mit 
Systemkabeln verkabelt werden. Die Verdrahtung nach den 
Endeinrichtungen, seien sie nun Informationseingaben oder 
-ausgaben, sollte möglichst frei vorgenommen werden. 


Vermutlich wird man künftig weitergehend eine völlig 
freie Verdrahtung an den Enden der Fernwirkbeziehung 
anwenden müssen, um Zeit und Geld zu sparen. In diese 
Richtung laufen schon die bereits jetzt weit verbreiteten 
Formen der freien Verlegung in Gestellkanälen aus Kunst -- 
stoff oder Metall. 


8.4.2. Ordnung der Arbeitsvorbereitung 


Eine zweckmäßige Arbeitsvorbereitung setzt voraus, daß 
einerseits die Geräteausgänge und -eingänge möglichst ein- 
heitlich gestaltet sind und anderseits möglichst klare zeich- 
nerische Darstellungen vorliegen. Während in der Fern- 
wirktechnik selbst durch Anwenden der aufgelösten Strom- 
laufdarstellung mit eindeutigen Klemmenbezeichnungen 
seit langem Ordnung geschaffen ist, ist diese Ordnung in den 
Starkstromplänen der Schaltanlagen in dieser Klarheit 
noch nicht vorhanden. Hier könnten durch Übergang zur 
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Stromlaufdarstellung Zeichenarbeit und Arbeit zum Deu- 
ten der Pläne gespart, somit Zeit gewonnen und Irrtümer 
vermieden werden. Zeitmindernd wirkt auch die Sicherung 
einer arbeitsgerechten räumlichen Anordnung, insbeson- 
dere der Endverteiler und Verwendung geeigneter, für Löt- 
arbeiten gut zugänglicher Endverteiler. 

Auf lange Sicht betrachtet, wird weiterhin notwendig 
sein, den Gesamtverfahrens- und Verdrahtungsaufwand 
daraufhin zu prüfen, wieweit er lediglich Informationen 
übermittelt und daher mit Mitteln und Bausteinen der In- 
formationstechnik zweckmäßiger, sicherer und auch preis- 
werter erstellt und betrieben werden kann. In dieser Hin- 
sicht wäre auf lange Sicht zu überlegen, ob es nicht z.B. 
zweckmäßiger sein könnte, anstelle der unmittelbaren Ver- 
wendung von Wandlerströmen die Bürdenspannungen zu 
verarbeiten. 


Zusammenfassend ergibt sich, daß man ernstlich die 
Frage der Herabsetzung des Montageaufwandes in Angriff 
nehmen sollte. Ganz abgesehen davon, daß für die erforder- 
lichen Montagen das Personal fehlt, scheint man bei dem 
ohnehin beschränkten Aufwandsvolumen zweckmäßiger 
den Hauptanteil der Aufwendungen in Fernwirkgeräte und 
nieht in Montagekosten zu legen, um die der IT gestellten 
Ziele schneller und besser zu erreichen. 


8.5. Verfahren zur Informationsverarbeitung (IV) 
8.5.1. Allgemeines 


In der betrieblichen Informationstechnik werden einmal 
Menschen und zum anderen technische Einrichtungen zur 
Informationsverarbeitung eingesetzt. Überwiegend findet 
gegenwärtig in den Leitstellen der Elektrizitätsversorgung 
die Informationsverarbeitung durch Menschen statt. Dabei 
ist hervorzuheben, daß der zu verarbeitende Informations- 
umfang infolge des Wachstums der Fernbedienungstechnik 
ständig größer wird. Dies läßt geraten erscheinen zu prü- 
fen, wo etwa die Grenzen des menschlichen Leistungsver- 
mögens in der Informationsverarbeitung liegen. Kennt man 
diese Grenzen, so kann man Notwendigkeit und Umfang 
der Unterstützung der menschlichen Informationsverarbei- 
ter durch technische Einrichtungen etwas sicherer abschät- 
zen. 


8.5.2. Informationsverarbeitung durch Menschen 


Ein recht aufschlußreicher Einblick in die Geschwin- 
digkeit des Informationsflusses bei der IV im Zentralner- 
vensystem ergibt sich nach Untersuchungen gemäß Tafell 
von Küpfmüller. Danach ist eine obere Grenzgeschwindig- 
keit der Informationsverarbeitung im Zentralnervensystem 
bei etwa 50 NE/s gegeben. Diese Geschwindigkeit wird aber 
im allgemeinen für nur geläufige, d.h. gut programmierte 
Informationsfolgen erreicht. Bemerkenswert ist die niedrige 
Geschwindigkeit für Abzählen von 3 NE/s, wobei darauf 
hinzuweisen ist, daß nach landläufigen Meinungen Abzählen 
doch ein recht einfacher Vorgang ist. 


Weber gibt für schwierige Entscheidungen auf Grund von 
Meßwertverarbeitungen 1 NE/s und weniger an. Das gleiche 


Tafel 1. Werte des Nachrichtenflusses bei verschiedenen Arten 
der Informationsverarbeitung durch Menschen 
(Angaben nach Küpfmüller) 


Art der Informations- Nachrichtenfluß 
verarbeitung NE/s 
Abzählen 3 
2 Ziffern Addieren 12 
Multiplizieren 12 
Schreibmaschine 16 
Klavier 23 
Lesen leise 18 
laut 30 
Korrektur 45 


oberer Grenzwert 50 
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dürfte für Entscheidungen auf Grund eingehender il 
stellungsmeldungen gelten. In diesem Zusammenhang dür 
ten auch Untersuchungen von Megla nach Tafel 2 von In] 
teresse sein. Sie wurden durch Abschätzen des Zeitbedarf 
für Übermitteln und Verstehen von normierten Befehle 
ergänzt. Auch diese Betrachtung zeigt einerseits die ver 
hältnismäßig langsame Verarbeitungsgeschwindigkeit, aı 
derseits die Möglichkeit einer Beschleunigung durch Pr 
grammierung. 


| 


I 

Müssen also schwierige Entscheidungen rasch El 
werden, so muß der Mensch durch Übergang zu technische] 
informationsverarbeitenden Einrichtungen entlastet wer 
den. In der Raketentechnik mit ihren konzentrierter) 


IVS 


| ] 


Mensch technische Einrichtungen 


prufende Systeme andernde Systeme 


| 


- 


Kodeprüfung der Zulässigkeitsprüfung, 


Verriegelungsschaltungen, 


Übertrogungstechnik Augen en 


Analog- und Digitalrechner Selbststeuereinrichtungen | 


Bild 16. Gliederung der informationsverarbeitenden Syste | 
(IVS) 


schnell zu verarbeitenden Informationseinflüssen war diel 
Notwendigkeit der weitgehenden Ablösung des Mensch: 
von der Informationsverarbeitung von vornherein gegebe: 
In der Flugüberwachung wird die Lösung dieser Problemi 
tik allmählich dringend. Wie in dieser Hinsicht die Verhä 
nisse in der Elektrizitätswirtschaft stehen, wird im folgei 
den bei der Betrachtung der Synthese der Verfahren der T: 
formationstechnik im Betrieb erörtert. 


Die Feststellung, daß der Entscheidungsfluß im Zentr& 
nervensystem des Menschen für die Informationsverarb4 
tung im Betrieb von technischen Organismen teilweise | 
langsam ist, bedeutet jedoch keine Herabsetzung der g# 
stigen Wertigkeit des Menschen. Seine Überlegenheit } 
ruht darauf, daß er nicht nur Informationen aufnimnli 
darstellt und programmäßig verarbeitet, sondern daß 


Tafel 2. Zeitbedarf für die Übertragung von 10 Wörtern |ı 
(nach Megla) 


Y Sender Empfänger 
Übertragungs- | Inform. | Umfor- | Umfor- | Inform. & 
art Verarb.| mung | mung | Verarb. | 
s s s 5 8 
Sprechen/Hören 
einfacher Text | 0,1...0,5 os 0,05...0,112,65...t 
schwieriger Text| 0,5...2 : 1 
Schreiben/Lesen | 
einfacher Text 2...d ER 
schwieriger Text| 10...20 0 nu vun 
genormte Kurz- f F 
befehle*) FS a en BR 
0,1...0,5 | 
FWT = 1 a 
| I 


*) zusätzlicher Gewinn durch wenig redundante Fassung 


mr ne 


> 
Bw. 


> 


Elektrizitätswirtschaft 


"darüber hinaus ihre Bedeutung denkend erkennt und auf 
"Grund dieser Erkenntnisse ständig neue Ordnungssysteme 
„entwickelt. Aufgaben dieser Art kann bis jetzt kein techni- 
"sehes informationsverarbeitendes System leisten. Ob es 
künftig, abgesehen von einfachsten Zusammenhängen (z.B. 
‚der elektronischen Maus im Irrgarten) lernende und den- 
‚\kende Automaten geben wird, welche die geistigen schöpfe- 
\sischen Aufgaben des Menschen über nshınen können, dürfte 
\nehr als @erlich sein. Am Ende wird immer herauskommen, 
laß solche Automaten in ihrer Arbeitsmethodik vom Men- 
"schen programmiert sind und daher nur ihren menschlichen 
Schöpfer von geistiger Kärrner-Arbeit befreien. 


"3.5.3. Technische Verfahren zur Informationsver- 
“ırbeitung 


" Für einen Überblick im Sinne dieser Betrachtungen sei 

 3ild 16 zugrunde gelegt; danach sind folgende drei Haupt- 

Ozruppen zu unterscheiden: 

© sruppe 1: Verfahren, die als Informationsverarbeitung le- 
diglich eine Prüfung der eingehenden Informa- 
tionen durchführen; 

äruppe 2: Verfahren, die aus der oder den eingehenden In- 

formationen neue andere Informationen ablei- 

ten; 

Verfahren, die auf Grund einer oder mehrerer 

Eingangsinformationen Informationsfolgen ver- 

anlassen. 


© 3ruppe 3: 


1.9.3.1. Verfahren nach Gruppe 1 
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> Verfahren dieser Gruppe ändern an der eingegebenen In- 
'©ormation nichts, sondern prüfen sie nur auf ihre Richtig- 
‚xeit. Verfahren dieser Art werden z.B. für Kodierungsprü- 
ungen in der informationserhaltenden Übertragungstech- 
ik verwendet oder erstrecken ihre Prüfung darauf, ob die 
©urch die eingegebene Information veranlaßte Änderung 
© er angesprochenen Informationsstruktur zulässig ist. Die 
örsterwähnte Gruppe soll nicht weiter betrachtet werden. 
=; Zur zweiten Gruppe gehören die Verriegelungsschaltun- 
‚en, die zum Durchführen der Zulässigkeitsprüfung soge- 
‚nannte logische Schaltungen anwenden. Das Anwendungs- 
Siebiet dieser Verfahren ist neuerdings durch Benutzung der 
'Ialbleiter-Elektronik erheblich erweitert worden; als Bei- 
Ipiel seien die Systeme ‚‚Simatie‘ und ‚„‚Logistat‘‘ erwähnt. 
= 'ür solche statischen Verriegelungsprobleme können — zu- 
‚Saindest für verwickeltere Aufgaben — die neu entwickelten 
“'ormen der logischen Algebra, auch ‚Schaltalgebra‘‘ ge- 
‚Jannt, mit Vorteil verwendet werden. 


, Ebenfalls in diese Gruppe zu rechnen sind die Auswahl- 
\Öerfahren der Fernmeßtechnik, die zur Sicherheitserhöhung 
“adundante Strukturen für Meßwerte, die über mögliche 
etriebsgefährdungen unterrichten sollen (z.B. aP/de bei 
\ieaktoren), anwenden. In der Praxis weitergehend einge- 
Jahrt ist die Anwendung der „2 aus 3°-Verfahren oder von 
© ystemen aus solchen. Die Korrelation der Meßwerte beim 
2 aus 3°-Verfahren stellt z.B. bei vernünftigen Annahmen 
ber die Lebensdauer der elektronischen Bauteile sicher, daß 
din betriebsgefährdender Fehler und auch ein Fehler, der 
ch nur in den Einrichtungen der Informationstechnik aus- 
"irkt, höchstens alle 122 Jahre vorkommen kann, wie von 
laltenecker gezeigt wurde. Sicher wird sich die redundante 
‚sleßwertprüfung für besondere wichtige Informationen 
"weiter in der Elektrizitätswirtschaft durchsetzen. Die Aus- 
rahlverfahren ahmen übrigens die von lebenden Organis- 
‚en für Abbildung wichtiger Informationen angewendeten 
"erfahren, selbstverständlich in beschränktem Umfange, 
‚sch. 


5.3.2. Verfahren nach Gruppe 2 


"| Verfahren dieser Art bilden die sichtbar im Vordergrund 
"ehenden informationsverarbeitenden Systeme mit ver- 
hiedenen Höhen der Verarbeitungsfunktion. Am Anfang 
‚leser Reihe stehen die einfache Graz wertüberwachung, 
n Ende die Analog- und Digitalrechner. Die Anwendungs- 
'enzen beider armen von Rechnern sind fließend. Dort, 
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wo es auf größere Schnelligkeit bei beschränkten Anforde- 
rungen an die Genauigkeit ankommt, werden im allgemeinen 
Analogrechner eingesetzt und umgekehrt. Analogrechner 
werden auch weitergehend in Formen von Netzmodellen — 
seien es Gleich- oder Wechselstrom-Netzmodelle — zum Lö- 
sen aller Arten von Netzproblemen eingesetzt. Neuerdings 
tritt jedoch der Digitalrechner auch auf diesem Sonderge- 
biet in Wettbewerb, insbesondere zur Lösung von Proble- 
men, die analog nicht genügend genau erfaßt werden kön- 
nen, wie Stabilitätsuntersuchungen. 


Außer den bereits angedeuteten Anwenden der 
Digitalrechner seien noch genannt die Verwendung für Pro- 
bleme des Leitungsbaues, ‚des Hochbaues bei Kraftwerken 
und Schaltanlagen, des Maschinenbaues bei Kraftwerken 
sowie der Wärmewirtschaft, wasserwirtschaftlichen Unter- 
suchungen der Tendenz der Absatzentwicklung. Offenbar 
deutet sich bereits jetzt an, daß man beide Formen der 
Rechner im Betrieb anwenden wird, den Analogrechner 
fest zugeordnet an den entsprechenden Stellen des Betriebs- 
geschehens und auf besondere kontinuierlich zu lösende 
technische Betriebsaufgaben zugeschnitten, den Digital- 
rechner zur Lösung allgemeiner technischer Probleme. 


Einen besonderen Raum wird in dieser Gruppe künftig 
die Meßwertverarbeitung mit zunehmendem Umfang der 
durch die Verfahren der Fernbedienungstechnik herange- 
brachten Meßinformationen einnehmen. Bis jetzt werden 
Meßwertverarbeitung mit den üblichen Analogverfahren 
für tarifliche Zwecke (z.B. Bestimmung des !/,-stündlichen 
Mittelwertes der Gesamtleistung) durchgeführt. Die wesent- 
liche Aufgabe liegt künftig in der Datenreduzierung und der 
geordneten leicht verarbeitbaren Datenspeicherung. Zu 
diesem Zweck werden digitale Formen der Meßwertdarstel- 
lung angewendet. 


Bezüglich der Datenreduzierung sind die Verfahren der 
Grenzwertüberwachung und der Ermittlung von kriti- 
schen Betriebskenngrößen zu erwähnen. 


Im allgemeinen interessiert den Normalbetrieb vom Si- 
cherheitsstandpunkt nicht der Meßwert an sich, sondern 
nur seine Lage innerhalb zulässiger Grenzen. Die Grenz- 
wertüberwachung löst diese Aufgabe. 


Als Beispiel für die Ermittlung der kritischen Betriebs- 
kenngrößen aus dem Bereich der Elektrizitätsversorgung 
sei die laufende Ermittlung des Wärmewirkungsgrades von 
Dampfkraftwerken erwähnt. Sie stellt zweifelsohne ein we- 
sentliches Mittel für die Optimierung der Betriebsführung 
von Dampfkraftwerken dar. 


Die Datenspeicherung hat als Endziel die Weiterverar- 
beitung der Daten nach betrieblichen Gesichtspunkten mit 
dem Ziel der technisch-wirtschaftlichen Optimierung der 
Betriebsvorgänge. Für die Verarbeitung der großen Mengen 
an wirtschaftlichen Daten hat man den Digitalrechner 
schon in einer größeren Anzahl von EVU eingeführt. Von 
der technischen Seite müßte darauf geachtet werden, daß 
durch ein geeignetes Aufbauverfahren die Ergänzung dieser 
Anlagen so möglich ist, daß sie für die oben angedeuteten 
schwierigen Routine-Rechnungen des Betriebes mitverwen- 
det werden können. Hervorzuheben ist, daß für die Um- 
setzung der Analogwerte von Schrieben, die einen kostbaren 
Informationsbesitz in gespeicherter Form darstellen, in Di- 
gitalwerte elektronische Abtaster zur Verfügung stehen, die 
gestatten, diesen Informationsumfang für.die Datenverar- 
beitung leicht erfaßbar zu machen. Objektiv ist festzustel- 
len, daß Gas- und Wasserversorgung von diesen: neueren 
Verfahren der Meßwertverarbeitung bereits weitergehend 
Gebrauch machen (z.B. Anlagen der Hibernia in Herne, 
der Ruhrgas und Steag in Essen). 


8.5.3.3. Verfahren nach Gruppe 3 


Hierher gehört das Gebiet der selbsttätigen Steuerungen, 
seien sie zeitstarr oder funktionsabhängig, in Verbindung 
mit Systemen für logische Funktionsüberwachung. Das 
Vordringen der Fernbedienungstechnik mit der sich daraus 
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ergebenden Informationskonzentration in den Leitstellen 
wird dazu zwingen, Selbststeuerungen künftig in größerem 
Umfang einzusetzen. Dies bestätigen bereits die Erfahrun- 
gen aus dem gegenwärtig vorliegenden Entwicklungsstand. 
Die Reihe dieser bereits jetzt eingesetzten Verfahren be- 
ginnt mit einfachenselbsttätigen Umschaltungsaufgaben auf 
Grund der vom Netz gegebenen Informationen (Zu- und 
Abschaltung von Transformatoren und Leitungen, abhän- 
gig vom Betriebszustand u. dgl.) und führt über die Selbst- 
steuereinrichtungen zur Einstellung der Betriebszustände 
von Wasserkraftwerken im allgemeinen und Pumpspeicher- 
werken im besonderen zu den vor der Einführung stehenden 
Selbststeuereinrichtungen der Betriebszustände in der neu- 
zeitlichen Dampfkraftwerkstechnik. 

Abschließend seien die immer wichtiger werdenden Ein- 
richtungen zur Sicherung der Notstromversorgung für Ein- 
richtungen der Informationstechnik selbst genannt. Die 
Tendenz der Entwicklungen dieser Einrichtungen geht auf 
Grund der mit Leistungstransistoren gegebenen Möglich- 
keiten immer eindeutiger in Richtung der Sicherstellung 
einer pausenlosen, d.h. also völlig unterbrechungsfreien 
Notstromversorgung bei Netzausfall. 


9. Allgemeine Gesichtspunkte für die Zuordnung von 
technologischer Grundstruktur und Informationstechnik 


Das Lebensgesetz der Elektrizitätsversorgung, das auch 
im Energiegesetz verankert ist, verlangt einerseits sichere 
Versorgung mit elektrischer Energie, deren Qualität in 
einem begrenzten Schwankungsbereich liegt, anderseits 
preiswerte Versorgung. 


Im Zuge des Wachstums teilt sich zur optimalen Erfül- 
lung der Grundforderungen mit wachsender Lastdichte das 
Versorgungssystem in verschiedene Ebenen auf: 

1. Verbundnetz, 

2. Ebenen der Zwischenübertragung, 

3. Verteilungsebene. 


Wie bei allen größeren technischen Komplexen ergibt 
sich also im Wachstum des technischen Organismus eine 
arbeitsteilige Differenzierung der zu erledigenden Funktio- 
nen und damit eine verwickeltere Grundstruktur. Bei die- 
sen Voraussetzungen und weiterhin im Hinblick darauf, daß 
sich im gleichen Zuge wegen der zunehmenden Erfassung 
und damit Abhängigkeit immer größerer Teile der Volks- 
wirtschaft von der Elektrizitätswirtschaft die hinsichtlich 
der Betriebssicherheit gestellten Forderungen verschärfen, 
ist die umfassende Koordinierung der weitergehend ar- 
beitsteilig aufgegliederten Grundfunktion mit den Mitteln 
der BIT in entsprechend größerem Umfang notwendig. Die 
BIT muß dann nicht nur Mittel zur weitergehenden Erhö- 
hung der Betriebssicherheit stellen, sondern darüber hinaus 
auch wesentliche Beiträge zur Betriebsrationalisierung lie- 
fern. In unseren Tagen ist die Volkswirtschaft stark auf 
wirtschaftliche Perfektion ausgerichtet. Dieses Bestreben 
ist daher auch im Wachstum der Informationstechnik über- 
wiegend wirksam und beeinflußt vor allem das Wachstum 
der Fernbedienungstechnik. Allerdings hat die Elektrizi- 
tätsversorgung nie vergessen, daß die Erhaltung und Erhö- 
hung der Betriebssicherheit bei zunehmendem Verwick- 
lungsgrad der Betriebsfunktionen ebenfalls eine wirtschaft- 
lich zu Buche schlagende Aufgabe ist, deren sorgfältiger 
Beachtung die Elektrizitätswirtschaft unter anderem auch 
ihr kontinuierliches Wachstum verdankt. 


Bei der Zuordnung der entsprechenden Informations- 
technik besteht die Möglichkeit der völligen Zentralisierung 
der Führung des Betriebes oder einer Verteilung der Aufga- 
ben. Die Elektrizitätsversorgung ist auf ihrer gegenwärtig 
hohen Entwicklungsstufe in Richtung einer weisen Dezen- 
tralisierung der Führungsaufgaben nach dem Grundsatz ge- 
gangen, daß jede Aufgabe dort erledigt werden sollte, wo sie 
auf Grund der Betriebsstruktur am besten und zweck- 
mäßigsten erledigt werden kann. Dies führt zu einer ent- 
sprechenden Aufteilung der informationsverarbeitenden 
Stellen. 
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Elektrizitätswirtscha 


Mit dieser zweckmäßig aufgelösten Struktur der Inl 
formationsverarbeitung ahmt die Elektrizitätsversorgun 
die Struktur der Informationstechnik hoch entwickelteh 
Organismen nach. Insofern dürfte diese Entwicklung rie} 
tig sein. 

Weiterhin ist zu bedenken, daß die Elektrizitätsversor 
gung ein nicht oder nur beschränkt speicherbares Gut, di 
elektrische Energie, im kontinuierlichen Fluß zu erzeuge| 
und zu verteilen hat. Die Schwankungen der Größe dieschh 
Flusses liegen erfahrungsgemäß fest. Ebenso lassen sich di 
Wachstumstendenzen sicherer als in anderen Zweigen de " 
Volkswirtschaft übersehen. Auch über die Größe anomald 
Schwankungen, bedingt durch klimatische Einflüsse (Ge 
witter, Sturm und Kältefronten) liegen genügend Erfah 
rungen vor. Auf Grund dieses Sachverhaltes ist zu erwarte 
daß für den Normalbetrieb eine zunehmende Tendenz b4 
steht, die verhältnismäßig klar umrissenen Aufgaben de 
Informationsverarbeitung durch entsprechende technisch 
Einrichtungen erledigen zu lassen. Insbesondere lassen sie} 
schwierige technisch-wirtschaftliche Optimierungsaufgaben 
die mit wachsender Betriebsgröße immer bedeutsamer wei Ä 
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den, mit den Mitteln der neuzeitlichen Informationstechni 
weitergehend sogar in Abhängigkeit vom kontinuierliche 
Fluß der Betriebsgrößen lösen. 


Der gestörte Betrieb ist dagegen durch das unerwartet 
und völlig ungeordnete Auftreten rascher Folgen von “ i 
stands- und Vorgangs-Änderungen gekennzeichnet. Zahl | 
Länge und Bedeutung dieser Folgen müssen mit zunehmen 
dem Betriebsumfang wachsen. Bei der Verarbeitung dd 
entsprechenden Informationsfolgen sind folgende Grund 
aufgaben zu lösen: 


1. Beseitigung unmittelbarer Betriebsgefährdungen; 

2. Eingrenzung des Umfanges der Störwirkung und 
möglichst schnelle, vollständige Beseitigung der Au! 
wirkung der Betriebsvorfälle auf die Abwicklung d! 
gestellten Betriebsaufgabe. 


9.1. Beseitigung von Betriebsgefährdungen 

Die unmittelbare Beseitigung von Betriebsgefährdungd 
ist Aufgabe der Schutztechnik, die mit ihren information 
verarbeitenden Einrichtungen selbsttätig die Betriebste‘ 
vor zerstörenden Wirkungen durch Herausnehmen aus de! 
Betriebsgeschehen schützt. Mit wachsendem Verwickelung 
grad der technischen Grundeinrichtungen des Betrieb 
werden auch die Einrichtungen der Schutztechnik umfa‘ 
sender und in ihrer Struktur verwickelter, wie die umfasse fi 
den Schutzsysteme von Großgeneratoren, Großtransfo 
toren und Höchstspannungsleitungen zeigen. Insofern m 
die Schutztechnik sinnvollmitden umfassender gestellten Bl 
triebsaufgaben mitwachsen. In diesem Zusammenhang ! 
nochmals erwähnt, daß unter Umständen bei besondd 
schutzwürdigen Objekten Auswahlverfahren, welchedieK 
relationsmethoden lebender Organismen für Information 
über lebenswichtige Funktionen nachahmen, künftig weitd 
gehend angewendet werden. Allgemein kann demzufolge g 
sagt werden, daß die Schutztechnik immer weitergehend vi 
Bausteinen und Verfahren der Informationstechnik dure | 
drungen wird. 


9.2. Eingrenzung und Beseitigung der Störwirkungen 

Dieser Bereich wird weitgehend von den menschlichl” 
Informationsverarbeitern in den Leitstellen bisher erledij 
Die Frage ist, ob bei der Informationskonzentration mit? 
nehmender Anwendung der Verfahren der Fernbedienung 
technik die menschlichen Informationsverarbeiter den stä 
dig steigenden Anforderungen an ausreichende Schnellll = 
keit in der Verarbeitung dieser wachsenden Informatio1 
mengen auf lange Sicht noch gewachsen sind. Die praktisd 
Entwicklung zeigt, daß man auch in dieser Hinsicht 1’ 

müht ist, den menschlichen Informationsverarbeiter bei ( 
Bearbeitung ungeordneter, unerwarteter und selten e| 
tretender Informationsfolgen bei entsprechenden Betrie 
vorfällen zu entlasten. 


ei 
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Im folgenden soll an Hand einer Betrachtung des gegen- 
eigen Standes der Struktur der Informationstechnik 
ler Verbundebene und der Verteilungsebene gezeigt werden, 
rie weit die praktische Entwicklung den eben gezeigten all- 
\emeinen Gedankengängen gefolgt ist und welche Ent- 
\ricklungsnotwendigkeiten noch vorhanden sind. 


' .3. Zur Struktur der Informationstechnik der Verbundebene 
| Bild 17 gibt einen Einblick in die Struktur und die Ele- 
j aente der Informationstechnik der Verbundebene. Für den 
 Tormalbetrieb ist festzustellen, daß mit Abbildung der 
Sichalterstellungen und des Leistungsflusses der Lastver- 
“ailer ein umfassendes und genügend schnell den Änderun- 
en folgendes Abbild der Zustände und Vorgänge in der 
bene der technologischen Grundstruktur erhält. Von den 
Swfgaben der Spannungs- und Blindleistungsregelung ist 
_ er Lastverteiler weitgehend durch dezentrale Regelein- 
Siehtungen entlastet. Das gleiche gilt für Frequenz- und 
F eistungsregelung im eigenen Netz und in Zusammenarbeit 
U 1it Nachbarnetzen, die durch die Netzkennlinien-Regelung 
Frledigt wird. 

Für die wirtschaftliche Optimierung von Erzeugung und 

‚erteilung stehen Rechner zur Verfügung, die jederzeit vom 

''ersonal des Lastverteilers mit Informationen versorgt und 
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om 17. Struktur der Informationstechnik eines neuzeitlichen 
Lastverteilers 
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ı TF Trägerfrequenz 
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“dient werden. Solche Einrichtungen haben z.B. Bayern- 

 'erk und Preußenelektra bereits seit längerer Zeit mit 

Öıtem Erfolg in Betrieb. Die volle Selbststeuerung der wirt- 

haftlichen Netzoptimierung mit den aus dem Netzbe- 

"Sieb eingehenden Informationen ist möglich (z.B. Silomat). 

it eingewendet worden, daß die Benutzung dieser Ein- 
j 


“ishtungen durch Ersparnis der Brennstoffkosten lediglich 
le Kosten für diese Einrichtungen einbringt. Solche Ein- 
"mdungen sehen diese Zusammenhänge wohl zu sehr aus 
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dem rein monetären Aspekt und berücksichtigen die viel 
schwerer wiegenden und über längere Zeiten wirksam wer- 
denden betrieblichen und volkswirtschaftlichen Auswirkun- 
gen nicht oder zu wenig. 


Für den gestörten Betrieb — wobei als wesentliche Stör- 
wirkung Leitungs- oder Generatorausfall oder beides im 
Vordergrund stehen — erhält der Lastverteiler in 1 bis 2 s 
die entsprechenden Informationen im Netzbild und noch 
schneller im Leistungsflußbild. Er muß dann auf Grund der 
Informationen nach entsprechender Informationsverarbei- 
tung seinen Betrieb so zu stabilisieren versuchen, daß keine 
Lieferungsunterbrechung bei den Verbrauchern oder allen- 
falls eine auf geringsten Umfang beschränkte Lieferungs- 
unterbrechung mit tragbaren Qualitätsänderungen ent- 
steht. Seine Entschlüsse kann er mit normierten Kurzbe- 
fehlen oder aber durch fernmündliche oder fernschriftliche 
Anordnungen bekanntgeben. Die Tatsache, daß es — wenn 
auch selten — zu umfassenderen Teilabschaltungen oder — 
sehr selten — sogar zu völligen Netzzusammenbrüchen 
kommt, mag als Hinweis gelten, daß man im Zeichen der 
Informationskonzentration durch die Fernbedienungstech- 
nik der Beschleunigung der Informationsverarbeitung im 
gestörten Betrieb noch einige Aufmerksamkeit widmen 
sollte. 


In dieser Hinsicht sind folgende Möglichkeiten zu erwä- 
gen: 
1. Programmierung der menschlichen Informationsver- 
arbeitung für vorkommende Betriebsvorfälle; 


2. Einführung der Fernsteuerung anstelle der Fernüber- 
wachung; 

3. Entlastung des menschlichen Informationsverarbei- 
ters durch informationsverarbeitende Einrichtungen. 


9.3.1 Programmierung der Informationsverarbei- 
tung 


Die Grundlage für die Programmierung liefert die Ana- 
lyse der vorkommenden Störungen. Sie wird neuerdings 
durch informationsspeichernde Geräte erleichtert, die den 
ganzen Ablauf der Zustands- und Vorgangsänderungen 
exakt festhalten. Ergänzt werden können die so präzisiert 
erfaßten Betriebserfahrungen durch Durchdenken mög- 
licher Formen von Netzstörungen, für deren Auftreten eine 
gewisse Wahrscheinlichkeit besteht. In Amerika sind Ver- 
bundunternehmen dazu übergegangen, die Programmierung 
der Erledigung seltener Betriebsvorfälle auf dieser Grund- 
lage durch regelrechte Planspiele schulmäßig zu üben. 


Voraussetzung für den Erfolg der zusätzlichen Program- 
mierung für die Erledigung seltener schwieriger Betriebs- 
vorfälle ist, daß das eingesetzte Personal mit seinen vorge- 
gebenen geistigen Grundeigenschaften für diese Aufgabe 
überhaupt geeignet ist. Dies stellt die Problematik des psy- 
chologischen Eignungstestes zur Debatte. Vermutlich ist 
diese Problematik auf der Verbundebene nicht so von Be- 
deutung, weil hier im allgemeinen im Denken geübtes Per- 
sonal an den Führungsstellen eingesetzt ist. Nicht ganz so 
günstig liegen die Verhältnisse in den Netzwarten der Ver- 
teilungsebene, wie später gezeigt wird. 


Von Bedeutung für die Verbundebene dürfte auch die 
Frage sein, ob die Zusammenarbeit der Lastverteiler noch 
weitergehend optimiert werden kann. Die Ingenieure der 
Lastverteiler bilden ja letztendlich eine menschliche Ge- 
meinschaft, die aus im Denken besonders geschulten Ein- 
zelpersönlichkeiten besteht, mit einer übergeordneten ge- 
meinsamen Zielsetzung. Mit der Optimierung des Verhal- 
tens menschlicher Gemeinschaften beschäftigt sich ein 
neuer Zweig der Experimentalpsychologie, die ‚‚Gruppen- 
dynamik“. Für besonders einfach gelagerte diesbezügliche 
Probleme der Fertigungsindustrie sind mit den Methoden 
der Gruppendynamik recht beachtliche Erfolge in der Op- 
timierung der Zusammenarbeit erzielt worden. Ob die An- 
wendung dieser Methodik auf eine Gemeinschaft mit so 
schwierigen Aufgaben möglich ist, ist derzeit eine offene 
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Frage. Die praktischen Erfahrungen bei besonders schwie- 
rigen Vorfällen scheinen jedoch darauf hinzuweisen, daß es 
vermutlich ratsam wäre, auch einmal von dieser Seite zu 
versuchen, festzustellen, ob eine weitergehende Optimie- 
rung der Zusammenarbeit erreichbar ist. 


9.3.2. Fernsteuerung statt Fernüberwachung 

Die Fernsteuerung vermeidet die menschlichen Zwischen- 
glieder und damit die aus den vorausgegangenen Betrach- 
tungen sich ergebenden Verzögerungen, aber auch zusätz- 
liche Unsicherheiten in der Informationsverarbeitung. Sie 
ermöglicht also dem Lastverteiler ein rascheres Handeln. 
Bei den gekennzeichneten Voraussetzungen ist anzuneh- 
men, daß sie sich, auf lange Sicht gesehen, auch auf der Ver- 
teilungsebene, die bisher weitgehend nach Bild 18 auf 
Fernüberwachung zugeschnitten ist, durchsetzen wird. 


9.3.3. Informationsverarbeitende Einrichtungen 

Eine bemerkenswerte Einrichtung, die dem Lastverteiler 
das Krledigen schwieriger Fälle durch „Vorausdenken‘“ er- 
leichtert, ist im Zentral-Lastverteiler der englischen Elek- 
trizitätsversorgung in Entwicklung. Es handelt sich um 
einen Simulator, der im Normalzustand das vorgegebene 
Leistungsflußbild darstellt und durch Vortäuschen von Lei- 
tungsausfällen die Änderung des Leistungsflusses und ge- 
fährdende Leitungsüberlastungen anzeigt. Der Lastvertei- 
ler kann mit diesem Hilfsmittel gefährliche Lagen im vor- 
aus erkennen und entweder Maßnahmen zu ihrer Beseiti- 
gung durchführen oder, wenn er das nicht kann oder will, 
sich auf die Lösung einer gegebenenfalls eintretenden ge- 
fährlichen Lage vorausschauend einstellen. Man könnte dar- 
an denken, in dem Simulator auch den Ausfall größerer Ge- 
neratoreinheiten zu simulieren und deren Auswirkung auf 
die Frequenzhaltung u. dgl. vorausschauend darstellen. Aus 
einer solchen umfassenden Informationsverarbeitung lassen 
sich dann auch letztlich unmittelbar Informationen über 
die vom Lastverteiler unter solchen Voraussetzungen durch- 
zuführenden weiteren Maßnahmen ableiten, wobei man 
dem Personal des Lastverteilers als Zwischenkontrolle die 
endgültige Entscheidung überlassen oder auch die Informa- 
tionen unmittelbar an den Betrieb in besonders gefahrdro- 
henden Fällen herausgeben kann. Z.B. könnte die Infor- 
mationsverarbeitung, abhängig von der Frequenzlage, Um- 
fang und Art der notwendigen Entlastung angeben unter 
Beachtung der Unterbrechungsempfindlichkeit wichtigerer 
Abnehmer und Abnehmergruppen. Schließlich könnte sie 
unter Beachtung vorgegebener Netzparameter die zweck- 
mäßigste Form der Auflösung des Verbundnetzes in lebens- 
fähige Inseln als Grundbestandteile für den Wiederaufbau 
des Verbundbetriebes ermitteln. 


Wie weit man künftig in der angedeuteten Richtung ge- 
hen sollte, ist derzeit eine offene Frage. Immerhin mögen die 
Betrachtungen zeigen, daß Entwicklungen zur Beseitigung 
der bei der Erledigung seltener Betriebsvorfälle mit wach- 
sendem Betriebsumfang wirksam werdenden Unsicherhei- 
ten in der Informationsverarbeitung im Gange sind. 


10. Struktur der Informationstechnik der Verteilungsebene 
10.1. Allgemeines 

Einen Einblick in die Struktur der Informationstechnik 
der Verteilungsebene gibt Bild 18. Zentralstelle der Infor- 
mationsverarbeitung in der Verteilungsebene ist die Netz- 
warte, die eine begrenzte Zahl von Umspannwerken und zu- 
gehörigen wichtigen Schaltstellen führt. Für den Normal- 
betrieb erhält der menschliche Informationsverarbeiter in 
der Netzwarte alle notwendigen Informationen über Stel- 
lung der wichtigsten Schalter und die wiehtigsten Leistungs- 
quellen, und er kann durch Fernsteuerung an diesen Stellen 
unmittelbar eingreifen. Abhängig von der Belastungsdichte 
wird auch die Fernüberwachung weiter ausgedehnt. Dies 
ist vor allem in der städtischen Versorgung in zunehmen- 
dem Umfang der Fall. Natürlich wäre eine gleiche Entwick- 
lung in der ländlichen Versorgung erwünscht. Sie scheitert 
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Ebene des TO Netzzustond } Leistung Spannung 
Schalter 
Meldungen __Betehle | Tronstormatoren- Netz- 
a und personal andere ü 
Leitungs- ‘ F 
er Belastung, Regelung (M) (W) (nW) } 
Selbststeuer- Zählung 


einrichtung 


I C-Serienverfohren 
IRA, WI, einfache FVV 


Intormations - 
Abbildung 


Impulsfrequenzverfahren 
Intensitätsverfahren 


LK, FFLH, ITFH), UKW-Rundstrahlfunk 


u TF, WT, einfache FVV, Kleinrichtfunk 


Informations - 
Darstellung 


Netzbild Worntafeln 


zentrle M = Re 
Informations Te] = 7777 "002 EVER 


Verarbeitung M 


1 F Meßwertverarbeitung .. 


Bild 18. Struktur der Informationstechnik einer Netzwarte dd 


Verteilungsebene 
TRA Tonfrequenz-Rundsteuerung 
FVV Frequenz-Vielfachverfahren 
LK Luftkabel 
FFLH Fernmelde-Freileitung am Hochspannungsgestänge 
UKW VTUltrakurzwelle 
LV Lastverteiler 
NW _Netzwarte 


Die übrigen Abkürzungen sind bei Bild 17 erläutert. 


hier jedoch an den Aufwendungen für die Übertragungsteclf | 
nik, namentlich dann, wenn die Unternehmen im Zug ihr” 
Wachstums das Wachstum der Übertragungstechnik nich 
gefördert haben. Besonders in den letzterwähnten Fälld” 
muß man versuchen, durch geeignete Gestaltung der Net} 
konstellation die Erfassung des Netzes durch eine möll 
lichst kleine Zahl von Schaltstellen zu ermöglichen. 
10.2. Struktur der TT im Normalbetrieb | 
Der wachsende Informationsumfang zwingt bereits 7 
Normalbetrieb dazu, den Bereich der Fernbedienung durd 
Einführen von informationsverarbeitenden Systemen : 1 
wohl aus betrieblichen als auch aus wirtschaftlichen Grüli 
den einzuengen. In diesem Zusammenhang sind folgenf 
Formen zu nennen, die im Betrieb bereits angewendet w' 
den: 


| 
1. Erledigung kontinuierlicher Überwachungsvorgänge 
durch Regelkreise, f 


2. selbsttätige Prüfung verwickelter Schalthandlungt 
dureh logische Schaltungen, 

3. selbsttätige Durchführung schwieriger Schaltungen e# 
schließlich der Prüfung auf Zulässigkeit, 

4. selbsttätige oder programmgesteuerte Zuschaltung v | N 
Spitzenkraft-Generatoren kleinerer bis mittlerer Leist j 
oder von Kleinwasserkräften, abhängig vom Dargebof 


10.2.1. Regelung durch Regelkreise 


Hier sind insbesondere Spannungsregelung und auch 
ter Umständen Blindlastregelung zu nennen. Des weiter: 
bürgert sich auch das selbsttätige Abstimmen der Lös« 
spule in gelöschten Netzen ein. 


10.2.2. Prüfen verwickelter Schalthandlungen 


Neuerdings werden zum Lösen dieser Aufgabe logiscı E 
Schaltungen mit Bausteinen der Halbleiter-Elektronik u 
wendet. Die Meinungsverschiedenheiten über Anwendv 
solcher selbsttätigen Überwachungsschaltungen klären s| 
wohl immer weitergehend so, daß die Notwendigkeit i 
Einführung vom Verwicklungsgrad der zu überwachend 
Anlage abhängt. Bei Fernsteuerung von Trennern ist | 
Anwendung selbstverständlich. Ebenso klar ist, daß die 
formationskonzentration mit dem Wachstum der Fernf 
dienungstechnik in gleicher Richtung wirkt. 


’ 

' L 
% 
if 
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"10.2.3. Selbsttätiges Durchführen schwieriger 
"Sehaltungen 


= Hier ist die Durchführung verwickelter Schaltungen in 
größeren Anlagen mit Programmierung durch Lochkarten- 
‚Steuerung zu erwähnen, die bereits angewendet wird. Es 
könnte sein, daß der weitere Entwicklungsweg zu einer 
"Selbststeuerung der Schaltungen etwa nach Art der Gleis- 
\bildstellwerke derart führt, daß im das Schaltbild nur noch 
der zu schaltende Stromweg eingetastet wird. Vom Sicher- 
Jheitsstandpunkt dürften gegen solche künftigen Lösungen 
"im Hinblick auf die höheren Sicherheitsanforderungen der 
"Stellwerktechnik kaum Bedenken zu erheben sein. Eher 
" Türften die Grenzen für einen solchen Entwicklungsweg in 
“wirtschaftlichen Erwägungen liegen. In diesem Zusammen- 
Jaang sei auch das bereits weitergehend betrieblich ange- 
wendete selbsttätige Zu- und Abschalten von Transforma- 
“soren nochmals erwähnt, das in diesen Fällen abhängig von 
"Kriterien des Netzes und unter Berücksichtigung der eige- 
zen Zustände des Transformators, z.B. Vorliegen von Buch- 
ıolz-Warnung, vorgenommen wird. 

ie 

10.2.4. Selbsttätiges Zuschalten von Generatoren 


a Man könnte heute z.B. Verbrennungsturbinen mit Lei- 
tungen bis 25 MW mit selbsttätigen Steuerungen hochfah- 
‚en und außer Betrieb setzen. Die Selbststeuerung der Be- 
riebszustände von Pumpspeicherwerken ist seit langem im 
3etrieb bewährt und üblich. Kleine Wasserkräfte können 
Uhren Betrieb mit diesen Mitteln voll selbsttätig abwickeln. 
| 
10.2.5. Zukünftige Entwicklung 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Netzwarten für 
len Normalbetrieb weitgehend von übermüdenden Über- 
hungsaufgaben entlastet sind. Das gleiche gilt für die 
eitigung von Unsicherheiten bei der Abwicklung schwie- 
‚iger Vorgänge durch Selbststeuereinrichtungen verschiede- 
ıer Art, deren Einführung eine Notwendigkeit ist, die sich 
us der Informationskonzentration in den Leitstellen mit 
len Mitteln der Fernbedienungstechnik ergeben hat. Trotz- 
"lem entstehen immer wieder Meinungsverschiedenheiten, 
ab man diesen Weg weiter gehen sollte oder nicht. Vernünf- 
erweise wird dabei immer mehr die Forderung gestellt, 
aß man diese Einrichtungen zwar nicht ablehnt, aber auf 
len Fall die unmittelbare Steuerung durch den Menschen, 
bei den praktischen Ausführungsformen immer gewähr- 
tet ist, auch geübt wissen will. Wo diese Übung im Betrieb 
"üeht möglich ist, kann sie durch Planspiele an Hand von 


1x 


Schaltplänen unter Umständen an Simulatoren durchge- 
"ührt werden. 


0.3. Struktur der IT im gestörten Betrieb 
Ü Im gestörten Betrieb hat die Netzwarte der Verteilungs- 
bene an sich weitergehende und schnellere Einflußmöglich- 


zeiten als der Lastverteiler der Verbundebene ; denn im Ge- 


Netzwarte der Hastra in Tafel- und 
Felderbauweise 


gensatz zum letztgenannten kann sie durch Fernsteuerung 
unmittelbar in den Betrieb eingreifen. Die offene Frage ist 
nur, ob sie auf Grund des Bildes, das die Informationstech- 
nik bei Netzvorfällen liefert, schnell genug entscheiden kann, 
um Betriebsvorfälle, soweit dies nicht bereits seitens der se- 
lektiv arbeitenden Schutztechnik geschehen ist, auf ge- 
ringste Störungswirkweite einzugrenzen. Anzunehmen ist, 
daß auch hier der Schwierigkeitsgrad der Entscheidungen 
mit dem ständigen Informationswachstum der Netzwarten 
größer wird. Die Mittel zur Verbesserung der Lösung dieser 
Problematik sind folgende: 
1. Erleichterung der Entscheidungen durch eine klar über- 
sehbare leicht erfaßbare Darstellung der Informationen ; 
2. Programmierung der Erledigung von selteneren Betriebs- 
vorfällen durch entsprechende Ausbildung; 
3. Erledigung schwieriger Vorgänge durch informationsver- 
arbeitende Einrichtungen ; 
4. Sicherstellung der ausreichenden Eignung des mensch- 
lichen Informationsverarbeiters durch entsprechende 
psychologische Auslesetests. 


10.3.1. Darstellung der Informationen 

In dieser Hinsicht ist vor allem die übersichtliche Dar- 
stellung der Informationen im Funktionszusammenhang — 
d.h. im vorliegenden Fall im Netzzusammenhang —, die 
nur mit Kleinbauteilen möglich ist, zu erwähnen. Eine Dar- 
stellung dieser Art, wie sie bei der Hastra eingeführt ist, 
zeigt Bild 19. In der elastischen Felderbauweise sind die 
einzelnen Felder noch in Tafeln aufgelöst. Netzbild und 
Merkschalter werden aufgeklebt (Bild 20). Noch größere 
Beweglichkeit in der Anpassung an die Wachstumsvorgänge 
des Netzes bietet die Mosaikbauweise. Außerdem sind in den 
Netzwarten entsprechende Erfordernisse hinsichtlich der 
richtigen Beleuchtung, der Akustik und des Raumklimas zu 
beachten. Vor allem muß die Darstellung das Auflösungs- 
vermögen des am meisten beanspruchten Sinnesorganes des 
Netzwartenpersonals — des Auges — entsprechend berück- 
sichtigen. In dieser Hinsicht ist die Einführung der An- 
wahlsteuerung zu erwähnen, die durch getrennte Darstellung 
von Steuerung und Meldeinformationen eine größere Frei- 
zügigkeit und daraus sich ergebend auch eine größere Klar- 
heit in der räumlichen Darstellung des Meldezusammen- 
hanges größerer Netze gibt. 


10.3.2. Programmierung seltener Betriebsfälle 


Hier gilt das zum gleichen Punkt bei der Verbundebene 
(Abschnitt 9.1) Gesagte sinngemäß. 


10.3.3. Informationsverarbeitende Einrichtungen 


Folgende Formen der Selbststeuerung werden im Betrieb 
bereits jetzt angewendet und erprobt: 


Bild 20. Geklebtes Schaltbild mit aufgeklebten Merkschaltern 
für eine Schaltstation aus der Steuertafel von Bild 19 


650 


l. Umschaltung der Sammelschienen von Umspannwerken 
oder wichtigen Hochspannungsabnehmern bei Leitungs- 
ausfällen auf intakte Zuspeisungen, 


DO 


. Umschaltung von Transformatoren bei Betriebsvorfällen 
im Transformatorbereich, 

3. selbsttätige Erdschlußsuche. 

Selbststeuereinrichtungen dieser Art werden auch als Netz- 

automatisierung bezeichnet. Sie können bei ihren Maßnah- 

men alle eingehenden zusätzlichen Parameter, wie Belast- 

barkeit der Leitungen, berücksichtigen. 

Da die Entwicklung der Verteilungsebene in Richtung in 
sich vermaschter Inselnetze geht, könnte auch daran ge- 
dacht werden, die Aufteilung der Belastung eines Umspann- 
werks bei völligem Ausfall der Einspeisung auf Nachbar- 
speisepunkte durch Selbststeuerung zu erledigen. 


Wo die Grenzen zwischen Erledigung durch Selbststeuer- 
technik und Fernbedienung von der Netzwarte aus künftig 
liegen, muß wohl jeweils an Hand der vorgegebenen Para- 
meter ermittelt werden. Die optimale Lösung im Einzelfall 
wird offenbar beide Formen der Informationstechnik wohl 
abgewogen zum Einsatz bringen müssen. 


Ob am Ende dieses Weges auch die Informationsverar- 
beitung in der Netzwarte auf Grund der aus dem Netz ein- 
gehenden Informationen mehr oder weniger weitgehend 
durch informationsverarbeitende Systeme erledigt werden 
wird, ist beim gegenwärtigen Stand der Dinge eine offene 
Frage, für deren Lösung allerdings die geistigen und tech- 
nischen Voraussetzungen bereits jetzt bereitstehen. 


10.3.4. Eignung des menschlichen Informations- 
verarbeiters 


In dieser Hinsicht liegen die Verhältnisse in der Vertei- 
lungsebene anders als in der Verbundebene. Die amerika- 
nische Elektrizitätswirtschaft hat daher bereits seit Ende 
der zwanziger Jahre psychologische Eignungstests für 
Schaltwärter eingeführt, und sie hat damit nachweislich 
gute Erfolge erzielt. 


11. Wirtschaftlichkeitsgrenzen für den Einsatz der betrieb- 
lichen Informationstechnik 
Es ist klar, daß in dem Bemühen, die Betriebssicherheit 
zu erhöhen, der absolute Aufwand auf den verschiedenen 
Versorgungsebenen verschieden hoch ist, abhängig von 
ihrer Bedeutung für die Versorgung der Volkswirtschaft. 
Relativ betrachtet dürften sich aber die gleichen Anteile in 
der Gesamtinvestition für alle Ebenen ergeben. Eine um 
1950 durchgeführte Rohabschätzung führte damals bei 
einigen Betrieben zu Anteilen der betrieblichen Informa- 
tionstechnik von 2 bis 3%, der Gesamtinvestition für tech- 
nische Zwecke. Bereits die einige Jahre später durchgeführ- 
te Abschätzung für den Investitionsbedarf einer geeignet 
gestalteten Informationstechnik für den 380-kV-Ring 
führte zu 5% der Gesamtaufwendungen. Heute, bei einem 
erhöhten Bedarf an Einrichtungen der Informationstechnik, 
dürften die notw endigen Aufwendungen zwischen 5 und 
10% liegen. Dort, wo ein erheblicher nme insbe- 
sondere inder Übertragungstechnik, vorhanden ist, dürften 
die notwendigen Aufwendungen noch höher liegen. In die- 
sem Te aneahang sei kn daß die Bundesbahn bei 
Großbauten bereits in der Mitte der fünfziger Jahre mit 
einem Aufwand von etwa 7,5% für die Informationstechnik 
rechnete. In der Großchemie rechnet man heute bei voll 
selbsttätigen Prozessen mit einem Anteil für die Informa- 
tionstechnik von 25 bis 30%, des Gesamtaufwandes. Die 
Energieversorgung ist, wie der Prozeß der Großchemie, ein 
kontinuierlicher Erzeugungs- und Verteilungsprozeß, nur 
mit dem Unterschied, daß einerseits der Prozeß durch die 
weiträumige Struktur und die nur beschränkt beeinflußba- 
ren Umwelteinflüsse, die sich als Belastungsänderungen aus- 
wirken, verwickelter gestaltet ist und anderseits von großer 
Bedeutung für das gesamte volkswirtschaftliche Geschehen 
ist. Die vorher aufgezeigten Zahlen und ihre Entwicklungs- 
tendenzen scheinen somit keinesfalls zu hoch gegriffen. 
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Abschließend sei daratıf hingewiesen, daß mit den Mittel) 
der Informationstechnik nicht nur die Erhöhung der Bel 
triebssicherheit zu erreichen ist — die Wirtschaftlichkei W 
solcher Zielstellungen wird von manchen, die den Rahme: \ 
ihrer wirtschaftlichen Betrachtungen zu eng ziehen, nu fi 
schwer eingesehen —, sondern daß darüber hinaus mit den! I 
richtigen Einsatz der Informationsteohnik eine außerordentl 
liche Förderung der Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu er j 
reichen ist. Für die Verteilungsebene läßt sich dies z.B. fül 
die Fernsteuerung von Umspannwerken einfach nachweisen] 


12. Soziologische Randbedingungen für das Wachstum dell 
Fernwirktechnik 


Wenn der Betrieb die Mittel der Informationstechnik wei 
tergehend einsetzen will, braucht er Fachleute, die mit die) 
ser Technik umgehen können. An solchen Fachleuten be ch 
steht derzeit großer Mangel. Aus diesem Dilemma kann ma: 
sich am besten durch zusätzliche Ausbildung geeignetef 
Nachwuchskräfte aus dem eigenen Betrieb helfen. Bei det } 
Auswahl der Auszubildenden ee; man sich allerdings kla 
sein, daß diese Nachausbildung viel persönlichen Energidill 
aufwand verlangt, der im allgemeinen i in einer so nüchter! \ 
denkenden Zeit nur a wird, wenn es sich entf 
sprechend lohnt. Bedauerlich ist, daß nur an verhältnis ‚A 
mäßig wenigen Stellen für diese Nachwuchskräfte die Mögl } 
lichkeit der Ablegung einer Meisterprüfung besteht. Auch 
dies ist in unserer auf Einordnung nach Prüfungsnachweil N 
sen stark abgestellten Volkewirsehäft ein Hemmnis für dir 
Leistungswilligen. Wir sollten es im Interesse der Gesam 
volkswirtschaft möglichst rasch beseitigen. 


nn 


Ebenso muß sich die Elektrizitätsversorgung klar sei 
daß sie geeigneten Nachwuchs für diese Technik von Hoch 
schulen Sage Höheren Technischen Lehranstalten nur danlı ” 
bekommt, wenn sie diesen Fachleuten, die bei der re 
schen Entwicklung auf ihrem Arbeitsgebiet eine hohe Au 
beitsmoral haben müssen, eine entsprechende Entwieli 
lungsmöglichkeit im Betrieb gibt. In dieser Hinsicht liegeh 
immerhin schon Anfänge für eine zweckmäßige Gestaltunt 
insofern vor, als verschiedene EVU schon dazu übergoganm 
gen sind, die Informationstechnik einschließlich der Gebiesk 
Zähltechnik und Schutztechnik im weitesten Sinne dd 
Wortes als selbständiges Hauptgebiet gleichverpflicht 
und gleichberechtigt neben die Starkstromtechnik zu stel " 
len. Auch in manchen neuen Großkraftwerken bildet a 
Informationstechnik neben der Dampf-Technik und dd 
Starkstromtechnik bereits eine gleichberechtigte Haupi 
abteilung. Diese Tendenz entspricht auch dem Gang dd 
Entwicklungen bei der Bundesbahn, bei der ebenfalls di 
ea auf der Direktionsebene eine sell 
ständige Hauptabteilung bildet. u 


N 


Andere EVU haben die Informationstechnik in einem el” 
was enger gefaßten Sinn mit Aufgaben der technischen Bi 
triebsforschung oder mit technisch-wissenschaftlichen A 
gaben gekoppelt. Auf jeden Fall wird man um einen zwecl 
entsprechenden Einbau der Informationstechnik in die ve) 
schiedenen Stufen des Betriebs nicht herum kommen, werl; | | 
ein gesundes Wachstum der Informationstechnik, das b)' 
dem wachsenden Verwicklungsgrad der technologisch$ 
Grundstruktur bei gleichzeitiger Erhöhung der Anforder i 
gen an Betriebssicherheit und Betriebsrationalisierung N 
wendig sein dürfte, gesichert sein soll. Dabei wird man sid 
von dem Gedanken frei machen müssen, die Bewertung di 
Einordnung nur nach dem wirtschaftlichen Aufwand fü 
das Fachgebiet vorzunehmen, sondern wird wahrscheinlid® 
die allgemeine Bedeutung für das Betriebsgeschehen ur 
den Schwierigkeitsgrad für die richtige Gestaltung die 
Bereiches insbesondere im Hinblick auf die im Gange bl! 
findliche stürmische Entwicklung in irgendeiner Form mi 
berücksichtigen. Im Interesse der Sache wäre somit : 
wünschen, daß die oben gezeigten Beispiele einer zwecth 
mäßigen Ordnung dieser Dinge un weitergehend anglı 
wendet würden. 
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Nas sagt uns die Benutzungsdauer der Höchstlast? 


on Fritz Sardemann, Frankfurt am Main*) 


DK 621.311.003.1 


Die Benutzungsdauer der Höchstlast ist keine so aussagekräftige Kenngröße, wie man gemeinhin an- 
nimmt. Ihre starken Schwankungen von Jahr zu Jahr rühren großenteils vom Stand der Industriebeschäf- 
tigung im Dezember her. Auf Grund dieser Erkenntnis wurde ein Korrekturverfahren entwickelt, das 
brauchbarere Werte liefert. Dennoch sollte man diese Kenngröße nicht zu hoch bewerten. 


Die nachstehende Studie verdankt ihre Entstehung der 
‚sobachtung, daß in jedem Jahr, wenn die statistischen 
gebnisse der Elektrizitätsversorgung des vergangenen 
„ihres bekannt werden, eine der ersten Fragen ist: „Wie 
„ch war die Benutzungsdauer ?‘‘ Man greift selbst, wenn 
"es Zahl nicht genannt wird, unwillkürlich zum Rechen- 
\hieber, um sie aus Jahresarbeit und Höchstlast zu errech- 
.n. Man vergleicht sie mit den entsprechenden Werten des 
“aslandes und zieht daraus Schlüsse verschiedenster Art. 
"s drängte sich jedoch im Laufe der Zeit der Eindruck auf, 
“Bes sich hier um eine Kenngröße handelt, deren Aussage- 
‚ort gemeinhin überschätzt wird. 


“Wenn man sich einmal vergegenwärtigt, von welchen 
nflußfaktoren die im Dezember tatsächlich erreichte 
“Schstlast abhängt, so nimmt es nicht wunder, daß die dar- 
s errechnete Jahresbenutzungsdauer solche Sprünge 
"acht, wie es für die öffentliche Versorgung des Bundesge- 
‚ats die aus den Zahlenwerten des Bundesministeriums für 
artschaft erstellte Tafel 1 und die graphische Darstel- 
‚ag (durch Kreuze bezeichnete Werte in Bild 1) auswei- 
ı 
“Als Höchstlasttag gilt — obwohl die Höchstlast auch an 
“ıem anderen Tag eintreten kann — vereinbarungsgemäß 
ur dritte Mittwoch (bis einschließlich 1950 der dritte Don- 
.ıstag) des Dezember. In der rechten Spalte der Tafel 1 
id für die Schaltjahre die Benutzungsdauern errechnet, die 
ch ergäben, wenn auch diese Jahre nur 365 Tage zählten. 


Tafel 1. Jahresbenutzungsdauer 1946 bis 1960 


= Benutzungs- 

rutto- 

Uhr- | Höchst- | " yer- aus 

© Höchstlasttag zeit last Drane mit | ohne 
Schalttag 


a En 


-&Do 19. 12. 1946. | 11.00 2 926 | 15 272,8 | 5 220 
 »Do 18. 12. 1947 8.00 3437 | 17 196,3 | 5 000 
-4Do 23. 12. 1948 8.00 4099 | 20 659,4 | 5 040 | 5 031 
{Do 22. 12. 1949 8.00 5 266 | 24 940,4 | 4 730 
© \ Do 21. 12. 1950 8.00 6170 | 28 558,8 | 4 630 


nn m nn 


Mi 19. 12. 1951 8.00 7024 | 33 931,6 | 4 830 
BEN 17. 12. 1952 8.00 7488 | 37 284,2 | 4 979 | 4 965 
FRMı 16. 12. 1953 8.00 8396 | 39 726,1 | 4 732 

Mi 15. 12. 1954 8.00 9105 | 45 184,6 | 4 963 
© Mi 21. 12. 1955 8.00) 10810 | 50 664,0 | 4 687 


F Mi 19. 12. 1956 8.00] 11501 | 56 479,0 | 4 911 | 4 896 
FI Mi 18. 12. 1957 8.00) 12761 | 62 026,3 | 4 861 
B:Mi 17. 12. 1958 8.00 | .12 793 | 65 670,5 | 5 133 
F\,Mi 16. 12. 1959 8.00 | .14 987 | 72 450,5 | 4 834 
„Mi 21. 12. 1960 8.00| 15775 | 81401,0 |5160|5 145 


Y „bei wurde der Lage des Schalttages innerhalb der Woche 
"ehnung getragen. Die anzubringenden Korrekturen sind 
"rhältnismäßig unbedeutend; sie wurden bei Bild 1 be- 
Sı2ksichtigt, tragen aber nur unwesentlich zur Beseitigung 
tt Schwankungen bei. 


‚Man kann durch die ermittelten Werte eine mittlere 
Sarve hindurchlegen (Kurve / in Bild 1). Bei ihrer Be- 
"lsehtung muß man berücksichtigen, daß in den Jahren 
46 bis 1949 Stromverbrauchseinschränkungen verhängt 


) Oberregierungsbaurat a.D. F. Sardemann ist Leiter der Ab- 
"lung Energiepolitik und Statistik in der Hauptgeschäftsstelle 
'|e VDEW, Frankfurt am Main. 


waren, die sich auf die Höhe der Dezemberhöchstlast aus- 
wirkten und infolgedessen eine überhöhte Benutzungsdauer 
nach sich zogen. (Die Einschränkungen des Jahres 1951 — 
im Jahre 1950 gab es keine — lagen im Januar, beein- 
flußten also nicht die Dezember-Höchstlast.) Man kann also 
den abfallenden Kurvenast (1946 bis 1950) unberücksich- 
tigt lassen und stellt nun einen, zunächst einigermaßen kon- 
stanten, nach 1955 aber allmählich ansteigenden Verlauf 
der Kurve fest. 


Dieses Ergebnis verblüfft, hatte man doch von der Ar- 
beitszeitverkürzung, insbesondere mit der Einführung der 
5-Tage-Woche, ein Sinken der Benutzungsdauer erwartet. 
Kurve 2 zeigt — aus den Angaben des Statistischen Bun- 
desamts für die gesamte Industrie über die Zahl der Arbei- 
ter und die geleisteten Arbeiterstunden errechnet — den 
Index der je Arbeiter geleisteten Arbeiterstunden, wobei 
die für 1950 ermittelte Zahl (2250 Arbeiterstunden je Ar- 
beiter und Jahr) gleich 100 gesetzt wurde. Beginnend mit 
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Bild 1. Entwicklung der Benutzungsdauer der Höchstlast in der 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung der Bundesrepublik 
(ohne Saar und West-Berlin) 

1 Benutzungsdauer der Höchstlast (Bruttoverbrauch) 

I’ Werte der Kurve /, umgerechnet auf konstantes Verhältnis 
des Dezemberverbrauchs zum durchschnittlichen Monatsver- 
brauch 


2 Index der geleisteten Arbeiterstunden je Arbeiter (für die ge- 
samte Industrie der Bundesrepublik) 


dem Jahr 1956 tritt der Rückgang der je Arbeiter geleiste- 
ten Arbeiterstunden in Erscheinung, wobei von 1959 auf 
1960 zunächst ein Stillstand eingetreten ist. Aber gerade in 
diesem Bereich hebt sich die Kurve der Benutzungsdauer. 


Nun wurde der Versuch unternommen zu ermitteln, 
welchem Einflußfaktor wohl vor allem die starken Schwan- 
kungen der Jahresbenutzungsdauer von einem Jahr zum 
anderen zuzuschreiben sind. Durch die Tatsache, daß 1958 
— in einem Jahr, in dem in der zweiten Jahreshälfte die In- 
dustrie schwächer beschäftigt war als am Jahresanfang — 
die Höchstlast den Wert des Jahres 1957 nur ganz gering- 
fügig überstieg und demzufolge eine sehr hohe Benutzungs- 
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dauer zu verzeichnen war, wurde der Gedanke einer Unter- 
suchung nahegelegt, inwieweit die Höhe des Dezemberver- 
brauchs im Verhältnis zum durchschnittlichen Monatsver- 
brauch des Jahres von Einfluß auf die Benutzungsdauer ist. 


Aus den auf Normalarbeitstage bezogenen Verbrauchs- 
zahlen der einzelnen Monate wurde für jedes Jahr der Mit- 


telwert der 12 Monate errechnet und zu diesem Mittelwert 
der Dezemberverbrauch in Beziehung gesetzt. Tafel 2 
zeigt das Ergebnis dieser Rechnung. Der Dezemberver- 


brauch erreicht also durchschnittlich 114,1% des Mittels 
aus dem Verbrauch der 12 Monate des betreffenden Jahres. 
Setzt man die Werte für den Dezemberverbrauch in den 
einzelnen Jahren ins Verhältnis zu diesem 11-Jahres-Mit- 
tel, so erhält man die Werte der dritten Spalte (Tafel 2). 
Multipliziert man die Benutzungsdauer jedes Jahres mit der 
aus der dritten Spalte der Tafel 2 entnommenen Verhält- 
niszahl, so eliminiert man damit den Einfluß des vom 11- 
Jahres-Mittel abweichenden höheren oder geringeren Ver- 
brauchs im Dezember, also in erster Linie die unterschied- 
liche Beschäftigung der Industrie am Ende der einzelnen 
Jahre. Die auf diese Weise gewonnenen korrigierten Werte 
für die Benutzungsdauer (in Bild 1 durch Kreise darge- 
stellt) streuen nicht mehr so stark wie die ursprünglichen 
Werte. 

Eine durch diese Werte gelegte mittlere Kurve (die ge- 
strichelte Kurve 7’in Bild 1) weist ebenfalls steigende Ten- 
denz auf, aber zwischen 1954 und 1955 eine auffällige 
Unstetigkeit, deren Deutung noch nicht gelungen ist. 
Mit der Arbeitszeitverkürzung kann sie keinesfalls zu- 
sammenhängen (vgl. Kurve 2). Diese Unstetigkeit soll je- 
doch in diesem Zusammenhang nicht interessieren, ver- 
dankt sie ihre Entstehung doch vermutlich anderen Ein- 
flußfaktoren als den für die Höhe der Dezemberhöchstlast 
maßgeblichen. 


Die jetzt noch vorhandene Streuung der Werte ist auf 
andere Einflußfaktoren zurückzuführen, die hier wohl an- 
gedeutet, ihrem Gewicht nach aber nicht gewertet werden 
können, weil dazu eingehende Untersuchungen notwendig 
wären, für die kein zwingendes Bedürfnis vorliegt. 

Die Höchstlast tritt im Bundesgebiet als Frühspitze um 
8 Uhr auf durch Überlagerung von Industrie-, Handwerks-, 
Verkehrs- und Haushalt-Last. In allen diesen Belastungen 
ist ein mehr oder minder großer Anteil an Lichtlast enthal- 
ten. 


Der dritte Mittwoch kann auf einen der Tage vom 15. bis 
21. Dezember fallen. Dies bedeutet einen Unterschied im 
Sonnenaufgang von 5 min (für Kassel, etwa in der Mitte des 
Bündesgebiets, liegt der Sonnenaufgang am 15. Dezember 
um 8.20 Uhr, am 21. Dezember um 8.25 Uhr), eine Diffe- 
renz, die gewiß nicht groß ist, aber wohl doch von einem ge- 
wissen Einfluß auf die Höhe der Lichtlast sein kann. Diese 
wird jedoch in weit höherem Maße von der Dicke einer et- 
waigen Wolkendecke beeinflußt. Schneefall behindert über- 
dies den Individualverkehr und führt zu erhöhter Inan- 
spruchnahme der öffentlichen Verkehrsmittel, deren Lei- 
stungsbedarf infolgedessen ansteigt. 


Obwohl un: diese Jahreszeit die Zentralheizungen und 
Öfen in Betrieb sind, könnte ein Kälteeinbruch, der aller- 
dings gerade in dieser Zeit zu den Seltenheiten gehört, zu 
einer Inanspruchnahme elektrischer Raumheizgeräte füh- 
ren; doch läßt sich nicht ohne weiteres abschätzen, ob die- 
ser Einfluß, der den einer verstärkten Wolkendecke oder 
eines Schneefalls mehr oder weniger ausschließt, stärker zu 
Buche schlägt als letztgenannte. 


Einen gewissen Einfluß könnte auch die größere oder ge- 
ringere Entfernung des Höchstlasttages vom Weihnachts- 
fest ausüben, weil z.B. am 21. Dezember doch schon ein ge- 
wisses Nachlassen der Beschäftigung in Industrie und Hand- 
werk wie auch in der Inahsprudhnahme des Nahverkehrs 
spürbar sein dürfte. Anderseits kann sich an dem dritten 
Mittwoch ein gewisses Vorarbeiten in Industrie und Ge- 
werbe bemerkbar machen, wenn dichte Aufeinanderfolge 
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Tafel 2. Verhältniszahlen 


Verhältnis des Verhältnis des 
Dezemberver- jeweiligen 
verbrauchs Dezemberver- 
zum jeweiligen brauchs zum korrigierte 
Jahr durchschnitt- Mittelwert Benutzungs- 
lichen des Dezember- dauer 
Monats- verbrauchs 
verbrauch für die Jahre 
1950 bis 1960 
% % h 
1950 120,8 105,9 4 903 
1951 111,9 98,1 4 738 
1952 112,8 98,9 4 910 
1953 117,8 103,0 4 874 
1954 113,3 99,3 4 928 
1955 113,6 99,6 4 668 
1956 111,4 97,6 4 778 
1957 113,4 99,4 4 832 
1958 110,2 96,6 4 958 
1959 116,5 102,1 4 936 
1960 IKlEE! 99,3 5 109 
im Mittel 
114,1 | 100,0 


der Sonn- und Feiertage manche Betriebe dazu veranlaß 
in der Zeit zwischen Weihnachten und Neujahr zu schließeh 


Dies könnte z.B. zutreffen, wenn der dritte Mittwoch all: 
den 18. oder 19. Dezember fällt. Dann liegt der 1. Weil, 
nachtsfeiertag am Mittwoch oder am Dienstag. Im erstgf 
nannten Falle liegt Montag, der 23. Dezember, zwischd) 
Sonntag und Heiligabend, und der 27. Dezember ist z h 
schen dem 2. Weihnachtsfeiertag und dem freien Samsta 
dem 28. Dezember, eingebettet. Bei dieser Situation. wei 
den viele Betriebe vom 21. Dezember (Samstag) bis zu 
29. Dezember (Sonntag), vielleicht sogar bis zum 1. Janul 
schließen. Ähnlich liegt die Situation, wenn der dritte Mit 
woch auf den 19. Dezember fällt. Die Einflüsse der Lay 
des Höchstlasttages zum Weihnachtsfest sind aber offe! 
sichtlich äußerst gering, wie man durch einen Vergleich € 
in Tafel 1 vermerkten Daten der Höchstlasttage mit « 
graphischen Darstellung (Bild 1) feststellen kann. 


Noch einer weiteren Einflußmöglichkeit wurde nachglı 
gangen, nämlich der Aufteilung des Stromverbrauchs d 
Industrie im Dezember auf öffentliches Netz und Eigena 
lagen. Es zeigte sich aber, daß gerade in den Winternsi 
naten der Strombedarf der Industrie in erhöhtem Maße al 
Eigenanlagen gedeckt wird, weil des Heizdampfbedai 
wegen die Gegendruckanlagen stärker zur Elektrizitätsd 
zeugung herangezogen werden als im Sommer. Eine lariı 
same Verschiebung des Anteils des öffentlichen Netzes } 
der Deckung des Industrie-Stromverbrauchs nach obl 
ist im Laufe der Jahre eingetreten, doch liegt der Anteil | 
Dezember durchweg etwas niedriger als im Jahresdurdt 
schnitt. Auffällige Veränderungen von einem Jahr zum 3 
deren sind nicht festzustellen. Hier tritt also de facto k@ 
Einfluß auf die Benutzungsdauer der einzelnen Jahre ei 


Auf Grund der vorliegenden Untersuchung kann n 
wohl sagen, daß gemeinhin der Wert der in der üblicht 
Weise no Benutzungsdauer der Höchstlast zu hol 
veranschlagt zu werden scheint. Über die Verhältnisse | 
Jahresverlauf sagt sie kaum etwas aus, sie hängt mehr 04° 
weniger von den Zufälligkeiten der Konstellation am Höcht 
lasttag ab. Der nach dem hier beschriebenen Verfahren kl 
rigierte Wert ist schon brauchbarer. Aufschlußreicher ji 
aber sicherlich eine vergleichende Betrachtung der Be# 
stungskurven. Doch auch hier muß man sich des Einflus (} 
der Industriebeschäftigung auf die Kurvenform bew j 
sein. So ließ beispielsweise 1958 der im Verhältnis zu and 
ren Jahren geringe Anteil der Industrielast die 11- ıR 
Kochlast stärker in Erscheinung treten als in den Jahıl 
vorher und nachher. 
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“sefährdungshaftung der EVU für elektrische Unfälle 


'n Abnehmeranlagen? 


‚'on Gerhard Butze, Frankfurt am Main*) 


DK 614.825: 331.825.2 


Der Verfasser befaßt sich kritisch mit einem Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH), in dem die Gefähr- 
dungshaftung eines Energieversorgungsunternehmens (EVU) gemäß $ 1a Reichshaftpflichtgesetz (RHG) 
bejaht wird für einen innerhalb einer Abnehmeranlage durch Elektrizität entstandenen Unfall. Dabei 
werden die aus dem Urteil für die Praxis zu ziehenden Folgerungen aufgezeigt. 


. Der Tatbestand 


Folgender Sachverhalt hat dem BGH zur Entscheidung 
oargelegen: Der Bauer X wird auf seinem Bauernhof von 
“nem EVU mit elektrischer Energie versorgt. Zwischen 
‚am Ortsnetz und dem Haus des Bauern X befindet sich 
“ne 25 m lange, dem EVU gehörende Hausanschlußleitung. 
“ir einer Winternacht riß — vermutlich infolge eines Stur- 
es — der Nulleiter dieser Anschlußleitung. Das in das 
"aus des Bauern X führende Ende des Nulleiters fiel dabei 
ıf einen der unter Spannung stehenden anderen Drähte. 
-Aeaus Bild 1 näher zu ersehen ist, gelangte dadurch die 
“oannung über den im Hause verlegten Nulleiter, den 
"asserpumpenmotor und die Wasserleitung an die metalle- 
Ihn Tränkbecken im Kuhstall und über die daran befestig- 
on eisernen Halsketten zu den Kühen, von denen vier 
Öarch den Stromstoß getötet wurden. 


Der 6. Senat des BGH hat durch Urteil vom 25. April 
961!) entschieden, daß das EVU für den Schaden, der dem 
‚Sauern X durch den Tod der Kühe entstanden ist, gem. $1a 
HG?) gefährdungshaftpflichtig ist. M.a.W. hat der BGH 
Jumit festgestellt, daß das EVU bei einem derartigen Scha- 
Omsfall selbst dann haftet, wenn der Schaden nicht auf ein 
serschulden des EVU oder dessen Personal zurückzuführen 
5. Wegen des gesetzlichen Verbots in $5 RHG ist es für das 
“ VU auch unmöglich, sich vertraglich von einer derartigen 
aftung freizuzeichnen. 


2 *) Assessor Dr. @G. Butze ist Mitarbeiter der Rechtsabteilung 
‚ale Hauptgeschäftsstelle der VDEW. 


1) Der vollständige Wortlaut des BGH-Urteils vom 25. April 
"61 (VI-ZR-207/60) ist veröffentlicht in der Rechtsbeilage der 
Wektrizitätswirtschaft Jg. 22 (1961) H. 9, S. 61; Auszüge des 
"teils sind außerdem abgedruckt in ‚Der Betrieb‘ 1961, Heft 
"8. 876, und in „Versicherungsrecht‘‘ 1961, S. 617. 


I ®)$ la RHG hat folgenden Wortlaut: 

1) Ist ein Unfall, der den Tod oder die Gesundheitsschädigung 
nes Menschen oder eine Sachbeschädigung zur Folge hat, auf 
"® Wirkungen der Elektrizität oder des Gases zurückzuführen, 
> von einer Anlage zur Fortleitung oder Abgabe von Elektrizi- 
\b oder Gas ausgehen, so ist der Inhaber der Anlage verpflichtet, 
"un Schaden zu ersetzen. Das gleiche gilt, wenn der Schaden, ohne 
fden Wirkungen der Elektrizität oder des Gases zu beruhen, 
-fdas Vorhandensein einer solchen Anlage zurückzuführen ist, 
‚sei denn, daß sich diese zur Zeit des Unfalls in ordnungsmäßigem 
‚Sistand befand. Ordnungsmäßig ist eine Anlage, solange sie den 
“erkannten Regeln der Technik entspricht und unversehrt ist. 
Fi Abs. I gilt nicht für Anlagen, die lediglich der Übertragung 
'n Zeichen oder Lauten dienen. 

) Die Ersatzpflicht nach Abs. 1 ist ausgeschlossen, 


wenn der Schaden innerhalb eines Gebäudes entstanden und 
‚auf eine darin befindliche Anlage (Abs. 1) zurückzuführen oder 
wenn er innerhalb eines im Besitz des Inhabers der Anlage 
stehenden befriedeten Grundstücks entstanden ist; 

wenn ein Energieverbrauchsgerät beschädigt oder durch ein 
solches Gerät ein Schaden verursacht worden ist; 

wenn der Schaden durch höhere Gewalt verursacht worden ist, 
les sei denn, daß er auf das Herabfallen von Leitungsdrähten 


"zurückzuführen ist. 


') Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des 
"bschädigten mitgewirkt, so gilt $ 254 des Bürgerlichen Gesetz- 
ches; bei Beschädigung einer Sache steht das Verschulden des- 
aigen, der die tatsächliche Gewalt über die Sache ausübt, dem 
Irschulden des Geschädigten gleich.‘ 


2. Rechtliche Würdigung des BGH-Urteils 


Bevor auf Grund dieses BGH-Urteils etwaige Schlußfol- 
gerungen für die Praxis getroffen werden können, ist zu- 
nächst zu prüfen, ob die vom BGH. gegebene Urteilsbe- 
gründung einer rechtlichen Kritik standhält: 


2.1. Der BGH geht ohne Rechtsirrtum zunächst davon 
aus, daß die grundsätzlichen Voraussetzungen der Gefähr- 
dungshaftung des EVU gemäß $ la Abs. 1 Satz 1 RHG ge- 
geben sind, weil der Unfall auf die Wirkungen der Elektrizi- 
tät zurückzuführen ist, die von einer Leitungsanlage des 
EVU ausgegangen sind. Gegen diese Auffassung könnte ein- 
gewendet werden, daß praktisch alle elektrischen Unfälle 
letztlich von einer Leitungsanlage eines EVU oder Elektri- 
zitätserzeugers ausgehen und damit eine Gefährdungshaft- 
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Bild 1. Schematische Darstellung des Schadenverlaufs 


pflicht nach $ la RHG auslösen, während jedoch der Ge- 
setzgeber mit $ la RHG lediglich einen Schutz der Öffent- 
lichkeit gegen die Gefährdung durch die Energiefortlei- 
tungs- und -abgabeanlagen einführen wollte, das Verhältnis 
der EVU zu ihren Abnehmern aber auch weiterhin haf- 
tungsrechtlich nach dem allgemeinen Schadensersatzrecht 
des Bürgerlichen Gesetzbuches beurteilt wissen wollte). 
Dieser auf eine zutreffende Beurteilung des gesetzgeberischen 
Willens gegründete Einwand findet jedoch in dem insoweit 
eindeutigen Wortlaut von $1laAbs. IRHG keine Stütze. Er 
dürfte auch deshalb unbeachtlich sein, weil der Wille des 
Gesetzgebers, die Gefährdungshaftung des EVU nicht auch 
auf dessen Verhältnis zu seinen Stromabnehmern auszu- 
dehnen, durch die Haftungsausschlußbestimmungen in $1la 
Abs. 3 RHG zum Ausdruck gebracht worden ist. Insoweit 
kann deshalb der Auffassung des BGH zugestimmt werden. 


2.2. Rechtlich nicht zweifelsfrei ist jedoch bereits die vom 
BGH vertretene Ansicht, daß der Haftungsausschluß gem. 
$ la Abs. 3 Nr. 2 RHG?) auf den vorliegenden Tatbestand 
nicht angewendet werden könne. Der BGH begründet seine 
Ansicht damit, daß Voraussetzung dieses Haftungsaus- 
schlusses ‚‚die Entstehung des Schadens durch ein Enersgie- 
verbrauchsgerät sei, was sinngemäß nicht heiße, daß eine 
Haftung schon dann entfällt, wenn ein Gerät, das seiner 


3) Vgl. die amtliche Begründung zu $ la RHG in „Deutsche 
Justiz‘ 1943, S. 430ff. 
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Bestimmung nach Energie verbrauchen kann, als bloßer 
Stromleiter in die Leitungskette eingefügt war, sondern 
nur dann, wenn das Energieverbrauchsgerät als sol- 
ches, d.h. bei Gelegenheit bestimmungsgemäßen Energie- 
verbrauches, ursächlich geworden ist‘‘. Diese Rechtsan- 
sicht wird vom BGH noch durch das Beispiel veranschau- 
licht, daß ein elektrischer Freileitungsdraht reißt, herabfällt 
und dann ein Tier mit einem eisernen Zaun in Berührung 
kommt, auf den der Draht heruntergefallen war, und da- 
durch getötet wurde. Der BGH meint, daß ‚ein elektrisches 
Gerät, das — wie im vorliegenden Fall der Pumpenmotor — 
nicht eingeschaltet war, dessen Metallteile aber ebenso leite- 
ten wie ein Eisenzaun, nicht anders beurteilt werden könne“. 


Die vom BGH im Hinblick auf den ihm zur Entscheidung 
vorliegenden Fall vertretene Auffassung ist zwar im Ergeb- 
nis rechtlich vertretbar und kann auch mit dem Wortlaut 
von $ la Abs. 3 Nr. 2 RHG begründet werden, wonach die 
Ersatzpflicht nur ausgeschlossen ist, wenn durch ein Ener- 
gieverbrauchsgerät ein Schaden verursacht worden ist. 
Die vom BGH für seine Auffassung gegebene Begründung 
überzeugt jedoch nicht. Sie läßt eine unzutreffende Aus- 
legung dieser Ausschlußbestimmung erkennen. Wie $ la 
Abs. 3 Nr. 2 RHG auszulegen ist, ergeben die anläßlich des 
Inkrafttretens von $ la RHG gemachten Ausführungen 
Däublers*), der an der Aufstellung des Entwurfs für $ la 
RHG im Reichsjustizministerium beteiligt war: 


„Abs. 3 Nr. 2 regelt ferner den Fall, daß auch durch ein 
Energieverbrauchsgerät ein Schaden verursacht worden 
ist. Als Beispiel hierfür sei erwähnt, daß jemand bei der 
Handhabung eines schadhaften elektrischen Staubsau- 
gers einen elektrischen Schlag erleidet. In diesem Falle 
wird man zunächst an eine Haftung des Inhabers des 
Staubsaugers denken. Der Staubsauger ist aber, wie jedes 
Energieverbrauchsgerät, gar keine Energieanlage und 
deshalb auch keine ‚Anlage zur Fortleitung oder Abgabe 
von Elektrizität‘. Der Inhaber des Staubsaugers haftet 
sonachnichtnach $ la Abs. 1. Der vom Energieverbrauchs- 
gerät verursachte Schaden kann aber auch auf einen 
Stromstoß zurückzuführen sein, der von der Leitung des 
EVU ausgeht, dann soll auch das EVU nicht nach Ab- 
satz 1 haften.‘ 


Der BGH meint, daß dieser von Däubler erwähnte Fall 
eines schadhaften Staubsaugers auf den ihm zur Entschei- 
dung vorliegenden Tatbestand nicht zutreffe. Der von 
Däubler angeführte Fall ist der Begründung des BGH je- 
doch insofern entgegenzuhalten, als Däubler bei der Beja- 
hung des Haftungsausschlusses nach Nr. 2 nicht darauf ab- 
stellt, ob der Staubsauger ‚‚bei Gelegenheit bestimmungs- 
gemäßen Energieverbrauches für den Schaden ursächlich ge- 
worden ist‘. Es wäre auch unlogisch, in der haftungsrecht- 
lichen Beurteilung einen Unterschied zu machen, ob der 
durch ein Energieverbrauchsgerät verursachte elektrische 
Unfall — der z.B. durch einen Isolationsfehler in der Geräte- 
zuleitungsschnur und dadurch verursachten Körperschluß 
herbeigeführt wurde — in einem Zeitpunkt eintrat, als das 
Gerät eingeschaltet war oder nicht. Bei schadhaften elek- 
trischen Geräten wird die Gefährdung der Benutzer durch 
Elektrizität, für welche die Gefährdungshaftung des EVU 
durch $ la Abs. 3 Nr. 2 RHG ausgeschlossen werden soll, 
häufig nicht dadurch vermieden, daß mit dem Gerät keine 
Energie verbraucht wird. Das trifft auch im Bereich der 
Gasversorgung zu, wo als Hauptanwendungsfälle dieses 
Haftungsausschlusses Unfälle infolge undichter Gasgeräte zu 
erwähnen sind, die meist dann entstehen, wenn in den un- 
dichten Gasgeräten kein Gas verbraucht wird. 


Der gleiche 6. Senat des BGH hat in dem in den Entschei- 
dungsgründen erwähnten Urteil vom 20. Februar 1957 (VI- 
ZR-161/56)°) seinerzeit ebenfalls bei der Beurteilung des 


4) In: Deutsche Justiz, 1943, S. 414. 

5) Veröffentlicht in der Rechtsbeilage der Elektrizitätswirt- 
schaft Jg. 19 (1958) S. 80; Versicherungsrecht 1958, S. 192; 
MDR 1958, S. 419. 
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. BGH aus, daß ‚für das Wort ‚zurückzuführen‘ dassell| 


Haftungsausschlusses nach $ la Abs. 3 Nr. 2 RHG ein 
andere Auffassung vertreten. Damals hat er es für die An 
wendung des Haftungsausschlusses als ausreichend erachtet MM 
wenn durch die mechanische Einwirkung eines Energieverl j 
brauchsgerätes ein Schaden verursacht wird, ohne daß dal 
bei — wie in dem dem BGH-Urteil vom 20. Februar 195 
zugrunde liegenden Fall — das Energieverbrauchsgerät be 
Verursachung des Schadens eingeschaltet war und Energil 
verbrauchte. 


Bei dem hier vorliegenden Fall kann man der Auffassun 
des BGH, daß ein Haftungsausschluß gem. $ la Abs. 3 Nr. JE 
RHG nicht durchgreift, im Ergebnis zwar zustimmen. Di 
vom BGH dazu gegebene Begründung, daß der Schadell- 
durch das Gerät bei Gelegenheit bestimmungsgemäßel 
Energieverbrauchs hätte verursacht sein müssen, läßt je 
doch eine unzutreffende Auslegung dieser Bestimmung ei 
kennen, weshalb die vom BGH gegebene Begründung nich 
verallgemeinert werden darf. 


2.3. Dem BGH kann jedoch insoweit auch im Ergebnil 
nicht zugestimmt werden, als er die Anwendung des Hall 
tungsausschlusses gem. $la Abs. 3 Nr. 1 RH.G?) ablehnt. Di 
ser Haftungsausschluß besteht u.a.dann, wenn der Schadell 
innerhalb eines Gebäudes entstanden und auf eine darin bdl 
findliche Anlage zur Fortleitung oder Abgabe von Elektrizi 
tät zurückzuführen ist. In der überaus kurzen Begründun | 


weshalb dieser Haftungsausschluß nicht eingreife, führt d h 


gelte, was er bei der Ablehnung des Haftungsausschluss‘ 
gem. $ la Abs. 3Nr. 2 RHG für das Wort ‚durch‘ ausgefühl] 
habe; der Schaden sei nur dann auf die Anlage — woruntd 
der BGH offensichtlich allein den elektrischen Wassch 
pumpenmotor versteht — zurückzuführen, wenn gerade ihrl 
Funktion ‚zur Fortleitung oder Abgabe von Elektrizität 
schadensursächlich geworden sei, nicht aber genüge alle} 
die Tatsache einer bestimmungswidrigen Stromleitung durc ı 
Metallteile dieser Anlage.‘‘ Diese Begründung zeigt, daß d\\ 
BGH diese Bestimmung unrichtig auslegt und auch da 
Sinn und Zweck von $ la RHG und insbesondere des Hal 
tungsausschließungsgrundes in dessen Abs. 3Nr. 1 verkenr 
Außerdem läßt die Begründung vermuten, daß der BG 
tatbestandlich die elektrotechnischen Verhältnisse in ein‘ 
Abnehmeranlage, in der die Nullung als Schutzmaßnahr 
angewendet wird, nicht richtig erfaßt hat. Unter den Begri 
„Anlage zur Fortleitung oder Abgabe von Elektrizitä 
fallen nämlich nicht oder zumindest nicht nur der elektris‘ 
betriebene Pumpenmotor, sondern alle übrigen Leitung’ 
anlagen, welche die den Schaden verursachende Spah 
nung von dem Nulleiter des Hausanschlusses über d 
Schalttafel (Zählertafel) und die Hausleitungen zum Unfal' 
ort herangeführt haben. Die Fortleitungs- und Abgabea 
lagen beginnen, wo die Energieerzeugung aufhört, also 
der Sammelschiene des Kraftwerkes, und hören erst an di 
Energieverbrauchsgeräten auf®). Zu den Anlagen im Si | 
von $ la RHG gehört insbesondere auch der in der Abnel 
meranlage verlegte Nulleiter, über den die Spannung ind 
Kuhstall gelangt ist. Der Nulleiter dient betriebsnotwendi 
zur Fortleitung bzw. Abgabe von Elektrizität. Würde F 
fehlen, so könnten die in der Abnehmeranlage angeschloss 
nen Beleuchtungsanlagen und sonstigen mit Wechselstrdi 
betriebenen Verbrauchsgeräte überhaupt nicht in Betril 
gesetzt werden. Die in der Abnehmeranlage angeschlossen} 
und mit Drehstrom betriebenen Verbrauchsgeräte könnti” 
zwar auch ohne Anschluß an den Nulleiter in Betrieb gese 
werden; ein ordnungsgemäßer und den anerkannten Reg& 
der Elektrotechnik entsprechender Betrieb von Drehstro' 
geräten ist aber ebenfalls nur bei Anschluß an den Nulleit 
möglich. (s. Bild 1). Dem BGH kann deshalb nur insofd 
gefolgt werden, als er die mit dem Wasserpumpenmotl 
metallisch verbundenen Metallteile der Viehtränkanla 


6) So Däubler a.a.O., 8.415; Biermann, Kommentar zumR 
2. Aufl. 1956, Einl. zu $ la, S. 136; Frriese, Kommentar zumRHl” 
1950, Anmerkung II, 1 zu $ la. 
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"hicht als Anlagen zur Fortleitung oder Abgabe von Rlektri- 
‚ität beurteilt. Der innerhalb der Abnehmeranlage verlegte 
\Yulleiter ist jedenfalls als Anlage im Sinne von $ la zu be- 

Dilen, auf die im vom BGH chrdenen Fall auch der 

ntstandene Schaden zurückzuführen ist und die damit eine 

a rdbarkeit des Haftungsausschließungsgrundes in $ la 
\bs. 3 Nr. 1 RHG rechtfertigt. 


Für die Anwendung dieses Haftungsausschlusses muß es 
usreichen, wenn die innerhalb des Gebäudes befindlichen 
nlagen nur ein Glied in der Ursachenkette sind. Sie brau- 
jhon nicht die alleinige Ursache für den entstandenen Scha- 
“en zu bilden. Der Haftungsausschluß tritt auch dann ein, 
‚enn die Ursache für die auf Anlagen innerhalb des Gebäudes 
Jarückzuführenden Schäden letztlich durch ein außerhalb 
es Gebäudes an elektrischen Anlagen des EVU aufgetrete- 
es Ereignis zurückzuführen ist?)$). Biermann®) führt dazu 
vus, daß eine Haftung entfällt, wenn der von einer Hauslei- 
ıng verursachte Schaden letzten Endes auf eine Ursache 
Jarückzuführen ist, die von der Leitung des EVU ausgeht, 
Jeispielsweise einen Stromstoß®). Ein derartiger Schadens- 
erlauf war auch bei dem vom BGH beurteilten Schadens- 
ul gegeben. Die von der bisher herrschenden Lehre ab- 

eichende Entscheidung des BGH kann auch nicht damit 
"egründet werden, daß der schadenverursachende Strom- 
Soß nicht über einen Spannung führenden Hauptleiter, son- 
rn über den Nulleiter zum Unfallort gelangt ist; denn der 
Gebäude verlegte Nulleiter ist — wie oben dargestellt — 
'h gleicher Weise als betriebsnotwendige Anlage zur Fort- 
itung oder Abgabe von Elektrizität zu beurteilen. 


Auch aus dem Wortlaut von $ la RHG ist zu entnehmen, 
aß die in $ laAbs. 3 Nr. 1 RHG verwendete Formulierung 
Auf eine darin befindliche Anlage zurückzuführen ist“ nicht 
"sdeutet, daß diese Anlage auch die letzte Ursache des 
»chadens bilden muß. Sonst hätte der Gesetzgeber in An- 
hnung an die in $ la Abs. 3 Nr. 2 RGH verwendete 
soweichende Formulierung in Nr. 1 folgenden Wortlaut 
fi endet: ‚‚durch eine darin befindliche Anlage verursacht 
75“, Es ist nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber die un- 
rschiedlichen Formulierungen willkürlich gebraucht hat.Er 
"ht vielmehr mit Bedacht sowohl in $ la Abs. 1 RHG als 
lich in $ 1a Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 3 RHG die Worte ‚auf... 
Sirückzuführen ist‘‘ verwendet, um klarzustellen, daß in 
esen Fällen die durch diese Worte näher bezeichneten Tat- 
stände nicht alleinige oder letzte Ursache des entstande- 
ön Schadens zu sein brauchen. Besonders anschaulich wird 
‚Sıs durch die Verwendung der Worte „auf... zurückzu- 
“ehren ist‘ in $ 1a Abs. 3 Nr. 3 RHG, wonach höhere Ge- 

8 alt als Ursache die Haftung ausschließt, es sei denn, daß 
r Schaden auf das Herabfallen von Leitungsdrähten ‚‚zu- 

S\ckzuführen ist‘‘. In diesen Fällen kann das Herabfallen der 
“Pitungsdrähte nie alleinige oder letzte Ursache des Scha- 
ons sein, so daß der Gesetzgeber die Formulierung ‚durch 
‚Ds Herabfallen von Leitungsdrähten verursacht‘ bewußt 


gen der Gesetzgeber das Wort ‚verursacht‘ verwendet, 
a klarzustellen, daß dieser Ausschließungsgrund nur an- 
"fwendet werden soll, wenn die eigentliche Ursache des 
‚ihadens in dem Zustand oder der Verwendung eines Ener- 
verbrauchsgerätes gesucht werden muß. 


Eine solche Auslegung und Anwendung des Haftungsaus- 
"ihlusses in $ la Abs. 3 Nr. 1 RHG entspricht auch durch- 


a ?) In der halbamtlichen Erläuterung zu $ la Abs. 3Nr.IRHG 
n Däubler, a.a.0. S. 416, wird das ausdrücklich festgestellt. 
1) Vgl. auch LG Aurich vom 1. März 1951, abgedruckt in der 
bchtsbeilage der Elektrizitätswirtschaft Jg. 12 (1951) S. 2; LG 
berg vom 21. Januar 1952, Rechtsbeilage der Elektrizi- 


aus der Billigkeit; denn Maßnahmen zur Schadensverhü- 
tung können im wesentlichen nur innerhalb der Abnehmer- 
anlagen getroffen werden. In dem vom BGH entschiedenen 
Fall war eine Schadensverhütung durch vorbeugende tech- 
nische Maßnahmen des EVU praktisch unmöglich. Der Tod 
der Kühe konnte nicht etwa dadurch vermieden werden, daß 
die Hausanschlußleitung besser überwacht wurde oder daß 
bei Bruch des Nulleiters die in der nächsten Trafostation des 
EVU angebrachte Sicherung rechtzeitig ansprach und das 
Ortsnetz stromlos machte. Dieser Abschaltvorgang konnte 
sich aus technischen Gründen erst in einem Zeitpunkt aus- 
wirken, als die Spannung bereits über den Nulleiter inner- 
halb des Hauses zu den Kühen gelangt war und diese getötet 
hatte. Der Unfall hätte jedoch durch folgende technischen 
Maßnahmen innerhalb der Abnehmeranlage vermieden wer- 
den können: 


a) Der Nulleiter hätte entsprechend VDE 0100/11.58$ 10 
N b 4 an möglichst vielen Stellen innerhalb des Ab- 
nehmergebäudes mit der metallenen Wasserleitung 
oder sonstigen guten Erdern verbunden werden müs- 
sen. 


b) Die von dem elektrisch betriebenen Pumpenmotor 
zum Kuhstall verlaufende Wasserleitung hätte durch 
eine nicht leitende Muffe von den metallenen Was- 
serrohren innerhalb des Stalles getrennt werden müs- 
sen!P). 

c) Zum Schutz der Abnehmeranlage hätte eine Fehler- 
stromschutzschaltung gem. VDE 0100/11.58 $ 13 N 
installiert werden können. i 


Wenn der Bauer X oder dessen Installateur in der Abneh- 
meranlage nur eine der vorerwähnten Maßnahmen getroffen 
hätte, wäre der entstandene Schaden vermieden worden. 


Daß ein Abnehmer oder dessen Installateur derartige 
Maßnahmen unterlassen hat, kann nicht dem EVU zur Last 
gelegt werden. Das EVU ist für den Zustand der Abnehmer- 
anlagen nicht verantwortlich zu machen. Es hat zwar nach 
Abschnitt V,5 AVB!) vertraglich ein Recht, die Abnehmer- 
anlagen jederzeit nachzuprüfen. Dieses Nachprüfungsrecht 
soll das EVU aber lediglich in die Lage versetzen, jederzeit 
die Tarifgrundlagen überprüfen und nachteilige Rückwir- 
kungen ordnungswidriger Abnehmeranlagen auf das Ver- 
teilungsnetz verhindern zu können!?). Der Abnehmer kann 
allenfalls den Elektroinstallateur, der eine Anlage ordnungs- 
widrig installiert und dadurch einen elektrischen Unfall ver- 
ursacht hat, auf Schadensersatz in Anspruch nehmen. 


Dieser rechtlichen und tatsächlichen Sach- und Interes- 
senlage soll durch die Beschränkung der Gefährdungshaft- 
pflicht der EVU durch die in $ la Abs. 3 RHG geregelten 
Haftungsausschließungsgründe entsprochen werden, die den 
Zweck haben, die Gefährdungshaftung der EVU nicht auf 
das Verhältnis zum Stromabnehmer auszudehnen, dessen 
Schutzbedürfnis durch die Haftungsregelung in den Strom- 
versorgungsverträgen ausreichend Rechnung getragen wird. 
In der amtlichen Begründung zu dem Haftungsausschlie- 
Bungsgrund in $ 1a Abs. 3Nr. 1 RHG13) wird dazu ausdrück- 
lich festgestellt: 


„Der Haftungsausschluß ist auch insofern gerechtfertigt, 
als die Öffentlichkeit, deren Interessen das Gesetz in erster 


10) In dem vom Verband Deutscher Elektrotechniker noch 
nicht verabschiedeten Entwurf VDE 0100/...60 wird in $58 N 
zum Schutz elektrischer Anlagen in landwirtschaftlichen Be- 
triebsstätten eine derartige technische Regelung vorgesehen. 

11) „Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit elektri- 
scher Arbeit aus dem Niederspannungsnetz des Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmens‘“, die durch Anordnung des Generalin- 
spekteurs für Wasser und Energie und des Reichskommissars für 
die Preisbildung vom 27. Jan. 1942 (Reichsanzeiger 1942, Nr. 39 
und Nr. 46) für allgemein verbindlich erklärt worden sind. 

12) Vgl. u.a. Eiser-Riederer: Kommentar zum Energiewirt- 
schaftsrecht, 2. Aufl. 1958, IV, S. 31; Butze in Elektrizitätswirt- 
schaft Bd. 58 (1959) S. 388. 


13) 9.2.0., 8. 430. 
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Linie im Auge hat, hier im allgemeinen nicht berührt 
wird. Ferner enthalten die Bedingungen, welche den Ver- 
trägen der Energieversorgungsunternehmen mit ihren 
Abnehmern zugrunde liegen, regelmäßig Sonderbestim- 
mungen über die Haftung des Unternehmens für Schäden, 
die auf die Nichterfüllung oder mangelhafte Erfüllung 
eines Energieversorgungsvertrages zurückzuführen sind. 

In diese vertraglichen Beziehungen will das Gesetz grund- 

sätzlich nicht eingreifen.“ 

Die gegenteilige Auslegung von $ la Abs. 3 Nr. IRHG 
durch den BGH kann auch deshalb nicht richtig sein, weil 
ihre Konsequenzen in der Praxis undurchführbar und für 
die EVU auch untragbar wären. Eine Gefährdungshaftung 
der EVU im Sinne des BGH-Urteils würde zu einer uner- 
wünschten Verwässerung der durch die Bestimmungen der 
AVB, insbesondere Abschn. IV, 1 und V, 1, zwischen EVU 
und Abnehmern klar abgegrenzten Verantwortungsbereiche 
für den ordnungsgemäßen Zustand der elektrischen An- 
lagen führen. Eine auch nur teilweise Übernahme der haf- 
tungsrechtlichen Verantwortung für den ordnungsgemäßen 
Zustand der Abnehmeranlagen durch die EVU wäre zudem 
in Anbetracht der Vielzahl der Stromabnehmer bereits we- 
gen Personalmangels praktisch undurchführbar. Im übrigen 
würde damit auch eine ungerechtfertigte Verlagerung der 
Verantwortung für den ordnungsgemäßen Zustand der Ab- 
nehmeranlagen von den Elektroinstallateuren, die in erster 
Linie für ihre ordnungswidrigen Installationen verantwort- 
lich zu machen sind, auf die EVU bewirkt. Letztlich wäre zu 
fragen, wie der BGH bei folgerichtiger Anwendung der im 
BGH-Urteil vom 25. April 1961 dargestellten Rechtsan- 
sicht entscheiden würde, wenn der Nulleiterbruch nicht im 
Hausanschluß, sondern innerhalb des Abnehmergebäudes 
entstanden wäre und in gleicher Weise Schaden verursacht 
hätte. Soll dafür etwa auch das EVU nach $ laRHG haften? 


3. Zusammenfassung und Folgerungen für die Praxis 


3.1. Das Ergebnis der rechtlichen Würdigung des BGH- 
Urteils vom 25. April 1961 ist wie folgt zusammenzufassen .: 


3.1.1. Das BGH-Urteil ist im Ergebnis abzulehnen. Derinsla 
Abs. 3Nr.1 RHG geregelte Haftungsausschließungs- 
grund mußte zugunsten des EVU angewendet werden, 
weil der Schaden innerhalb eines Gebäudes entstan- 
den und auf eine darin befindliche Anlage zur Fort- 
leitung oder Abgabe von Elektrizität — nämlich auf 
den innerhalb des Gebäudes verlegten Nulleiter — 
zurückzuführen war. 


Die Anwendung des in $ la Abs. 3 Nr. 2 RHG geregel- 
ten Haftungsausschließungsgrundes zugunsten des 
EVU hat der BGH zutreffend abgelehnt. Die dafür 
vom BGH gegebene Begründung, daß dieser Haf- 
tungsausschließungsgrund nur angewendet werden 
könne, wenn ein Energieverbrauchsgerät bei Gelegen- 
heit bestimmungsgemäßen Energieverbrauches für 
den Schaden ursächlich geworden ist, ist jedoch un- 
zutreffend. Auch durch abgeschaltete Energiever- 
brauchsgeräte verursachte Unfälle begründen den 
Ausschluß der Gefährdungshaftpflicht des EVU ge- 
mäß $ la Abs. 3 Nr. 2RHG. 


Die vom BGH angenommene Gefährdungshaftpflicht 
des EVU ist auch unbillig, weil Schadensverhütungs- 
maßnahmen nicht von dem EVU in seinen Anlagen, 
sondern nur von dem Abnehmer bzw. dessen Elektro- 
installateur innerhalb der Abnehmeranlage getroffen 
werden konnten. 

Die Auffassung des BGH steht auch nicht im Ein- 
klang mit dem vom Gesetzgeber mit der Gefährdungs- 
haftpflicht gemäß $ la RHG verfolgten Zweck, grund- 
sätzlich nur einem Schutzbedürfnis der Öffentlichkeit, 
nicht jedoch der Stromabnehmer der EVU zu ent- 
sprechen. 


3.1.2. 


3.1.3. 


3.1.4. 


Wenn es künftig bei ähnlichen Schadensfällen erneut zu 
Meinungsverschiedenheiten über die Schadensersatzpflicht 
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kommt, sollte deshalb das BGH-Urteil vom 25. April 19611 
durch die Rechtsprechung nochmals überprüft werden 
Außerdem ist zu erwägen, in dem vom Bundesministeriun 
der Justiz vorbereiteten Entwurf für ein „Gesetz zur Ände. 
rung und ErgänzungschadensersatzrechtlicherVorschriften‘ 
eine Änderung des Wortlauts von $ la RHG vorzu 
sehen, mit der eindeutig klargestellt wird, daß eine Gefährl 
dungshaftpflicht der EVU für innerhalb von Abnehmerf 
anlagen auftretende Unfälle nicht besteht, wenn did 
schadenverursachende Energie über in der Obhutspflicht! 
des Abnehmers stehende Leitungen zur Unfallstelle gelangt. 


3.2.Gleichwohlsollten aus dem vom BGH beurteiltenScha. 
densfall und — trotz vorstehender ablehnender Kritik 
auch aus dem BGH-Urteil Lehren für die Praxis gezogen 
werden. Dies um so mehr, als sich derartige Viehschadens!! 
fälle offensichtlich häufiger ereignen, was allein daraus zı 
ersehen ist, daß sich der BGH bereits vor drei Jahren einmal) 
mit einem ähnlichen Unfall befassen mußte, bei dem ebe ) 


falls über den Nulleiter Strom in den Stall eines Bauern geh 
langte und dort eine Kuh tötetel#). Auch in der Elektrizik 
tätswirtschaft sollten — allein um in der Landwirtschaft di. 
Elektrizitätsanwendung durch derartige Unfälle nicht ir 
Mißkredit zu bringen — Maßnahmen erwogen und durch 
geführt werden, die ähnliche Unfälle künftig verhindern. 
Als derartige Maßnahmen kommen z.B. in Betracht: 


3.2.1. Die Landwirte sollten durch Veröffentlichungen iı 
landwirtschaftlichen Fachzeitschriften, Rundschreil 
ben der Landwirtschaftskammern und -verbändd 
Kundenzeitschriften der EVU oder auf sonstige Wei 
auf die Gefahren einer Nichtbeachtung der in vDl 

01008 10 N b 4 aufgestellten anerkannten Regeln deli 

Elektrotechnik hingewiesen werden, daß in genullte 

Netzen der Nulleiter innerhalb der Gebäude an mö 

lichst vielen Stellen mit den metallenen Wasserleit 

gen oder sonstigen Erdern verbunden werden muß. 


3.2.2. In entsprechender Weise sollten die Elektroinstalld/ 
teure in ihren Fachzeitschriften und durch Rund 
schreiben der EVU unterrichtet und zu besonder: 
Beachtung der elektrischen Schutzmaßnahmen ° 


landwirtschaftlichen Betrieben aufgefordert werdes 


. Die Arbeitsgemeinschaften zur Prüfung elektrisch 
Anlagen auf dem Lande sollten bei der Prüfung vd 
landwirtschaftlichen Betrieben besonders sorgeälim 
aufeine Einhaltung von VDE 0100 $ 10 N b 4 achtei 


Der Verband Deutscher Elektrotechniker sollte au 
gefordert werden, den Entwurf der VDE-Bestimm | 
0100a /... 60, in dem besondere technische Regelung ß 
zum Schutz elektrischer Anlagen in landwirtscha H 
lichen Betriebsstätten getroffen werden sollen, bald 
möglichst zu verabschieden und allen Landwirten bIl 
kanntzugeben. Dabei sollte überlegt werden, ob nie 
wegen der besonderen Gefährdung in landwirtschaff; 
lichen Betrieben zusätzliche Schutzmaßnahmen, 
z.B. Fehlerstromschutzschaltung o. ä., vorzusehd 
sind. Selbstverständlich können nur solche Schut 
maßnahmen in Betracht kommen, die den besonder« 
Verhältnissen in landwirtschaftlichen Betrieben (z. 
erhöhte Korrosionsgefahr, starke mechanische Bea 
spruchung, niedrige Erdübergangswiderstände) Rec 
nung tragen und mit einem für die Landwirte wil 
schaftlich tragbaren Aufwand durchzuführen sin] 
Der Stromabnehmer muß jedoch die Annehmlig 
keiten der Elektrizitätsanwendung notfalls auch m 
materiellen Opfern erkaufen, die ihn vor den nun ei 
mal unvermeidbaren Gefahren dieser Errungenschd 
der modernen Technik schützen sollen und können. 


3.2.4. 


U) Siehe BGH-Urteil vom 21. Oktober 1958 — VIII-Z 
145/57 —, veröffentlicht in der Rechtsbeilage der Elektrizitä 
wirtschaft Jg. 19 (1958), S. 91; interessanterweise hat in diest 
Urteil der 8. Senat des BGH keine Gefährdungshaftpflicht 
EVU gemäß $ la RHG angenommen. 
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K 31: 621.311.(43-15) 


die öffentliche Elektrizitätsversorgung 
n der Bundesrepublik Deutschland 
hne West-Berlin im Mai 1961 


"us den Berichten des Bundesministers für Wirtschaft 

4 Im Mai 1961 betrug der Blektrizitätsverbrauch aus dem 
„ffentlichen Versorgungsnetz in der Bundesrepublik 7131,3 
Wh (Veränderung gegenüber dem gleichen Monat des 
Wörjahres: +7,5%). 


Am 3. Mittwoch im Mai wurde die Höchstbelastung des 
öffentlichen Versorgungsnetzes mit 14597 MW (+8,4%) 
festgestellt. Von der Höchstbelastung entfielen auf 


öffentliche Kraftwerke 11 033 MW, 
Industrie-Einspeisung 2274 MW, 
Einfuhrüberschuß 1290 MW. 


Die wichtigsten Jahresspeicher waren Ende Mai 1961 zu 
43%, ihres nutzbaren Gesamtfassungsraumes gefüllt. 

Am Monatsende wiesen die öffentlichen Steinkohlenkraft- 
werke Kohlenbestände von insgesamt 2,99 Mio t aus. 


1,4 
TWh 


12 


Stromerzeugung —e 


romverbrauch einschließlich Über- 
'agungsverluste, ohne Pumpstrom- 
verbrauch 


1 Monatswerte (linke Skalenteilung) 


a) Wärmekraftwerke 


Stromerzeugung der öffentlichen Kraftwerke 


b) Wasserkraftwerke 


2 Summe der Monatswerte (rechte Skalenteilung) 


Die Werte des Vorjahrs sind gestrichelt eingezeichnet. 


=} Die öffentlichen Wasserkraftwerke erzeugten 1207,2 GWh 
."r27,3%), die öffentlichen Wärmekraftwerke 4650,1 GWh 
0,2%). 

Die Industriekraftwerke lieferten 1151,5 GWh (+13,1%) 
=. das Netz der öffentlichen Elektrizitätsversorgung. 

3 Die Stromeinfuhr betrug 721,1 GWh (+12,8%), die 
romausfuhr 97,0 GWh (— 17,2%). 
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\zeugung der öffentlichen Kraftwerke, Einspeisung der In- 
‚lıstrie, Austauschsaldo und Belastung des öffentlichen Netzes 
am 3. Mittwoch (17. 5. 1961) 


Der Brennstoffverbrauch der öffentlichen Kraftwerke be- 
trug 3,21 Mio t Rohbraunkohle und Torf, 1,09 Mio t Stein- 
kohle und andere Kohlenarten, 32500 t Heizöl und 42,51 
Mio m? Gas. 


DK 621.18: 336.126.3 
Die Höhe der Verwaltungsgebühr für die 
Genehmigung von Dampfkesselanlagen 


Jedem, der mit dem Bau von Dampfkesselanlagen oder 
mit dem Betrieb eines auf Dampfbasis arbeitenden Kraft- 
werkes zu tun hat, ist bekannt, daß die Dampfkesselanlage 
in der Planung, bei der Bauausführung und dem späteren 
Betrieb zunächst der Genehmigung und später der ständi- 
gen Überwachung des zuständigen Gewerbeaufsichtsamtes 
unterliegt [1]. Daß dieses seinen berechtigten Grund in der 
Gefährlichkeit der Anlage für die Mitarbeiter und die Nach- 
barschaft des Dampfkessels hat, leuchtet ein. Nicht ohne 
weiteres verständlich ist jedoch die außerordentliche Höhe 
der Verwaltungsgebühr, die der Bauherr des neu errichteten 
Dampfkessels an das Gewerbeaufsichtsamt für die nach der 
Gewerbeordnung erteilte Genehmigung schließlich zu ent- 
richten hat. 


Nach Abschluß des Genehmigungsverfahrens übersendet 
das Gewerbeaufsichtsamt nämlich einen Gebührenbescheid, 
in dem — wenigstens in den früheren preußischen Ländern — 
gestützt auf das „Gesetz über staatliche Verwaltungsge- 
bühren‘“ [2] und nach der Tarifstelle 2a des ‚„Gebühren- 
tarifs der Verwaltungsgebührenordnung‘ [3] für die Geneh- 
migung eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 2 Promille der 
Kosten der Dampfkesselanlage berechnet wird. Für die Ge- 
nehmigung einer neuen Anlage im Werte von 5 Mio DM be- 
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trägt die Verwaltungsgebühr beispielsweise 10000,— DM. 
Ob diese Gebühr in voller Höhe dem Kosten- und Arbeits- 
aufwand des Gewerbeaufsichtsamtes bei der Genehmigung 


entspricht und entsprechen muß oder ob sie unabhängig da- 
von schlechthin nach den genannten gesetzlichen Gebüh- 
renbestimmungen berechnet werden kann und muß, ist 
fraglich und soll hier untersucht werden. 


Schon eine überschlägliche Rechnung zeigt, daß die vor- 
genannte Gebühr den beim Genehmigungsverfahren aufge- 
wendeten Kosten des Gewerbeaufsichtsamtes nicht ent- 
sprechen kann. Setzt man nämlich den Stundensatz eines 
auf die Prüfung von Dampfkesselanlagen spezialisierten und 
dafür besonders qualifizierten Diplomingenieurs etwa mit 
20,— DM an, dann müßten im obigen Beispiel etwa 500 
Stunden oder 62%, achtstündige Arbeitstage auf die Ge- 
nehmigung des neuen Dampfkessels verwendet worden sein. 
Die Praxis zeigt, daß dies nicht zutrifft. Es wird nicht ver- 
kannt, daß schon die vorläufige Projektierung des 
neuen Kessels und seine endgültige Planung durch den 
Bauherrn und danach die Planung im einzelnen mit der 
Herstellerfirma und auch die Ausführung des Baues 
durch diese Firma — daß diese vier Phasen des Bau- und 
Genehmigungsverfahrens eingehend vom Gewerbeaufsichts- 
amt überwacht und mitbestimmt werden, wobei z.B. be- 
sonders darauf geachtet wird, daß die ‚Verordnung über die 
Reinhaltung der Luft‘ eingehalten wird und die Ausfüh- 
rung der Kesselanlage und des Kesselhauses in sicherheits- 
technischer Beziehung ordnungsgemäß ist. Die Prüfung und 
Genehmigung vieler Planungs- und Bauvorgänge dürfte 
aber Routinearbeit sein. Anderes erledigt sich kurzfristig 
auf dem ‚‚Papierweg‘. Natürlich bleibt ein erheblicher Rest 
bei der Herstellung einer Dampfkesselanlage, der nur durch 
die tatsächliche Anwesenheit eines technisch versierten 
Fachmannes des Gewerbeaufsichtsamtes gründlich geprüft 
und genehmigt werden kann. Alles in allem kann aber der 
tatsächliche Arbeitsaufwand dieses Prüfers bei einer 5- 
Mio-DM-Anlage nicht mit 10000,— DM oder 500 Arbeits- 
stunden = 621, achtstündigen Arbeitstagen angesetzt 
werden. Nimmt man nur 250 Arbeitsstunden des Fachman- 
nes mit einer Entlohnung von 5000,— DM an, könnten die 
übrigen 5000,— DM Gebühren auf die Arbeitszeit ‚‚mittle- 
rer‘ technischer Angestellten und auf die sogenannten Ge- 
meinkosten der Behörde (Raumkosten, Hilfsmittel, Hilfs- 
löhne, Versicherungskosten usw.) verrechnet werden. Aber 
auch zu diesem Nachweis dürfte das Gewerbeaufsichtsamt 
schwerlich in der Lage sein. 


Decken sich somit die aufgewendeten Verwaltungskosten 
und die geforderte Verwaltungsgebühr — zumindest für 
Großanlagen — nicht in voller Höhe, ist zu fragen, ob eine 
derartige kostenunechte Gebühr zu Recht erhoben werden 
kann. 


Die Verwaltungsgebührenordnung vom 19. Mai 1934 [3] 
enthält ausdrücklich nur in $ 10 eine Anpassungsmöglich- 
keit der Gebühr. Danach kann ihre Höhe festgesetzt werden 
unter Berücksichtigung des Umfanges und der Schwierig- 
keit der Sache, ihrer Bedeutung für das bürgerliche Leben 
und der Leistungsfähigkeit des Zahlungspflichtigen. Vor- 
aussetzung dafür ist aber, daß in den Gebühren-Tarifen für 
den Ansatz einer Gebühr ein Spielraum gewährt wird. Für 
die Genehmigung einer Dampfkesselanlage ist dies nach der 
Tarifstelle 2a des Gebührentarifs nicht der Fall. Vielmehr 
ist, wie schon gesagt, eine Fixgebühr in Höhe von 2 Pro- 
mille der Höhe der Anlagekosten pauschal festgesetzt. 


Allerdings ist die Verwaltungsgebührenordnung lediglich 
eine ministerielle Verordnung, die ihre gesetzliche Grund- 
lage in $ 4 des genannten ‚„‚Gesetzes über staatliche Verwal- 
tungsgebühren‘ [2] hat. Dort wird in $ 4 bestimmt: 


„1. Die Gebührenordnung erläßt das Staatsministerium. 


2. Die Gebühren sollen unter Berücksichtigung der Ko- 
sten des betreffenden Verwaltungszweiges festgesetzt wer- 
den.“ 


ee. 
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Fußt der Gebührentarif für die Genehmigung von Dampf! 
kesselanlagen somit auf $ 4 Abs. 1 des genannten Gesetzes 
mußte bei seinem Erlaß auch $ 4 Abs. 2 beachtet werden 
d.h., der Gebührentarif mußte kostenäquivalent sein odel 
dem Prinzip der „Kostendeckung‘“ und der „speziellen Ent. 
geltlichkeit‘‘ entsprechen. Aus $ 4 Abs. 2 ergibt sich auch 
daß eine Gebühr nicht darauf gerichtet sein darf, dem Staal 
Überschüsse einzubringen. Diese Gebührengrundsätze hal 
die Rechtslehre auch aus dem Wesen einer Gebühr hergelei 
tet. 


Im Gegensatz zu den Steuern — ‚,... einmalige oder lau 
fende Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für ein! 
besondere Leistung darstellen ...‘‘ [4] —, bei denen also dell 
Grundsatz der „generellen Entgeltlichkeit“ gilt, sind Geh 
bühren, nämlich das ‚spezielle Entgelt für bestimmte Amtsli 
handlungen“ [5], mit anderen Worten, der öffentlich-rech 
liche Preis für Leistungen des Staates [6]. Weil sie öffen fi 
lich-rechtliche Preise sind, die kraft Hoheitsakt gefordert’ 
werden, können sie zwar nicht wie Marktpreise in der Wet 
bewerbswirtschaft aus den Faktoren Selbstkosten eine 
seits und Angebot und Nachfrage anderseits entwicke 
werden. Aber sie haben sich eng an die „Kosten“ der Ve 
waltung anzulehnen. Wie in der Betriebswirtschaft werdei 
auch hier die Kosten in Einzelkosten (in einer technischej 
Verwaltung etwa die erfaßbaren Löhne für Gehilfen, die ir 
Arbeitsverhältnis stehen u. ä. m.) und in Gemeinkosten (s 
0.) unterteilt. Eine Untersuchung der Einzelkosten wieder 
um zeigt, daß es sich hier um „direkte Kosten‘ handelt, b 
denen eine unmittelbare Kostenerfassung möglich ist, wäh 
rend die Gemeinkosten nur einer ‚indirekten‘ Zurechnu ı 
fähig sind [7]. 


Die vorstehenden, aus Sinn und Zweck der Gebühr gefo! 
gerten Grundsätze bestätigen somit das auch in $ 4 Abs. ! 
des „Gesetzes über staatliche Verwaltungsgebühren“ [' 
enthaltene Prinzip, daß eine ordnungsgemäße Gebühr d 
möglichst weitgehende und direkte Zurechnung der Kostell 
der Verwaltung bei Vornahme einer einzelnen Amtshan- 
lung erfordert. Vielfach ist aber in der sogenannten Al 
gemeinverwaltung die Höhe der direkten und indirekt: 
Kosten, also die Höhe der Einzel- und Gemeinkosten fi 
den Einzelfall nicht von vornherein und allgemein im We, 
der Gebührenordnung genau vorauszusehen und festzui 
gen. Zu viele bei der Festsetzung einer Allgemeingebühr us 
vorhersehbare Faktoren spielen für die Höhe der Einz: 
und Gemeinkosten eine entscheidende Rolle. Die Verwat 
tungen können z.B. mit unterschiedlich qualifizierten Bi 
amten besetzt sein, die gleiche Arbeit bei unterschiedlichl 
Kostenverursachung leisten, oder die Gemeinkosten gleich 
artiger Ämter an verschiedenen Orten weichen aus Gründd 
der Lage des Amtes (Groß- oder Kreisstadt), der Höheei \ 
eventuellen Miete usw., voneinander ab. Bei sogenannt* 
technischen Verwaltungen (Stadtwerke, Badeanstaltel: 
Müllabfuhr, Schlachthof, Friedhof) sind dagegen die dd 
einzelnen Gebühren zugrunde liegenden Kosten meistel‘ 
leichter und präziser festzustellen, weil hier die Kosten na f 
der ganzen Art der Leistungen im einzelnen erfaßbar N 
abgrenzbar (isolierbar) sind [8]. Aber auch hier wird es nie 1 
immer möglich sein, die Höhe der Gebühr allgemein uk 
entsprechend dem Maß der Benutzung oder der Inanspruch 
nahme der Verwaltung im Einzelfall kostenecht fostzusdi 
zen. Hier sind an die Höhe der Gebühr Wahrscheinlid 
keitsmaßstäbe anzulegen, die ohne Rücksicht auf die td 
sächlichen Kosten des Einzelfalls einen durchschnittlich 2 
treffenden Anhalt geben, der nicht offenbar und absolut 
geeignet ist [9]. Darüber hinaus sind die Gebührensätze, 
sie im voraus und allgemein zu bestimmen sind, von ( 
voraussichtlichen und wahrscheinlichen Zahl der Leistun; 
empfänger abhängig; denn die öffentlich-rechtlichen 
stungsträger können ebenso wie der Unternehmer der 
vatwirtschaft bei einer bestimmten Anzahl von Leistung 
einheiten die optimal günstigste Leistung für den einzeln] 
zu der niedrigsten Gegenleistung erbringen [10]. 


Bet 
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:Die oben dargelegten Gebührengrundsätze müssen auch 
ider Verwaltungsgebühr für Genehmigungen von Dampf- 
‚sselanlagen durch das Gewerbeaufsichtsamt Beachtung 
den. 


Welche Rechtsfolge ergibt sich daraus ? 


“Durch Urteil vom 10. September 1958 [11] hat der Hessi- 
ae Verwaltungsgerichtshof die Befugnis der Verwaltungs- 
richte dafür ausgesprochen, die Maßstäbe einer Gebüh- 
"ıordnung dahin zu überprüfen, ob sie offenbar und abso- 
5 ungeeignet seien. Dies dürfte dann der Fall sein, wenn 
in erheblichem Umfang nicht den oben dargelegten 
‚undsätzen für Verwaltungsgebühren entsprechen, son- 
Jen dem Fiskus als Einnahmequelle dienen, was die Gebühr 
'em Wesen nach nicht sein soll. Auch die Genehmigungs- 
"oühr für Dampfkesselanlagen kann daher verwaltungsge- 
'htlich einmal danach überprüft werden, ob sie grundsätz- 
öh nach dem Kostendeckungsprinzip und dem Äquiva- 
„ıtgedanken ausgerichtet ist. Im Falle der früheren Preu- 
schen Verwaltungsgebührenordnung vom 19. Mai 1934 [3] 
an das Gericht darüber hinaus noch prüfen, ob die Ver- 
“lnung über den Rahmen der Ermächtigung hinausgeht, 
ul sie — wie gezeigt — das in $ 4 Abs. 2 des Gesetzes auf- 
tellte Kostendeckungsprinzip bei der Genehmigungsge- 
hr für Dampfkesselanlagen generell außer acht läßt. 
"ächte die Prüfung des Gerichts das Ergebnis, daß das 
stendeckungsprinzip verletzt sei, müßte es die Gebüh- 
ıordnung insoweit für unzulässig und die darauf beruhen- 
= ı Gebührenbescheide für unwirksam erklären; denn die 
S;chtsgültigkeit der Gebührenordnung hängt von der Be- 
ıtung des in $ 4 Abs. 2 enthaltenen Kostendeckungsprin- 
sab. Eine Entscheidung über den Gebührentarif für die 
nehmigung von Dampfkesselanlagen liegt allerdingsnoch 
ht vor. Das Bundesverwaltungsgericht [12] hat aber für 
3 Gebühren der sogenannten Außenhandelsstelle die Ein- 
tung des Kostendeckungsprinzips gefordert und den Ta- 
für Verwaltungsgebühren der Außenhandelsstelle [13] in- 
veit für unwirksam erklärt, als er Überschüsse zuließ. Das 
richt führt aus, die für den Gebührentarif zuständigen. 
orts müßten die Gebühren senken, wenn im Haushalts- 
sn ein Einnahme-Überschuß festgesetzt sei; denn zum 
zielen eines Einnahmeüberschusses dürften Gebühren 
Sht erhoben werden. 


hlfahrt und Gesundheitswesen durch Erlaß vom 19. Mai 
)1 [14] nach Verhandlungen mit den Ländern Nordrhein- 
tfalen und Niedersachsen in Hessen für die Genehmi- 
ng von Dampfkesselanlagen eine neue Gebührentabelle 
gestellt, in der die Gebühren nicht mehr starr nach einem 
@ıtimmten Pauschalsatz für die Kesselanlagen aller Grö- 
‚Shaordnungen gleich festgesetzt, sondern je nach Größe der 
zelnen Anlagen gestaffelt werden. Bisher betrugen die 
nehmigungsgebühren für das Land Hessen 2 Promille der 
Alagekosten zuzüglich 25% Aufschlag. Das Ausmaß der 
©bührenermäßigung wird am Beispiel einer 15-Mio-Anlage 
Jichtlich, für deren Genehmigung bisher 37 500,— DM zu 
len gewesen wären, während hierfür künftig nur noch 
225,— DM zu entrichten sind. 


“nden Ländern Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
en die Bemühungen der daran interessierten Kreise 
hernoch nicht zu einer entsprechenden Gebührensenkung. 
"» Gebühren in den süddeutschen Ländern liegen ohnehin 
„eblich niedriger als in den ehemals preußischen Gebieten. 
"8 Bayerische Kosten- und Stempelgesetz [15] sieht eine 
"\chstgebühr vor. Für die Genehmigung von Dampfkes- 
en wird nach diesem Gesetz eine Verwaltungsgebühr 
ı 2 Promille der Anlagekosten, mindestens 10,— DM, 
Ohstens 1000,— DM, erhoben. Nach dem Badischen Ver- 
‚ltungsgebührengesetz [16] beträgt die Genehmigungsge- 
‚ir einheitlich ohne Rücksicht auf die Größe und den Wert 
| Anlage 10,— DM. W. Rutenfranz 
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DK 061.3(43-2.2):644.1:697.9 
Bericht über den 17. Kongreß für Heizung 
und Lüftung in Hamburg 


Der Zentralverband Wärme-, Lüftungs- und Gesund- 
heitstechnik e. V., die Fachgruppe Heizung und Lüftung 
des VDI und der Arbeitskreis Heizungs- und Maschinen- 
wesen staatlicher und kommunaler Verwaltungen veran- 
stalteten vom 19. bis 21. April 1961 in Hamburg den 
17. Kongreß für Heizung und Lüftung, an dem rd. 1700 
Fachleute aus dem In- und Ausland teilnahmen. Die 
wachsende Bedeutung aller Fragen der Heizungs- und 
Lüftungstechnik kam in einer Reihe von Vorträgen zum 
Ausdruck, über die kurz berichtet werden soll. 


Erster Tag der Tagung 


Prof. Dr.-Ing. W. Raiß, Berlin: Die neuzeitliche Heizungs- 
und Lüftungstechnik. 


Besondere soziologische und hygienische Bedeutung ist 
dem verstärktem Bau von Stadtheizungen, Block- und 
Gruppenheizungen beizumessen. Bei der Konstruktion von 
Heizkesseln werden in Zukunft immer mehr der einfache 
Aufbau und die leichte Betriebs- und Bedienungsmöglich- 
keit beachtet. Die neuen Normen für Gliederheizkörper 
(DIN 4720 und 4722) werden Erleichterungen bei Herstel- 
lern, Handel und Installation bringen. Die Anzahl der 
Typen wurde von 17 auf 9 vermindert. Die Forschung wird 
sich auch in Zukunft mit zahlreichen Problemen beschäfti- 
gen, so z. B. mit dem Ermitteln von Widerstandsbeiwerten 
für neuzeitliche Armaturen und Zubehörteile, der Wärme- 
bedarfsberechnung des freistehenden Hochhauses und der 
gleichmäßigen Verteilung der Luft in ausgedehnten Lüf- 
tungsnetzen. Dabei wären die Förderung des internationa- 
len Erfahrungsaustausches, die Zusammenarbeit bei Hei- 
zungsnormen, Prüfrichtlinien und Berechnungsregeln sehr 
zu begrüßen. Die Firmen sollten von sich aus alles tun, um 
befähigten Nachwuchs zu fördern. 

Direktor Dipl.-Ing. O. Metzner, Ewersbach: Die Betriebs- 
voraussetzung zur Verhütung von Korrosionen koks- und 
ölgefeuerter Hochleistungskessel. 
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Korrosionen treten wasser- wie auch rauchgasseitig auf. 
Wir haben es hierbei überwiegend mit elektrochemischen 
Vorgängen zu tun. Der Vortragende behandelte die grund- 
sätzlichen Fragen der Wasseraufbereitung mit der Ent- 
härtung und Entgasung. Als Schutzalkalität ist ein pH- 
Wert von 8,5 bis 9,5 einzuhalten. Rauchgasseitig darf der 
Taupunkt nicht unterschritten werden. Allgemein sind fol- 
gende Grundsätze zu beachten: 

1. Mittelschweres und schweres Heizöl soll in Wohnsied- 
lungen nur bei großen Einheiten über rd. 5 Geal/h ver- 
wendet werden und ist mit geringstem Luftüberschuß zu 
verbrennen. 

2. In Abhängigkeit vom Schwefelgehalt des Öls sind eine 
Mindest-Eintrittstemperatur des Wassers und eine 
Mindest-Abgastemperatur nicht zu unterschreiten. 


3. Die Kessel sind wegen der Stillstandskorrosion vor 
Durchlüftung zu schützen. 


4. Mindestens einmal im Jahr ist eine gründliche Kessel- 
reinigung durchzuführen. 


Dr. Dr.-Ing. E. h. #. Allmenröder, Hamburg: Die Erfor- 
dernisse für den Bau von Heizzentralen. 


Durch den Einbau von Mischpumpen ist es möglich, die 
Mindestwandungstemperatur der Kesselheizflächen von 
130 °C (bei Schweröl) nicht zu unterschreiten. Die Arbeits- 
weise dieser Mischpumpe beeinflußt das Druckdiagramm 
der angeschlossenen Pumpenheizung. Am Diagramm wurde 
gezeigt, welche Veränderungen sich ergeben können. Es 
gibt Schaltungen, bei denen die Mischpumpe die Heiznetz- 
pumpe zusätzlich belastet, und auch Schaltungen, bei 
denen die Netzpumpe entlastet wird. 


Ing. H. Viessmann, Allendorf/Eder: Erfahrungen im 
praktischen Betrieb mit Heizzentralen. 


Auch hier stand die Korrosionsfrage im Vordergrund. 
Wasseraufbereitungsverfahren, die auf dem Markt sehr 
zahlreich angeboten werden, haben nur dann Sinn, wenn 
sie fachgerecht bedient werden. Die Erbauer von Heizzen- 
tralen haben auf den späteren Betrieb keinen Einfluß, und 
es sind immer nur die großen Anlagen, die von Fachleuten 
überwacht werden. Wenn man an Heizkessel auch die 
Warmwasserbereitung anschließt, so ergeben sich weitere 
regeltechnische Aufgaben. Außerdem kann die sommerliche 
Stillstandskorrosion vermieden werden, und die Keller- 
räume sind vor Feuchtigkeit geschützt. Der Vortragende 
wies auch auf die Korrosionsprobleme bei Kupfer-Stahl 
oder Kupfer-Zink hin. Die den Ausführungen folgende leb- 
hafte Diskussion zeigte, daß die Korrosionsursachen bei 
Verwendung von verschiedenen Materialien von Warm- 
wasserbereitern, Heizflächen-Rohrnetz einer Klärung be- 
dürfen; es wurde vorgeschlagen, diese eine, aber sehr wich- 
tige Frage zum Hauptthema einer Tagung zu wählen. 


Prof. Dr.-Ing. F. Roedler, Berlin: Raumklimatische Pro- 
blematik des Hochhauses aus der Sicht des Hygienikers. 


Die rechnerischen Grundlagen für die Klimatisierung von 
Hochhäusern ergeben sich durch das Außenklima, die 
Bauweise des Gebäudes und die Anforderungen, die an das 
Innenklima gestellt werden. Dabei sind zu berücksichtigen: 
die freie Lage des Hauses, das Anwachsen der Windge- 
schwindigkeit mit der Höhe, die Häufigkeit der Windstär- 
ken, ihre Richtung und Böigkeit und die Sonneneinstrah- 
lung. Die Abschirmung der Strahlen durch außenseitigen 
Sonnenschutz verdient Beachtung, besonders im Hinblick 
auf den oft sehr hohen Fensterflächenanteil. Unzureichen- 
des Wärmespeichervermögen der Außenwände und des 
Daches und Zugluft infolge Undichtigkeit der Fensterfugen 
sind Einflüsse, die das Raumklima empfindlich stören kön- 
nen. Die völlige, feste Verglasung in Verbindung mit einer 
lüftungstechnischen Anlage nach DIN 1946 mit einer zu- 
sätzlichen Lösung der Betriebssicherheit scheint hier ein 
Ausweg zu sein. Weitere Untersuchungen und Forschungen 
in den nächsten Jahren werden zur Klärung aller dieser 
klimatechnischen Fragen dienen. 
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Dr. H. Laakso, Leverkusen: Bauliche und technisch 
Erfahrungen sowie Planungsgrundlagen bei Niederdruck 
und Hochdrucklüftungen in Deutschland. 

Auch hier wurden die gleichen Probleme behandelt: Ent 
lastung der Klimaanlage durch feststehende Verglasun 
und die damit verbundene Zwangslüftung. Die wärmeteech 
nischen Messungen an der Front des Phönix-Rhein-Ruhr 
Hochhauses ergaben im Februar 1961 um 13.00 Uhr an de! 
Südwand eine Sonnenstrahlungsintensität von 855 keal/m?}} 
Daher hat schon die Lage des Gebäudes wesentlichen Ein) 
fluß auf die Kühlleistung. Ost-Westrichtung als Haupik 
achse des Gebäudes mit überwiegendem Fensteranteil aul 
der Nordseite ergibt die geringste erforderliche Kühllel j 
stung. Bei Räumen, die mit Hochdruckklimaanlagen au 
gerüstet sind, wird die Luft zumeist auf der Korridorseiti 
unterhalb der Decke abgesaugt. Eine bessere Wirkung is 
zu erzielen, wenn diese Absaugung über den Fenstern art 
gebracht ist, da dann die eingedrungene Wärme unmittelbe) 
abgeführt werden kann. Um die Frischluftmenge zu bel 
stimmen, ist die Anzahl der Personen im belüfteten Raur 
entscheidend. Man rechnet mit 30 bis 60 m?/h und Po 
Der DIN-Entwurf 18610 sollte in seiner jetzigen Fassun 
zurückgezogen und neu überarbeitet werden. 


Direktor Dr. O1. Allander, Stockholm: Bauliche und tecll. 
nische Erfahrungen bei der Lüftung und Klimatisierur/ 
von Hochhäusern in Skandinavien. | 


Das skandinavische Klima weist sehr große Unterschie« 
auf. Als Auslegungstemperatur für Heizungsanlagen gelte) 
in Südschweden — 14°C und in Nordschweden — 40°C. Di 
thermische Auftrieb von 19 mm Ws je 100 m Bauhöhe füh 
zu Druckunterschieden zwischen den Gebäudeinnern unddi 
Atmosphäre. Um schädlichen Zug zu vermeiden, ist dahil 
eine dichte Bau- und Fensterkonstruktion erforderlich 
Außerdem traten bei Fahrstuhlschächten störende Gl 
räusche durch ein- und ausströmende Luft auf. Von dd 
Behörden wurde nunmehr zugelassen, daß die Ausblasell 
von Büroräumen zur Erwärmung von Garagen oder andı 
ren Nebenrätmen herangezogen werden kann. 


Ing. @. Keller, Zürich: Bauliche und technische a 
rungen bei der Lüftung und Klimatisierung von Hochhäl 
sern in Italien. 


Zunächst warnte der Vortragende davor, für europäisch 
Verhältnisse unbesehen die amerikanischen Wolkenkratz‘ 
Erfahrungen zu übernehmen. Die italienischen Hochhäud! 
sind zumeist niedriger als die in den USA; dort wird « 
Stahlbauweise vorgezogen, während in Italien bevorzur 
Stahlbeton verwendet wird. Außerdem ist der Fenstdl 
flächenanteil der italienischen Häuser erheblich gerin | 
als bei den Wolkenkratzern in den USA. Als Klimaanlagı 
werden ausnahmslos Hochgeschwindigkeitsanlagen gebaut 
Die Primär-Luftkanäle sind rund, und man strebt möglich 
viele senkrechte Kanäle an, an die beidseitig nur je € 
Induktionsapparat angeschlossen ist. Zu jeder Hochhalk 
Klimaanlage gehört auch die Kältezentrale. Kältemase! 
nen für Klimaanlagen müssen möglichst wenig Geräug 
und geringste Erschütterungen erzeugen und sollen ei} 
günstige Teilcharakteristik haben. 


Dipl.-Ing. F. Tonne, Stuttgart: Ergebnisse über Until 
suchungen an Sonnenschutzeinrichtungen. | | 


Wenn man auf künstliche Lüftung verzichtet, kann ji j 
meist ein befriedigendes Innenklima durch Verschattul > 
der Glasflächen, also durch außenliegenden Sonnenschil 
erreicht werden. Dabei ist eine wärmespeicherfähige a ö 
konstruktion notwendig. Wenn aber die massiven Wan 
Boden-, und Deckenflächen mit wärmedämmenden Platt ! 
versehen sind, ist bei großflächiger Verglasung eine kü I 
liche Belüftung oder Klimatisierung selten zu umgehen. 
mehreren Zeichnungen wurden die Luftströme an Fenst# 
mit verschiedensten Sonnenschutzanlagen dargestellt ı 
die damit verbundenen Folgerungen erläutert. Die 
schung ist damit beschäftigt, die Einstrahlungsverhältni 
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uch unter Berücksichtigung der vom Hiıamel kommenden 
\iffusen Strahlung, theoretisch immer vollkommener zu 
\ntersuchen und auf Fenster- und Sonnenschutzkonstruk- 
"onen Einfluß zu gewinnen. Ein weiterer Ausbau der von 
leidat bearbeiteten Klimadaten wäre erwünscht. Diese 
\ueteorologischen Daten müßten bei jeder Bauplanung mit 
erangezogen werden. 

I 
| weiter Tag der Tagung 


".auptthema: Zentrale 
"iedlungsgebiete. 


Beheizung geschlossener 


\eizungsbetriebskosten im Wohnungsbau. 


Auch im Sozialen Wohnungsbau ist die Zentralheizung 
»n Bedeutung. Wirtschaftliche Heizungskosten setzen 
ıten Wärmeschutz des Baukörpers voraus. Die Tafel 1 
»igt die Höchstwerte für den spezifischen Wärmebedarf, 
‚e als Kompromiß zwischen Baukosten, Kapitaldienst der 
‚reizungsanlage und späteren Betriebskosten anzusehen 
d. Bei guter Wärmedämmung liegen die Kosten für 
sontralheizung, einschließlich Baunebenkosten bei eigener 
eizzentrale zwischen 22 und 30 DM/m? Wärmefläche, bei 
lock- und Fernheizung zwischen 25 und 30 DM/m? und 
wüber. Bei einem Wohnblock mit eigener Heizzentrale 
‚Sht der Kapitaldienst für die Zentralheizung voll in die 
iete ein. Bei Fernwärmeanschluß setzt ein echter Kosten- 
Jbrgleich eine genaue Kenntnis der Finanzierungsart vor- 
"as. Die VDI-Richtlinie 2067 „Richtwerte zur Vorausbe- 
üchnung der Wirtschaftlichkeit verschiedener Brennstoffe 
:i Warmwasserzentralheizungsanlagen‘‘ wird mit der 
‚raxis verglichen. Der Vortragende ging dann auf Jahres- 
nutzungsstunden, die Leistungs- und Arbeitspreise ein, 
©ellte Meß- und Abrechnungsverfahren einander gegenüber 
ild 1) und wies auf die Vorteile der pauschalen Beheizung 
n. 


Um Für und Wider der pauschalen Beheizung entspann 
sh eine bewegte Diskussion, die mit dem Hinweis abge- 
"lochen wurde, dieses Thema solle im Spätherbst im Ar- 
'itskreis Heizungs- und Maschinenwesen staatlicher und 
mmunaler Verwaltungen in Essen gesondert behandelt 


Baudirektor Dipl.-Ing. H. Brenner, Stuttgart: Bauliche 
raussetzungen zur Schaffung tragbarer Bau- und Be- 
"Webskosten für Zentralheizungen im Wohnungsbau aus 
Sautscher Sicht. 


Die Baukosten eines Gebäudes müssen in einem bestimm- 
in Verhältnis zu den Betriebskosten einer Zentralheizung 
Shen. Bei neuen Siedlungsgebieten sollten die Architekten 
Hauptachsen der Gebäude so legen, daß die Sonnen- 
e so gut wie möglich ausgenutzt wird. DIN 4108 ist 
eine Mindestforderung für den Wärmeschutz im Hoch- 


> 
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aßnahmen zur Verhinderung des Eindringens von Schlag- 
en in die Außenwände müssen getroffen werden, ohne 


Atmungsfähigkeit wesentlich zu beeinträchtigen. 


EB Ba EN 
EIEIEIEZEZ EICH EI 
Ed EIE EaE E3EI ES 
Ba EIG Cara DI cz 
[Ca EIER Es BEER 


ld 1. Unterschiede in den Heizkosten bei Abrechnung mittels 
„izkostenverteiler bzw. Fernwärmeanschluß — Wohnblock mit 
4 Wohnungen (je 62,2 m? Wohnfläche) mit großen Fenstern und 

hem Wärmebedarf in freier Lage. Die Kapitalkosten von 
1'6 DM/m? sind in der Miete enthalten. Die mittleren Heizungs- 
sten betragen 3,70 DM/m?, bezogen auf den gesamten Wohn- 
 bek; hierbei sind 50% der Betriebskosten nach m? Wohnfläche 
pauschal umgelegt. 


irdgeschoß 


4 Dr.-Ing. E. Jacobi, Düsseldorf:Vertretbare und erreichbare 


Tafel 1. Höchstwerte für den spez. Wärmebedarf je m? beheizten 
Nutzraum (bezogen auf DIN 4701, Fassung Januar 1959) 


kcal/m®h 
Großes Mehrfamilien- 
wohnhaus mit drei od. 
mehr Treppenhäusern 
oder Reihenhaus mit 
vier Wohngeschossen 35 
wie vor, aber nur mit 
drei Wohngeschossen 37 


kcal/m?h 
Freihstehendes Wohn- 
haus (Zweispänner mit 
zwei Wohngeschossen 
und vier Wohnungen) 45 


Freihstehendes Ein- 

oder Zweifamilien- 
Wohnhaus, eingeschos- 

sig, mit etwa 150 m? 
Wohnfläche, Dachge- 

schoß nicht ausgebaut 

(kein Flachdach) 53 bis 55 


wie vor, aber mit zwei 
Wohngeschossen 40 


Danach folgte das Referat von Min.-Dir. Dipl.-Ing. 
E. Strokirk, Stockholm: Bauliche Voraussetzungen zur 
Schaffung tragbarer Bau- und Betriebskosten für Zentral- 
heizungen im Wohnungsbau aus skandinavischer Sicht. 


Besonders in Schweden wird Wert auf gute Isolierungen 
gelegt. Im Jahr 1956 führte der schwedische Staat Dar- 
lehenszulagen ein, die, aufgeteilt in Klimazonen, für beson- 
ders gute wärmedämmende Außenwände oder für Dreifach- 
Glasfenster vergeben wurden. Die staatlichen Maßnahmen 
haben zur Senkung der K-Werte beigetragen. 


Direktor Dipl.-Ing. @. Düwel, Hamburg: Technische und 
wirtschaftliche Probleme bei Bau und Planung koksge- 
feuerter Blockheizwerke. 


Die Hamburger Gaswerke bauen ihre Heizwerke weiter 
aus. Zur Zeit werden 10000 Wohnungen beheizt, oder die 
Anlagen dafür sind im Bau. Für weitere 20000 Wohnungen 
werden die Blockstationen und Netze geplant. Die rußfreie 
Verbrennung von Koks dient besonders der Lufthygiene. 
Durch Zentralisieren und bei geschultem Fachpersonal er- 
geben sich niedrige Wartungs- und Betriebskosten. Es ist 
geplant, daß ein Mann je Schicht mehrere Heizwerke be- 
dient. Er ist motorisiert und mit Funk ausgerüstet. 


Die Wärme und das Gebrauchswarmwasser werden in 
den Wohnungen durch Wasserzähler gemessen. Ein Kalo- 
rimat im Rücklauf jeder Wohnung dient zur Einstellung 
des größten Temperaturgefälles. Es wird unmittelbar mit 
dem Verbraucher abgerechnet. Er zahlt monatliche Pau- 
schalsummen. 53% der Heizkosten werden durch einen 
Grundpreis gedeckt. Der Rest wird über den Arbeitspreis 
abgerechnet. Je nach der Finanzierung betragen die Heiz- 
kosten bis zu 40 Pf/m? und Monat. 


Dipl.-Ing. E. Henselmann, Hamburg: Fernwärmeversor- 
gung durch Heizkraftwerke, technische und wirtschaftliche 
Probleme. 


Der Wärmeabsatz der öffentlichen Elektrizitätswerke 
steigt jährlich um rd. 20%. Nur mit einer ausgedehnten 
Kraft-Wärmekupplung kann die Fernwärme gegenüber der 
Eigenwärme wettbewerbsfähig bleiben. Dazu eignet sich 
am besten die Entnahme-Kondensationsturbine, die, un- 
abhängig von der zumeist nach der Außentemperatur sich 
ergebenden Heizlast, in einem weitem Bereich der elektri- 
schen Belastung gesteuert werden kann. Wärmeldichte, 
Ausnutzungsdauer- und Stromausbeute sind Planungs- 
grundlagen. Je höher die Netztemperatur festgelegt wird, 
desto kleiner kann das Rohrnetz dimensioniert werden, aber 
desto geringer wird die Stromausbeute. Aus diesen Faktoren 
sind die wirtschaftlichen Grundlagen der Wärmeversorgung 
zu ermitteln, um optimale Ergebnisse zu erzielen. Voraus- 
setzung für eine Städteheizung ist, daß den Wärmever- 
brauchern angemessene Preise angeboten werden. 


Direktor Dipl.-Ing. K. Kastroll, Bremen: Fernwärmever- 
sorgung, wirtschaftliche Konzeption beim Fernheizkraft- 
werk Bremen-Neue Vahr. 


In Bremen-Neue Vahr entsteht bzw. ist eine Satelliten- 
Stadt von 2,2 km? Größe und für etwa 40 000 Menschen ent- 
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standen. Alle Neubauten werden von den Stadtwerken 
Bremen ferngeheizt. Das neu errichtete Heizkraftwerk liegt 
mitten im Wohngebiet; installiert sind zwei Gasturbinen 
mit je 25 MW, vier Ölheizkessel und vier Elektrokessel 
mit einer Wärmeleistung von rd. 95 Gcal/h. Zur besseren 
wirtschaftlichen Ausnutzung der Turbinen kann in zwei 
Behältern Heißwasser aufgenommen und damit eine Lei- 
stung von etwa 55 Gcal gespeichert werden. Vom Heizkraft- 
werk aus wird die Wärme über acht Blockstationen in die 
Häuser verteilt. Jede Wohnung ist mit einem Wassermesser 
und einem Thermostaten versehen, der die Rücklauftempe- 
ratur beeinflußt. So hat jeder Wohnungsinhaber die Mög- 
lichkeit, durch sparsames Heizen die Höhe seiner Heiz- 
kosten zu beeinflussen. Die Lage des Gasturbinenwerks 
unmittelbar im Wohngebiet erforderte besonders sorgfältige 
Geräuschdämmung. An der Grundstücksgrenze konnten 
Höchstwerte von nur etwa 50 Phon gemessen werden. Die 
SO, -Immissionen werden überwacht; höhere Werte als 
0,5 mg SO,/m? Luft wurden nicht festgestellt. Dieser Wert 
ist von der Behörde als zulässig anerkannt worden. 


Reg.-Dir. Dr.-Ing. A. Kollmar, Berlin: Möglichkeiten 
und Grenzen höherer Vorlaufstemperaturen und größere 
Temperaturspreizungen. 


Neuere Heizsysteme zeigen die Tendenz für höhere Heiz- 
wassertemperaturen und größere Temperaturspreizungen. 
Die dadurch sich ergebenden kleinen Rohrdurchmesser ver- 
billigen zwar die Anlagekosten, erfordern aber eine sorgfäl- 
tige Wasseraufbereitung. Im Bild wurden die verringerten 
Rohrleitungskosten dem zusätzlichen Kraftbedarf für die 
Umwälzpumpe gegenübergestellt. Die hygienischen und 
physiologischen Probleme, die sich aus der höheren Heiz- 
körpertemperatur ergeben, wurden behandelt. Trockene 
Destillation und Verschwelung tierischer und pflanzlicher 
Mikroorganismen können in Verbindung mit thermischer 
und mechanischer Luftströmung Gase bilden und Gerüche 
hervorrufen. Gute Raumpflege, bakterizide Eigenschaften 
der Raumauskleidung und Einrichtungsgegenstände sind 
vorbeugende Maßnahmen. Dazu kommt die wärmephysiolo- 
gische Auswirkung aus dem sich einstellenden Temperatur- 
profil. Dieses ist abhängig von der Heizflächentemperatur, 
Heizflächenaufstellung, seiner strahlenden und konvektiven 
Wärmeabgabe, dem Wärmebedarf und den Raumabmes- 
sungen. 


Der Vortragende zeigte in einem Diagramm ein Annähe- 
rungsverfahren zur Vorausbestimmung des Temperatur- 
profils. Dabei ergibt sich, daß unter Beachtung der Behag- 
lichkeit die Heizlufttemperatur nicht zu hoch sein darf, 
während die Heizflächentemperatur beliebige Werte anneh- 
men kann. Er erläuterte ferner die Heizflächenausbildung 
für höhere Temperaturen und Drücke unter der Voraus- 
setzung, daß die Heizlufttemperatur in den vorgeschriebe- 
nen Grenzen verbleibt. Die Induktionsapparate von Hoch- 
druck-Klimaanlagen ergeben besonders günstige Tempera- 
turprofile im Raum. Ihre Verwendung in Krankenhäusern 
und Schulen sollte erwogen werden. @. Requadt 


DK 614.825 
Kampf gegen den Elektrounfall 


Am 17. und 18. Mai 1961 hat in Wien die 34. Arbeitsta- 
gung des Arbeitsausschusses Sicherheitstechnik des Unfall- 
verhütungsdienstes in der Allgemeinen Unfallversicherungs- 
anstalt stattgefunden, die sich in besonderer Weise mit den 
Aufgaben des Elektroschutzes beschäftigt hat. Aus diesem 
Anlaß, und um gleichzeitig den 90jährigen Prof. Dr. Stephan 
Jellinek zu ehren, der sein langes Leben der Erforschung der 
Gefahren des elektrischen Stromes für den menschlichen 
Organismus gewidmet hat, befaßt sich Heft 9 vom 1. Mai 
1961 der Zeitschrift „Blektrotechnik und Maschinenbau“, 
Organ des Österreichischen Verbandes für Elektrotechnik, 
mit den Problemen des Elektroschutzes in der Hoffnung, 
„daß die gesetzlichen Grundlagen für die von uns“ — d.h. 
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vom Verband — ‚seit 1888 ausgearbeiteten Sicherheitsvor 
schriften von den zuständigen Behörden endlich geschakte. 4 
und in Kraft gesetzt werden ...“ | 
Das Fachheft wird durch einen Aufsatz von F. Sa 
Wien, über den Elektroschutz bei Arbeiten an Hochspan ! 
nungsanlagen eingeleitet. Dabei werden namentlich di 
technischen und organisatorischen Grundlagen für di h 
Durchführung der fünf wichtigsten Sicherheitsregeln—1. Ah ! 
schalten, 2. Spannungsfreiheit prüfen, 3. gegen Wieder 
einschalten sichern, 4. Erden und Kurzschließen, 5. Ah 
decken und Abgrenzen — erläutert. Kennzeichnend für dei]. 
erfolgverbürgenden Einsatz von technischen Sicherheits I) 
maßnahmen, so heißt es in der Zusammenfassung zu dieser} 
Aufsatz, ist die sinngemäße Anwendung mehrerer in del 
Wirkung gleichgerichteter Vorkehrungen. Die sich übe 
schneidenden Funktionen geben einen mehrfachen Schut! 
gegen Fehlschaltungen oder die Auswirkung eines versd) 
hentlichen unter-Spannung-Setzens der Arbeitsstelle. De} 
technischen Schutzmaßnahmen kommt grundsätzlich de 
Vorzug vor den psychologischen zu. 
F. Schaffer, Wien, behandelt die Problematik des Blekt 
troschutzes bei ortsveränderlichen Elektrogeräten. Zweck! 
Wahl der zweckmäßigsten Schutzmaßnahme stellt er fo 
gendes Schema auf: 
1. Beschaffenheit des Netzes (Spannung gegen Erde, zul 
lässige Schutzmaßnahmen), 
2. Art und Beschaffenheit der anzuschließenden Gerätil 
3. Art der durchzuführenden Arbeit und Betriebsmilie 
(mechanische, klimatische und chemische Beanspruchur 
gen, am Verwendungsort vorhandene Schutzmaßnahmen) 
Ausmaß der Erdschlußgefahr), 
4. besondere gesetzliche Bestimmungen (z.B. vorg; 
schriebene Anwendung von Kleinspannung), 
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5. sonstige Gefährdungsmöglichkeiten (Fremdspann 
gen, Hereinbringen von Erdpotential durch den Schutzl 
ter in wenig erdschlußgefährdete Räume usw.). 


Erst durch sorgfältiges Abwägen der verschiedenen Ei 
flüsse und Gesichtspunkte gelangt man zu der Schutzma 
nahme, die der gegebenen Lage optimal angepaßt ist. 


Über die Bedeutung hochempfindlicher u | 
schutzschalter von der Seite der Praxis her referier 
G. Amon und L. Havran, Wien. Auf dem Markt befinden si# 
heute bereits FI-Schalter mit Auslösefehlergrenzströmd 
von 25, 35, 80 und 120 mA, denen Nennwerte des Auslösi 
fehlerstromes von 200, 400, 500 und 600 mA entsprecheji 
Durch einen hochempfindlichen Fehlerstromschutzschalt 
kann man auch bei Schutzleiterunterbrechungen ein / 
schalten erreichen, wenn ein schlechtes Gerät mehr odl 
weniger gut zufällig geerdet ist. Dies wird an zwei Beispij 
len erläutert. Mit Bezug auf die Abschaltung durch d 
beim Unfall durch den menschlichen Körper fließend!) 
Strom kann heute als erwiesen gelten, daß es ohne weiten 
möglich ist, bei Fehlerstromschutzschaltern mit Impulsau: 
lösung den Auslösegrenzstrom auf 50 mA herabzusetz& 
ohne daß Störungen durch Ableitströme in normalen Ha 
halt- und landwirtschaftlichen Installationen auftrete 
Ein weiteres bemerkenswertes Anwendungsgebiet ergil 
sich für FI-Schutzschalter mit zeitabhängiger Auslöseke b 
linie in allen jenen Fällen, in denen von vornherein mit ! 
hen Erdungswiderständen gerechnet werden muß. Der Fd 
lerstromschutzschalter könnte dann gewissermaßen als A" 
schaltorgan für die Schutzmaßnahme Schutzerdung die L! 
tungsschutzorgane ablösen. — Abschließend gehen die V 

fasser auf Messungen an einem Mannschaftswagen ( 
Österreichischen Mineralölverwaltung ein, bei dem ein 1% 
Schutzschalter mit Impulsauslösung eingesetzt worden w| 4 


@. Biegelmeier, Wien, erläutert eine transportable 
monstrationsanlage, die aus vier Tafeln: der Transformati) N 
tafel, der Freileitungstafel, der Verbrauchertafel und ei! 
Menschentafel besteht. Mit ihr können die Unfall- \ 
Brandgefahren in elektrischen Anlagen vorgeführt und v 
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Ye 
shiedene Fragen beantwortet werden, die sich bei der An- 


rendung der Schutzerdung, der Nullung, der Fehlerspan- 
Jungs- und Fehlerstromschutzschaltung ergeben. 


'\ Weitere Aufsätze des Heftes: Elektrounfall und vegeta- 
‚ve Konstitution (F. Kracmar, Wien) — Elektrizitätsspu- 
‚ınan Metallen (F. Maresch, Wien) — Messung des Körper- 
iderstandes und der Körperkapazität mittels einer Wech- 
»lstrombrücke (F. Kracmar, Wien) — Sicherheit und Wer- 
Jung (F. Kerkoszek, Wien). 


ni 


4 Recht aufschlußreich ist die vom Bundesministerium für 
"landel und Wiederaufbau mitgeteilte „Zentralstatistik 
‚lektrischer Unfälle für das Jahr 1959“. Sie erfaßt 422 Un- 
‚\ille durch elektrischen Strom, von denen 69 tödlich ver- 
"ufen sind; die Unfälle werden ausgewertet nach Berufs- 
ten, Betriebsklassen, Unfallstelle, Unfallursache, Höhe 
Jar Spannung, Stromart, Art der Verletzung und der Un- 
ille, Stromdurchgang, Geschlecht der Verletzten, Unfall- 
t, Monat und Bundesland. — Die Gesamtzahl der Un- 
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„undesbaugesetz — Seine Bedeutung für Planung, Bauund 
') Unterhaltung von Energie-Versorgungsanlagen (mit Ge- 
f setzestext). Von @. Butze. 139 S., Format DIN A 5. Ver- 
3 lags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke 
mbH, Frankfurt am Main 1961. Preis Ganzl. 9,— DM. 


Das Bundesbaugesetz, zu begrüßen als bundeseinheitliche 
legelung des Städtebaurechts, ist mit seinen 189 meist um- 
ngreichen Paragraphen kein einfaches, leicht verständ- 
"hes und leicht zu handhabendes Gesetz. So sind Planung, 
"au und Unterhaltung von Energieversorgungsanlagen an 
elen verstreuten Stellen des Gesetzes geregelt oder ange- 
Srochen. Für die Energiewirtschaft bestand daher ein 
Ssingendes Bedürfnis nach einem Leitfaden, der durch 
aen Kommentar nicht ersetzt werden kann. Ein solcher 
lg nun rechtzeitig zum 29. Juni 1961 vor, zu dem Tage, an 
»m die Planungsvorschriften des Bundesbaugesetzes in 
raft traten. 


erichtige Einordnung der Versorgungsanlagen in den Rah- 
‚en des Gesetzes herangewachsen. Hier zeigte sich die wich- 


m so wichtiger ist die Kenntnis des Gesetzes, um so wich- 
ger auch dieZusammenarbeit der Versorgungsunternehmen 


azu leistet der Verfasser einen wesentlichen Beitrag. 


} Die Schrift ist durchweg vom Standpunkt der Versor- 


ieweit eigene Planungen der Versorgungsunternehmen bei 
»r Planung der Gemeinden mit Vorrang berücksichtigt 
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werden müssen, und für die Frage, ob zu den Versorgungs- 
flächen im Sinne des Gesetzes auch solche für Erzeugungs- 
anlagen zu rechnen sind. Wertvoll sind die Abgrenzungen 
des Baurechts vom Energiewirtschaftsrecht, die der Ver- 
fasser für das Verhältnis der Allgemeinen Versorgungsbe- 
dingungen und der Enteignungsvorschrift ($ 11) des Ener- 
giewirtschaftsgesetzes zum Bundesbaugesetz trifft. Auch die 
Fragen, die sich aus dem Vorkaufsrecht der Gemeinden für 
Versorgungsflächen zugunsten des Versorgungsunterneh- 
mens und aus ihrem Enteignungsrecht für solche Flächen 
(mit der Rechtspflicht zur Weiterübertragung an das Ver- 
sorgungsunternehmen ohne Gewinn) ergeben, sind ange- 
schnitten. Wichtig ist der Hinweis auf die grundsätzliche . 
Bedeutung des $ 94 Absatz 1 BBauGes, wonach eine Ent- 
schädigung nur verlangen kann, wer einen Rechtsverlust 
und dadurch einen Vermögensnachteil erleidet (Problem 
der Entschädigung für Überspannung von Grundstücken). 
Zum praktischen Helfer der Energieversorgungsunterneh- 
men wird die Schrift nicht zuletzt durch die im Text beson- 
ders kenntlich gemachten Empfehlungen, die aus der 
Interpretation des Gesetzes die Schlußfolgerungen ziehen. 


Beim Studium und bei der Benutzung der Schrift wird 
die Doppelrolle deutlich, in welche die öffentliche Versor- 
gung durch das Bundesbaugesetz versetzt ist, einerseits 
„Wirtschaft“, andererseits Träger ‚öffentlicher Belange“ 
zu sein. Zwar hat die öffentlichen Energieversorgung schon 
auf Grund des Energiewirtschaftsgesetzes diese Doppelrolle, 
im Bundesbaugesetz überschneiden sich aber beide Be- 
reiche nicht selten. Insofern wird man bei der Aus- 
legung und Anwendung des Gesetzes noch vor manche 
grundsätzliche Frage gestellt werden. Mehr auf die prak- 
tischen Schwierigkeiten weist der Verfasser hin, wenn er 
abschließend (S. 62) bemerkt, daß notfalls der Gesetzgeber 
veranlaßt werden müßte, für den Bau von Versorgungsan- 
lagen ein besonderes gesetzliches Planungsverfahren zu 
schaffen, falls die Anwendung des neuen Baurechts für die 
Energieversorgungsunternehmen zu große Belastungen 
bringen sollte. 


Vielleicht wird der Verfasser schon in ein bis zwei Jahren 
seiner Schrift eine neue Auflage folgen lassen können, in der 
die inzwischen gemachten Erfahrungen verarbeitet sind; 
dies wäre zu begrüßen. Zunächst ist aber dem vorliegenden 
Band Verbreitung und Beachtung nicht nur in den Kreisen 
der Versorgungswirtschaft, sondern auch bei allen an der 
Bauplanung beteiligten Stellen zu wünschen. 

H. Fischerhof 


Verkaufsabr:chnung in Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men. 96 v., 20 Taf., Format DIN A 5. Verlags- und Wirt- 
schaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke mbH, Frank- 
furt am Main 1961. Preis Ganzleinen 11,— DM. 


Rationalisierungsmaßnahen in der Abrechnung der ver- 
kauften elektrischen Energie stehen im Vordergrund vieler 
Überlegungen in den kaufmännischen Abteilungen der EVU. 
Bei der Einführung neuer Verfahren spielt vielfach der Ein- 
satz maschineller Hilfsmittel eine große Rolle. Der Zwang 
zur Rationalisierung wird darüber hinaus durch die be- 
kannten Engpässe auf dem Arbeitsmarkt erheblich beein- 
flußt. 


Mit der vorliegenden Arbeit gibt der VDEW Arbeitskreis 
„Verkaufsabrechnung‘ eine systematische Darstellung der 
Aufgaben und Gegebenheiten der Verkaufsabrechnung, der 
Abrechnungsverfahren sowie der Organisationsformen beim 
Stromverkauf nach allgemeinen Tarifen, nach Sonderver- 
trägen und in Querverbundunternehmen. Ferner werden die 
Auswirkungen dieser oder jener Abrechnungsform auf die 
Wirtschaftlichkeit ausführlich behandelt und viele Wege 
aufgezeigt, wie rationalisiert werden kann. Zahlreiche Rech- 
nungsbeispiele dienen dem besseren praktischen Verständ- 
nis. 


Diese von maßgeblichen Sachkennern dieses Fachgebiets 
geschaffene Schrift sollte in den kaufmännischen Abteilun- 
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gen der EVU allen mit der Verkaufsabrechnung betrauten 
Mitarbeitern zugänglich gemacht werden, um die Kenntnis 
der Zusammenhänge zu vertiefen und zum Nachdenken an- 
zuregen. Kö 


Der Freileitungsbau. Von H. Rieger. 312 S., 164 B., 58 Taf., 
Format 16 cm x 23,5 em. Springer-Verlag, Berlin, Göt- 
tingen, Heidelberg 1960. Preis Ganzleinen 45,— DM. 
Das deutschsprachige Schrifttum ist nicht sehr reich an 

zusammenfassenden Darstellungen des Baues von Stark- 

strom-Freileitungen. In Anbetracht der Tatsache, daß be- 
sonders der Bau von Leitungen für hohe und höchste Be- 
triebsspannungen in den letzten Jahrzehnten eine außer- 
ordentliche Bedeutung gewonnen hat, stellt die Neuerschei- 
nung eine sehr begrüßenswerte Bereicherung auf diesem 

Gebiet dar. 

Das Buch ist so eingeteilt, daß zunächst in einem Haupt- 
abschnitt Planung und Berechnung der Leitungen einge- 
hend behandelt werden (Wahl der Leiter mit Anleitung zur 
Durchhangsberechnung, Wahl der Betriebsspannung und 
dementsprechend Festlegung des elektrischen und mechani- 
schen Aufbaues der Leitung). In den weiteren Abschnitten 
werden die Isolatoren aller heute üblichen Werkstoffe, die 
Zubehörteile (Armaturen aller Art), die Erdungsfragen, der 
Erdseilschutz und die Leitungsträger (Maste einschließlich 
deren Gründungen) behandelt. Im letzten Abschnitt wird 
schließlich noch die Montage der Leitungen eingehend be- 
schrieben. Als wertvolle Hilfe für das Aufsuchen von Unter- 
lagen für ein genaueres Studium einzelner Fragen steht dem 
Benutzer des Buches ein umfangreiches Schrifttumsver- 
zeichnis zur Verfügung. 

Das Buch stellt sowohl für den Ingenieur, der die Aufgabe 
hat, Leitungen zu entwerfen, als auch für den Studierenden 
der Starkstromtechnik ein sehr wertvolles Hilfsmittel dar. 

H. Meyer 


Transduktortechnik. Theorie und Anwendung steuerbarer 
Drosseln. Von W. Schilling. 267 S., 193 B., Format 8°. 
R. Oldenbourg Verlag, München 1960. Preis Leinen 
40,— DM. 


Transduktoren oder magnetische Verstärker sind als ro- 
buste und wartungsfreie Elemente der Steuerungstechnik 
und der Regelungstechnik bekannt. Das Verständnis ihrer 
Wirkungsweise wird durch die Nichtlinearität der grund- 
sätzlichen Bauelemente dieser Verstärker, nämlich sättig- 
bare Drosseln und ungesteuerte Ventile, sehr erschwert, so- 
wohl hinsichtlich des rein stationären Verhaltens als auch 
ganz besonders im dynamischen Betrieb. 


Das oben genannte Buch gibt eine leichtfaßliche Einfüh- 
rung in Wirkungsweise, Aufbau und Berechnung solcher 
Verstärker mit einem Ausblick auf Anwendungen. Nach einer 
ausführlichen Erörterung der Ummagnetisierung von Dros- 
seln mit geschlossenem Eisenkern werden die grundlegenden 
Schaltungen und Steuerungsarten eingehend besprochen: 
stromsteuernde und spannungssteuernde Transduktoren in 
Einweg-, Zweiweg- und Dreiphasenschaltung bei Durchflu- 
tungssteuerung oder Steuerung mit Spannungs-Zeit-Flä- 
chen. Nach einer Untersuchung der dynamischen Eigen- 
schaften folgen einige charakteristische Anwendungsbei- 
spiele. Ausführliche Berechnungsbeispiele schließen das 
sorgfältig geschriebene und recht umfassende Werk ab. Zum 
Verständnis trägt eine große Zahl von Oszillogrammen bei. 


Nach Meinung des Rezensenten hätte jedoch eine stär- 
kere Idealisierung der Bauelemente (Rechteckschleifen 
oder Parallelogrammschleifen an Stelle der real gekrümm- 
ten), vor allem in den anfänglichen Abschnitten, die prin- 
zipiellen Prozesse gegenüber den sekundären stärker her- 
vorgehoben. Den bekannten Verfasser mag jedoch für die 
gewählte Darstellung der Wunsch geleitet haben, unter 
möglichst weitgehender Vermeidung von komplizierten 
ideal konstruierten Prozessen und Mathematik vor allem 
den Praktiker anzusprechen. H. Dietz 
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Wechselstrommaschinen. Von #. Kübler und Th. Wer: 
5., überarb. Aufl. 220 S., 221 B., Format 16 cemx 23 em 
B. G. Teubner Verlagsgesellschaft, Stuttgart 1961. Prei 
Halbleinen 22,80 DM. 


Der Band ‚‚Wechselstrommaschinen‘“ innerhalb der vo 
Moeller herausgegebenen Reihe „Leitfaden der Elektrcı 
technik‘‘ wird jetzt bereits in einer 5., überarbeiteten Auf 
lage vorgelegt. Gegenüber der 1957 erschienenen weites 
gehend neu bearbeiteten 4. Auflage sind größere Änderur 
gen diesmal nicht vorgenommen worden. 


In den ersten sechs Hauptabschnitten werden behandelt! 
Regeln für Zählpfeile und Zeigerdiagramme, Transforma 
toren, Gemeinsame Erscheinungen in rotierenden Wechset 
strommaschinen, der Asyncehronmotor, die Synchronme 
schine und — in einem sehr knappen Überblick — die Ko 
mutatormaschinen. Die Kapitel über Transformatorerk 
Asynchronmotoren und Synchronmaschinen sind dure! 
vollständige Nachrechnungen von gegebenen Maschine 
vorteilhaft ergänzt. Der siebente Teil des Buches brin 
dann eine übersichtliche Zusammenstellung der wichtigste! 
Normen und VDE-Bestimmungen sowie ein recht umfang 
reiches Verzeichnis der verwendeten Formelgrößen und de 
Sachweiser. 

Der Sachweiser, die vorbildliche Benummerung der Glel) 
chungen und der Abbildungen gestatten ein rasches Nacll. 
schlagen; die 221 zum größten Teil farbigen Abbildunge 
erleichtern das Verständnis des Gebotenen außerordentlic 
und geben dem Buche ein recht freundliches Aussehen. 


Die Verfasser geben an, auch in diesem Bande des „‚Leik 
fadens‘‘ bevorzugt Größengleichungen zu verwenden. Lell 


der wird allzu oft ohne ersichtlichen Grund von dieser Reg 


pn 
0 


abgewichen. So wird immer wieder f= anstatt f=p' 


und M 070 — anstatt M = geschrieben. Auch soll 
man besser n; =3000 min’! schreiben anstatt ng =3000 | 
min (8. 91). Direkt falsch aber ist die leider immer wied!' 
anzutreffende Schreibweise der Gleichung 55.1; denn b 
spielsweise 0,01 : 100 ergibt 1 und nicht etwa 1%. Abgeı 
hen von diesen und anderen kleinen Unstimmigkeiten ul 
Fehlern läßt sich aber doch sagen, daß das Buch als ganzlı 

sehr brauchbar ist und sich neben einer guten Vorlesung N 
Ingenieurschulen als Vertiefungs- und Übungslektüre em! 
fehlen läßt. J. W. Schroedt 


| 


" 
| 


Grundriß der praktischen Regelungstechnik. Von E. Sa 
334 S., 195 B., Format 8°. R. Oldenbourg Verlag, Mü 
chen 1961. Preis 24,— DM. | 
Auf dem Gebiet der Regelungstechnik war es für den mt 

thematisch ungeschulten Leser bisher nur schwer mögli \ 

sich an Hand von Büchern Grundkenntnisse anzueignef 
denn fast alle Beschreibungen sind stark mathematist 

orientiert und ohne die Kenntnis von Differentialgleich f 

gen und Laplace-Transformation nicht zu verstehen. D 

Ziel des vorliegenden Werkes ist es, diese Lücke im regelung‘ 

technischen Schrifttum zu schließen, indem es die physi 


lisch-technischen Zusammenhänge und die praktische 
gelungstechnik in den Vordergrund stellt. 


Im ersten Kapitel werden Grundbegriffe und Definitih 
nen behandelt, dann geht der Verfasser auf Regelstree d 
und Regler ein und befaßt sich in den weiteren Kapiteln | 
dem Verhalten der Regelkreise für verschiedene Streck na 
typen bei Verwendung von unstetigen und stetigen Rd 
lern. Im letzten Kapitel werden kurz Programm-Regelu 
gen, Kaskadenregelungen und Folgeregelungen erläutel‘ 
Am Ende jedes Abschnittes sind die behandelten Begri 
noch einmal zusammengefaßt und erklärt, wodurch ( 
Einarbeiten in den Stoff sehr erleichtert wird. 


Das Buch gibt einen sehr guten Überblick über die bei 
automatischen Regelung anfallenden Aufgaben und die 3 
Verfügung stehenden Lösungsmöglichkeiten. Die mathers 
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schen Anforderungen, die an den Leser gestellt werden, 
hen über die Verhältnisrechnung nicht hinaus. Auf die 
\adurch besonders bei De en anuesaen oder bei 
\omplizierten Problemen gegebenen Grenzen weist der Ver- 
\ısser immer wieder hin, so daß beim Leser kein falscher 
Iindruck über die Problematik in der Regelungstechnik 
Iıtsteht. Hervorzuheben ist die klare und anschauliche Dar- 
‚\ellung, die durch die gute Gliederung und die vielen Ab- 
i ldungen noch unterstützt wird. 


" Das Buch sei allen, die mit praktischen Regelungsaufga- 
“»n zu tun haben oder sich in die Rege lungstechnik einar- 
(piten wollen, bestens empfohlen. H. Schmidt 


i 


| 


# Persönliches 


| 


# Generaldirektor i. R. Egon Bohle, Köln, seit 1955 Ehren- 
itglied der VDEW, ist am 1. August 1961 nach einem er- 
"liten Leben im Alter von fast 80 Jahren verschieden. Die 
(abensarbeit des gebürtigen Westfalen galt den Versor- 

Singsbetrieben von Köln, der Stadt, die 1945 in Schutt und 

sche lag, und deren Versorgung mit Strom, Gas und Was- 
rer mit zäher Energie in v erhältnismäßig kurzer Zeit wie- 
Sr in Gang gebracht hat. 


"Nach siebenjähriger Tätigkeit in einem Industrieunter- 
ıhmen in Köln-Ehrenfeld trat #. Bohle im Jahr 1902 in die 
ienste der Stadt Köln. Er erlebte in den zwanziger Jahren 
eres Jahrhunderts unter der Oberbürgermeisterschaft 
Im Dr. Konrad Adenauer die Blütezeit auch der öffent- 
hen Dienste; es ist die Zeit der großen Eingemeindungen 
Aid der weitläufigen Planungen der Verteilung von Über- 
“adstrom aus dem Vorgebirge und von Ferngas aus dem 
Siichener und aus dem Ruhr-Revier. Nach Kriegsende trat 
»hle an die Spitze der Werke, im Mai 1945 wurde er zum 
"bigeordneten der Stadt gewählt und 1948 erhielt er die 
ntsbezeichnung ‚‚Generaldirektor‘‘. Im März 1952 feierte 
ai sein 50jähriges Dienstjubiläum und Ende 1953 trat der 
jährige in den wohlverdienten Ruhestand. 


Wie die Stadt seines längjahrigen fruchtbaren Wirkens, 
"&schuldet darüber hinaus auch die gesamte deutsche Ener- 
»wirtschaft und besonders die Elektrizitätsversorgung 
m Verstorbenen großen Dank. Als es im Jahr 1947 galt, 
weder eine Interessenvertretung aufzubauen, war E. Bohle 
ıer der ersten, der sich zur Verfügung stellte. Als Vorsit- 
“ader der späteren Landesgruppe Nordrhein-Westfalen 
d Mitglied des Vorstandsrats der VDEW hat er dank sei- 
ir reichen Erfahrungen und umfassenden Sachkenntnis 
sn der Gründung des Einheitsverbandes an tatkräftigen 
ıteil am Geschick und Gedeihen der VDEW genommen. 


enmitglied während der Mitgliederversammlung 1955 in 
hamburg ausgehändigt wurde, werden seine Bemühungen 
a die Gründung der VDEW, seine Tatkraft und sein aus- 


de haben sich neue Konturen zu einem neuen Stadtbild 
ammengefunden, rings um den altehrwürdigen Kölner 
om. Schr 
* 

f 
Am 8. August 1961 vollendete Dipl.-Ing. Dr.-Ing. E. h. 
‚Io Anschütz, Geschäftsführer der L. & C. Steinmüller 
aa Gummersbach, sein 65. Lebensjahr. Er studierte 
der TH Darmstadt und war nach seinem Diplomexamen 
rt fünf Jahre erster Assistent bei dem damals weit be- 
"lnnten Professor Eberle am Lehrstuhl für Wärmetechnik. 
"a Jahre 1928 trat er bei Steinmüller ein und wurde mit 
r Leitung der Zweigstellen im mitteldeutschen Raum 


betraut. 1947 kam er zum Stammhaus und übernahm die 
Leitung der Abteilungen Verkauf, Forschung und Neuent- 
wicklungen; 1955 wurde er zum Geschäftsführer bestellt. 


Neben der Ausweitung des Inlandsgeschäftes galt sein be- 
sonderes Augenmerk der Pflege der Geschäftsbeziehungen 
mit dem europäischen und überseeischen Ausland. Bereits 
während seiner Tätigkeit im Außendienst beeinflußte An- 
schütz auf Grund seiner großen Betriebserfahrungen die 
Entwicklung im Bau von Großkesselanlagen. Die TH 
Darmstadt verlieh ihm 1956 die Würde eines Ehrensena- 
tors und im Juli 1961 in Anerkennung seiner schöpferischen 
technisch-wissenschaftlichen Leistungen bei der Entwick- 
lung kohlenstaubgefeuerter Großkessel und in Würdigung 
seiner Erfolge bei der Einführung wissenschaftlicher Metho- 
den im Dampfkesselwesen die Würde eines Doktor-Ingeni- 
eurs ehrenhalber. fi 


* 


Am 21. August 1961 vollendete 
Direktor Dipl.-Ing. Ferdinand 
Präuner, Koblenzer Klektrizitäts- 
werk und Verkehrs-Aktiengesell- 
schaft (KEVAG), sein 60. Lebens- 
jahr. Im Kreis Mittelfranken ge- 
boren, war er nach Abschluß seines 
Studiums an der TH München im 
Jahr 1924 zunächst als Projektie- 
rungsingenieur für Straßen- und 
Kleinbahnen bei den Siemens- 
Schuckertwerken in Berlin tätig. 
Von 1927 bis 1935 stand er als 
Direktionsassistent bei den Stadtwerken in Weimar (Thür.) 
in Diensten, und zwar auf den Gebieten Gas, Wasser, Elek- 
trizität und Verkehr, danach einige Jahre als Oberingenieur 
bei den Stadtwerken in Halberstadt für die Elektrizitätsver- 
sorgung und den Verkehr. 


Im Jahre 1938 kam Präuner zur Koblenzer Straßenbahn- 
gesellschaft, der heutigen KEVAG, und leitete als Be- 
triebsdirektor die Verkehrsbetriebe. 1952 wurde er in den 
Vorstand berufen. Seit April 1961 ist er technischer Vorstand 
des Gesamtunternehmens. 


In den fast 23 Jahren seiner vielseitigen Tätigkeit hat sich 
Direktor Präuner durch seine Initiative und durch sein 
schnelles Handeln insbesondere beim Wiederaufbau der 
völlig zerstörten Verkehrsbetriebe Verdienste erworben, 
ebenso bei der Umstellung der Straßenbahnlinien auf Obus- 
und Omnibusbetrieb. Neben seiner hauptberuflichen Tätig- 
keit ist Direktor Präuner unter anderern Mitglied des Vor- 
standes der Landesgruppe Rheinland-Pfalz der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW). 


* 


Dem o. Professor Dr.-Ing. Hans Piloty (TH München) 
wurde von der TH Stuttgart die Würde eines Doktor- 
Ingenieurs ehrenhalber verliehen, weil er durch die Ent- 
deckung allgemeiner Gesetzmäßigkeiten und nützlicher ma- 
thematischer Verfahren einen der bedeutsamsten Beiträge 
zur Synthese elektrischer Netzwerke geleistet und durch 
die Entwicklung einer programmgesteuerten elektronischen 
Rechenmaschine die deutschen Bemühungen auf diesem 
Gebiet wesentlich gefördert hat. of 


Hus derllibeit da VDEW 


Monatliche Schnellstatistik der VDEW, Juli 1961 
Bundesrepublik einschließlich Saarland 

Die Brutto-Erzeugung der Kraftwerke des Berichtskrei- 
ses (rd. 98% der öffentlichen Versorgung) betrugim Juli 1961 


5,62 Mrd kWh. Auf Normalarbeitstage bezogen, stieg sie 
um 6,6% gegenüber Juli 1960 an undt blieb um 2,1% gegen- 
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über Juni 1961 zurück. Während inden Tafel 1. Erzeugung in öffentlichen Kraftwerken der Bundesrepublik ein- 
letzten Monaten die Erzeugung der schließlich des Saarlandes (Teilerhebung, rd. 98%) und West-Berlins (Gesamt, 
Wasserkraftwerke höhere Steigerungs- erhebung) im Juli 1961 
raten gegenüber dem Vorjahr aufgewie- 


sen hatte als die der Wärmekraftwerke, 
war die Zunahme im Berichtsmonat mit 
5,6%, geringer. Vorwiegend ist dies da- 
durch bedingt, daß die Wasserverhält- 
nisse schon im Vergleichsmonat Juli 1960 
günstig waren. Die Wärmekraftwerke 
erhöhten ihre Erzeugung um 6,9% gegen- 
über dem Vorjahresmonat und vermin- 
derten sie um nur 0,3% gegenüber dem 
Vormonat. 

An der Gesamterzeugung waren be- 
teiligt die Wärmekraftwerke mit 80,3% 
(Juli 1960 80,1%) und die Wasserkraft- 
werke mit 19,7% (Juli 1960 19,9%). 


Der Austausch über die Grenzen des 
Bundesgebietes war wiederum durch 
eine starke Erhöhung der Einfuhr und 
eine leichte Verminderung der Ausfuhr 
gekennzeichnet. Es ergab sich so ein 
Einfuhrsaldo von 739 Mio kWh; im Juli 
1960 hatte die Netto-Einfuhr 577 Mio 
kWh betragen. 


Die Einspeisung der industriellen 

Eigenanlagen in das Netz des Berichts- 
kreises betrug im Juli 1961 1114 Mio 
kWh. Bei gleicher Abgrenzung des Er- 
fassungskreises und normalarbeitstäg- 
licher Berechnung ist dies gegenüber 
Juli 1960 ein Rückgang um 3,2% und 
gegenüber Juni 1961 eine Zunahme um 
1,2%. 
- Der normalarbeitstägliche Brutto- 
Verbrauch erhöhte sich um 6,5% gegen- 
über dem Vorjahresmonat und blieb um 
1,6% gegenüber dem Vormonat zurück. 
An der Deckung des Verbrauchs waren 
die öffentlichen Kraftwerke mit 73,4%, 
die Einspeisung der Industriekraftwerke 
mit 16,0% und die Netto-Einfuhr mit 
10,6% beteiligt. (Im Juli 1961 betrugen 
die entsprechenden Werte in der glei- 
chen Reihenfolge 73,7%, 17,5% und 
8,8%.) 

Die Engpaßleistung weist gegenüber 
Dezember 1960 eine Zunahme um 438 
MW auf; hiervon entfallen 407MW auf 
Wärmekraftwerke und 31 MW auf 
Wasserkraftwerke. 


West-Berlin 


Die West-Berliner Kraftwerke erzeugten im Juli 1961 
193 Mio kWh. Bei normalarbeitstäglicher Berechnung ist 
dies eine Steigerung um 6,5% gegenüber dem Vorjahres- 
monat und ein Rückgang um 4,0% gegenüber dem Vor- 


monat. 


Der Brutto-Verbrauch betrug 182 Mio kWh, er erhöhte 


Austauschsaldo 


7. Verbrauch einschl. Über- 


Änderung (normal- 


Bundesrepublik Jahr Monat Monat ro 
einschließlich 1960 Juni Juli |8°genY orjahremenet 
Saarland 1961 1961 Juni Juli 
1961 1961 
GWh GWh GWh % % 

1. Brutto-Erzeugung | 
a) in Wärmekraftwerken?) | 57 118,4 4 365,6 | 4 514,7 + 871+69 | 
b) in Wasserkraftwerken 10 886,9 1 168,6 | 1 106,6 +152| +56 ı 
Insgesamt?) 68 005,3 5 534,2 | 5 621,3 — 10,0 | + 6,6 

2. Netto-Erzeugung?) 63 742,1 5187,2 | 5 255,2 + 5,9 

3. Einspeisung 
aus Eigenanlagen?) 14 459,6 1 060,5 | 1114;0 + 0,5| — 3,2 


4. Bezug von außerhalb 
des Bundesgebietes (+) 


5. Abgabe nach außerhalb 
des Bundesgebietes (—) 


6. Arbeitsaufwand der 
Pumpspeicherwerke 


tragungsverluste ohne 
Pumpstromaufwand 


8. Engpaßleistung am 
3. Mittwoch 


a) in Wärmekraftwerken 
b) in Wasserkraftwerken 


West-Berlin 


1. Brutto-Erzeugung 
a) in Wärmekraftwerken 


2. Netto-Erzeugung 


3. Einspeisung 
aus Eigenanlagen 


4. Bezug von außerhalb 
West-Berlins 


7. Verbrauch einschl. 
Übertragungsverluste 


8. Engpaßleistung am 
3. Mittwoch 


a) in Wärmekraftwerken 


!) Dezember 1960 — ?) Normalarbeitstage Juli 1961: 28,45 (Vorjahr 28,50) 
ST, ahres- und Monatswerte 1960 umgerechnet zur Erhaltung der Vergleichbarkeitl 
— Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen 


Tafel 2. Zwölfmonatswerte (Änderung der Summen für de 
Zwölfmonats-Abschnitt, endend mit dem Berichtsmonat,b 
zogen auf den entsprechenden Vorjahresabschnitt) 


August 1960 bis Juli 1961 


Änderung (%) | 
August 1959 bis Juli 1960 


Bundesrepublik | West-Berli N 

2 j # > : E 
a 6,5% a x S 1960 und verminderte sich Netto-Erzeugung N + j 
a 76 SPSERUDT UI Su AR: Einspeisung aus Eigenanlagen + 21 u 
Die Engpaßleistung blieb auch in diesem Berichtsmonat Einfuhrsaldo + 93,6 sl 
unverändert. Brutto-Verbrauch + 90 + 857 
Herausgeberin: Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, Frankfurt am Main. — Schriftleitung: Dipl.-Ing. Konrad Meyi 


und Dipl.-Ing. Heinz Lübbars, beide Frankfurt a. M. — Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke mif 


Frankfurt a. M., Bockenheimer Landstraße 109, Fernschreiber 041 1284 (VDEW), Fernsprecher 770151 | 


Anzeigenpreisliste Nr. 8, — Bankkonto Commerzbank, Frankfurt a. M. — Postscheckkonto Frankfurt a. M. 702 65. — Erscheinun 
weise: Monatlich 2 Hefte, Bezugspreis vierteljährlich 20,— DM (6 Hefte) zuzüglich Versandgebühren. — Einzelheft außer Aboni 


ment 3,80 DM. — Nachdruck von Aufsätzen oder sonstigen Originalbeiträgen dieses Heftes nur mit schriftlicher Genehmigung ( 
Verlages gestattet. — Alle Rechte, auch die des auszugsweisen Nachdrucks, der fotomechanischen Wiedergabe und der Unemeiz | 
vorbehalten. — Druck: Johannes Weisbecker, Frankfurt am Main 


ei 


‚ Unentbehrlich für Elektrizitätswerke 


t die Vielzweckmaschine COBRA. Die nur 23 kg wiegende COBRA 
‘t mit einem Zweitaktmotor ausgestattet. Unabhängig von jeder 
“jemden Energiequelle, praktisch überall und auch von ungelernter 


"and einsetzbar, hilft sie beim 


Tieferden 


}  Bodensondieren 


Verankern von Masten 
Rammen von Pfählen 
Aufbrechen 


und anderem mehr 


} _ Gesteinsbohren 


*  Gräbenziehen 


‘ber 1500 COBRAS sind in Deutschland eingesetzt. — Vorführung, 


aratung, Kundendienst und Verkauf durch die 


4 Deutsche Atlas Copco GmbH 


isen-Kupferdreh, Kupferdreher Str.86, Ruf 481121, FS 0857467 


Sırkaufsbüros: Essen, Frankfurt, Hannover, München, St.Ingbert/Saar 


or __ 


Rev KUPFERABZWEIG- 


KLEMMEN 


>| 


I) Ausgezeichneter 
% Schraubensitz 


\ Vierflächen- 
preßdruck 
bei allen 

= verklemmten 
4 Leitern 


Unverändert 


seit über 
30 Jahren 
bewährt! 


W% 


MUNCHEN 8 
STREITFELDSTR. 15 


db Arcuswerke München 


SCHIFFMAN 


ie 
U 05 23316 TR 4506 26 


| 
| 
| 


VON UNS 
GELIEFERT: 


 RSHBEMEERMENTE 


* Diesel-Kraftwerk Florianopolis (Sta. Catarina, Brasilien) 
3 Einheiten je 1100 kVA 


DEKA LIEFERT: 


DIESEL-KRAFTWERKE 
DIESEL-AGGREGATE 
NOTSTROMANLAGEN 
KOMPRESSOREN - FAHRBAR 
SCHWEISSAGGREGATE 

SCHALTANLAGEN 


>DEKA« DR.-ING. ERICH KLOCKENBERG. 


CHARLOTTENBURG 9 


BERLIN-WEST 
TELEX 0183044- TELEF. 943184/943194 


Als sicherer Schutz gegen gefährliche Berührungsspannungen 


für If IA» 
FISi 25 II - DM 68.- 
FISI 25 IV - DM 75.- 
für Igf 0,5A > 
FISi 25 II-DM 75.- 


FISI 25 IV - DM 77.- 


FISi 25 


für Aufbau 


FISi25 Il, 1 + Mp, für 220 und 125 V 


FISI25 IV, 3 H: Mp, für 380 und 220 V 
Schutzart P43 


gewinnt neben der Fehlerspannungs-Schutzschaltung auch die 
Fehlerstrom-Schutzschaltung nach VDE 0100/11.58 immer mehr an 
Bedeutung und wird insbesondere dort verwendet, wo Pumpen, 
Heißwasserspeicher usw. mit zwangsläufig guter Erde installiert 
sind. An Fl-Schutzschaltern werden unter der SBIK-Bezeichnung 
„Fehlerstromwart‘” nachfolgende Geräte geliefert: 


für Igt IA 
Fit 25 11- DM 
FISt 25 IV - DM 
für Igf 05AJ 
FISt 25 II- DM: 


FISt 251V - DM 


FISt 25 


für Einbau in Zählertafeln 80 x 80 mm 
FISt25 Il, 1 + Mp, für 220 und 125 V 


FISt251V, 3+ Mp, für 380 und 220 V 
Schutzart P 36 


Die Fehlerstromwarte FISi 25 und FiSt 25 mit direkter Auslösung schalten bei 
Grenzfehlerströmen von I A oder 0,5 A ab. Die Ausschaltzeit ist kleiner als O,1 Sek. 


Rat und Auskunft durch den ‚„SBIK-Dienst'' und 


SCHIELE INDUSTRIEWERKE 


HORNBERG/,/SCHWARZWRALDBA 


